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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 3 Minuten 

Präsident Erich Holzinger: Ich e r ö f f n e  die 
570. Sitzung des B undesrates. 

Das Amtliche Protokoll  der 569. Sitzung des Bun­
desrates vom 29. April 1993 ist aufgelegen.  unbean­
standet geblieben u nd gilt daher als genehmigt. 

E n t s c h u 1 d i g t haben sich die Mitglieder des 
B undesrates Mag. Herbert Böseh,  Dr. Günther Hum­
mer, Franz Kampichler, Therese Lukasser,  Josef Fau­
stenhammer und Erlch Farthofer. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt sind Schreiben des Präsiden­
ten des Steiermärkischen Landtages betreffend Man­
datsveränderungen im Bundesrat. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführeri n  Helga Markowitsch: 

"Sehr geehrter Herr Präsident!  
Bundesrat Bernhard Gauster hat mir mit Schre iben 

vom 22. Apri l  1993 . eingelangt am 27 . Apri l  1993, 
mitgeteilt ,  daß er auf sein  Mandat verzichtet. 

Ich beehre mich. Ihnen dies zur Kenntnis zu brin-
gen .  

M i t  freu nd l ichen Grüßen 
Franz Wegart 
Präsident des Steiermärkischen Landtages" 
Das zweite Schreiben: 
.,Sehr geehrter Herr Präsident!  
Bundesrat Hofrat Herbert Weiß hat mir mit Schrei­

ben vom 27. April  1993, einge langt am 28. April 
1 993 , mitgeteilt ,  daß er auf sein Mandat verzichtet. 

Ich beehre mich, Ihnen dies zur Kenntnis zu brin-
gen .  

Mit  freundlichen Grüßen 
F ranz Wegart 
Präsident des Steiermärkischen Landtages" 

Angelobung 

Präsident: Da die vom Landtag gewählten Ersatz­
mitglieder, die als neue Bundesräte anzugeloben sind, 
im Hause anwesend sind , nehme ich sogleich ihre An­
gelobung vor. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch d ie 
Schriftführung wird die Angelobung mit den Worten 
" Ich gelobe" zu leisten sein.  

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verlesung 
der Gelöbnisformel und anschl ießend um den Na­
mensaufruf. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: "Sie w�rden 
geloben unverbrüch liche Treue der Republik Oster­
reich, stete und volle Beachtung der Verfassungsgeset­
ze und aller anderen Gesetze sowie gewissenhafte Er­
fül lung Ihrer Pflichten." 

Dr. Paul Tremmel . 
Bundesrat Dr.  Paul Tremmel (FPÖ, Steiermark): 

Ich gelobe. 
Schriftführerin Helga Markowitsch: Ing. Peter Pol­

leruhs. 
B undesrat lng. Peter Polleruhs (ÖVP, Steiermark): 

Ich gelobe. 

Präsident: Ich begrüße die neuen B undesräte recht 
herzl ich in unserer Mitte . (Allgemeiner Beifall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist ferner ein Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend eine M inistervertre­
tung. 

leh ersuche die Frau Schriftführerin um Verlesung 
dieses Schreibens. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

.. An den Präsidenten des Bundesrates 
Der Herr Bundespräsident hat am 7. Mai 1 993.  

Zl .  800.420171, folgende Entschließung gefaßt: 
Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich für 

die Dauer der Verhinderung des B undesministers für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl .-Ing. Dr.  Franz Fisch­
ler am 1 3 . und 1 4. Mai 1993 den B undesminister für 
wirtschaftliche Angelegenhe iten Dr. Wolfgang Schüs­
se l mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um ge-
fäll ige Kenntnisnahme Mittei lung zu machen.  

Für  den Bundeskanzler 
OR Mag. Storfa" 
Präsident: Dient zur Kenntnis.  
Eingelangt sind sechs Anfragebeantwortungen,  die 

den Anfragestellern übermittelt wurden. 
Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfält igt 

und auch an alle übrigen Mitglieder des Bundesrates 
verteilt .  

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalrates. 
die Gegenstand der heutigen Tagesordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kommen­
den Ausschüssen zur Vorberatung z u g  e w i e  s e n. 
Die Ausschüsse haben ihre Vorberatungen abge­
sch lossen und schriftliche Ausschußberichte erstattet. 

Ich habe alle Vorlagen auf die Tagesordnung der 
heutigen Sitzung gestellt .  

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
Dies ist n icht der Fall .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich ,  die Debatte über die 
Punkte 3 b is 6 der Tagesordnung unter einem abzu­
führen . 

Die Punkte 3 bis 6 sind Beschlüsse des Nationalra­
tes vom 5. Mai 1 993 betreffend ein B u ndesgesetz über 
Fach��hul-Studiengänge, ein Studentenheimgesetz so­
wie Anderungen des Allgemeinen Hochschul-Stu­
d iengesetzes und des Studienförderungsgesetzes 1992. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der De­
batte ein Einwand? - Dies ist n icht der Fal l .  Wir wer­
den daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Mai 1993 
betreffend Notenwechsel zwischen der Republik Öster­
reich und der Republik Slowenien betreffend die Wei­
teranwendung bestimmter österreichisch-jugoslawi­
scher Staatsverträge (734 und 105S/NR sowie 4S35/BR 
der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in d ie Tagesord­
nung e in  und gelangen zum 1. Punkt :  Beschluß des 
Nationalrates vom 6. Mai 1993 betreffend Notenwech-
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Präsident 

sei zwischen der Republik Österreich und der Repu­
bl ik Slowenien betreffend die Weiteranwendung be­
stimmter österreichisch-jugoslawischer Staatsverträge. 

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat Dr. Mi­
lan Unzer übernommen. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Mi lan Linzer: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! Die 
Republik Slowenien wurde von Österreich als unab­
hängiges und souveränes Mitglied der Staatengemein­
schaft anerkannt .  Als neu erstandener Staat tritt Slo­
wen ien grundsätzlich nicht automatisc�. in die völker­
rechtlichen Verträge ein. die zwischen Osterreich und 
der ehemaligen Republik Jugoslawien abgeschlossen 
worden sind. Es sollen daher durch den gegenständ li­
chen Notenwechsel einzel ne dieser völkerrechtlichen 
Verträge zwischen Österreich und Slowenien in Kraft 
gesetzt und erforderliche Anpassungen vorgenommen 
werden. Dies gilt n icht für Grenzverträge und Flußre­
gime, deren Geltung automatisch auf den oder die Ge­
bietsnachfolger übergeht .  Aus Gründen der Rechtssi­
cherheit wird jedoch h insichtlich dieser Verträge die 
Festste lluI\g getroffen, daß sie nunmehr im Verhältnis 
zwischen Osterreich und Slowenien in Kraft stehen. 
wobei gleichfalls die erforder l ichen Anpassungen vor­
genommen werden. 

Der Außenpoli tische Ausschuß stel lt  nach Bera­
tung der Vorlage am 1 1 . Mai 1 993 mit Stimmenein­
helligkeit den A n  t r a g, keinen Einspruch zu erhe­
ben .  

Ferner hat der Ausschuß einstimmig beschlossen, 
dem B undesrat die Annahme der folgenden Ent­
schließung zu empfehlen: 

Entschließungsantrag 
Der Bundesrat wolle beschließen: 
Der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 

wird ersucht, im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen bei bilateralen Verhandlungen mit der Re­
publik Slowenien die in der Begründung genannte Pro­
blematik von Importen und �chmuggel von Billigziga­
retten von Slowenien nach Osterreich entsprechend zu 
berücksichtigen und dahin gehend zu wirken, daß die 
Republik Slowenien die Empfehlung des Brüsseler Zoll­
rates aus dem Jahr 1960, derzufolge an Straßen- und 
Bahnübergängen keine DutY-free-Shops betrieben wer­
den sollen, befolgt. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 
Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Al­

b recht Konecny. Ich erteile  ihm dieses. 
9.11 

B undesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister!  Meine Damen und 
Herren! Es ist wohl kau m  vorstellbar - auch bei ei­
ner solchen, letzt l ich tech nischen Vorlage, die einen 
Nachfo lgestaat des ehemaligen Jugoslawiens betrifft 
-, n icht ein paar Worte zu jener großen Tragödie zu 
sagen, die sich unverändert auf dem Territorium des 
ehemaligen Jugoslawiens abspielt. 

Es ist für uns als unmittelbare Nachbarn dieses ehe­
maligen Staates, als Menschen, die wir dieses Land als 
Besucher oder auf pol itischer Ebene kennengelernt 
haben, schwer begreifbar, wie sich unter dem Einfluß 
machthungriger Poli tiker, Kriegsführer und in vielen 
Fäl len schl ichter Verbrecher manche Völker dieses 
Landes in einem blut igen und nahezu ausweglosen 
Krieg verstrickt haben. 

E ine Auseinandersetzung, deren Opfer wie immer 
in solchen Fällen die Zivilbevölkerung ist: Jene, die 
unter den Kampfhandl un gen zu leiden haben. Frau-

en, die vergewaltigt werden. Kinder. die i hre Eltern 
verl ieren, Famil ien, d ie im Zuge dieser verantwor­
tungslosen ethnischen Reinigungspolit ik ihre Heimat, 
ihr Haus verlieren, aber auch die Zivilbevölkerung, 
die unter den Embargobestimmungen,  unter den Ver­
sorgungsmängeln zu leiden hat und damit an die 
Grenze i h rer physischen Möglichkeiten gerät. 

Es ist dies nicht der Tagesordnungspunkt, u nter 
dem im Detai l  zu den aktuellen Fragen, die es zu be­
antworten gil t, Stellung zu nehmen ist. aber es sei mir  
m it Genehmigung des Herrn Präsidenten doch e in  
Satz in  aller Bescheidenheit erlaubt. 

Sosehr sich die internationale Völkergemeinschaft 
Vorwürfe und Kritik wegen i hres widersprüchl ichen,  
langsamen und nicht immer zielorientierten Vorge­
hens gefallen lassen muß, ist es doch eine neue Quali­
tät internationaler und europäischer Pol i tik, wenn 
Geschehnisse, die sich letztlich im Inneren von Staa­
ten abspielen,  zum Gegenstand unseres kollektiven 
Verantwortungsgefüh ls werden, auch wenn wir - das 
sei eingeräumt - noch nicht in der Lage gewesen 
sind, d ie geeigneten Instrumente zu entwickeln,  u m  
internationale Rechtlichkeit und schlichte Humanität 
durchzusetzen. 

Ich möchte aber nicht verabsäumen, an d ieser Stel­
le auch hervorzuheben, daß eines der wenigen Mittel ,  
das vielleicht doch ein wenig geeignet ist ,  d ie Leiden 
der Zivilbevölkerung zu reduzieren, nämlich d ie 
Schaffung von Schutzzonen, e in  Credo ist, das der 
Herr Außenminister seit v ie len , vielen Monaten u nd 
lange vor allen anderen in  die D iskussion gebracht 
hat Ich halte es für eine Anerkennung dieser wichti­
gen Vorreiterrolle unseres Landes und im besonderen 
des Herrn Außenministers, wenn nun diese Schutzzo­
nen in der internationalen D iskussion eine große u nd 
- wie ich in a ller Zurückhaltung doch sagen möchte 
- auch erfolgversprechende Rol le spielen. (Allgemei-
ner Beifall.) 

Eine letzte Bemerkung dazu: Ich glaube - das ha­
ben auch viele, ohne damit Beifa l l  zu finden, lange 
Zeit vertreten -, daß bei allen Notwendigkeiten, auch 
über gewaltsame Optionen nachzudenken,  das müh­
same, mit mehr Hohn als Lob bedachte Wirken der 
Vermittler Vance und Owen Anerkennung verdient 
Es ist, wie alle seriösen Beobachter sagen ,  kei n  gutes 
Konzept, aber es ist das einzige, das auf der poli tische n  
Ebene eine Rolle spielen kann u n d  das e s  immerhi n  
zuwege gebracht  hat, die serbische Regierung unter 
Zugzwang zu bringen ,  wie ernst gemeint und wie 
wirksam immer jene Maßnahmen sein  mögen, die 
sich nun vielleicht doch gegen die serbischen War­
lords in  Bosnien richten .  

Ich glaube, daß auch das ein Zeichen dafür ist , daß 
vorschnelle Urteile, ei liges Säbelgerassel und Maul­
heldentum in  der internationalen Polit ik unange­
bracht sind und daß zuletzt i mmer wieder jene Recht  
bekommen, die die Mühsal des Verhandelns und des 
Vermitteins auf sich nehmen. 

Slowenien ist jene der ehemaligen Republiken Ju­
goslawiens, die es als einzige nach e iner kurzen,  b l uti­
gen und gewaltsamen Auseinandersetzung vermocht 
hat, sich aus den Konflikten in diesem Raum heraus­
zuhalten - begünstigt dadurch, daß es als einzige Re­
publik eine im wesentlichen national homogene Be­
völkerung hat, wenn man von M inderheiten, auf de­
ren Schutz sicherlich besonders zu achten ist, absieht. 

Slowenien ist ein Land, das früh ,  nämlich schon vor 
dem Ausscheiden aus dem ehemaligen J ugoslawien ,  
sehr entschlossen den Weg nach Europa angetreten 
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Albrecht Konecny 

hat, das sehr entschlossen den Weg zur Demokratie 
angetreten hat und es noch unter den alten Macht­
strukturen zuwege gebracht haL po li tische Entschei­
dungen herbeizuführen, d ie im wesentl ichen als de­
mokratisch anzusehen sind. 

Diesen Weg hat Slowenien nach seiner Unabhän­
gigkeit konsequent und mit deutl ichem Erfolg weiter­
besch ritten. 

Ich freue mich, in diesem Zusammen hang hier -
ich bin heute nacht aus Straßburg zurückgekommen 
- mitte i len zu können, daß die Parlamentarische 
Versammlung des Europarates gestern einstimmig -
das ist ein bißehen mehr. als im langjährigen Schnitt 
erreicht wird - der Aufnahme Sloweniens in die Ge­
meinschaft der demokratischen Staaten Europas zuge­
stim mt hat, unter großem Beifall (Beifall der Bundes­
rätinnen Dr. Karlsson und Schicker), und daß damit die 
Erweiterung des demokratischen Rau ms auf diesem 
Kontinent auch durch eine entsprechende Mitglied­
schaft. nachdem an der Entscheidung des Ministerra­
tes kein Zweifel bestehen kann, gesichert ist. 

Wir als Nac hbarn haben a l len Grund, S lowenien zu 
diesem Weg zu beglückwünschen und es , wO immer 
das geht,  durch unsere direkte Unterstützung, unseren 
Rat und unsere Hilfe diesem Land leichter zu ma­
chen, den eingeschlagenen Weg beizubehalten. 

Der Beschluß des Nationalrates, mit dem wir uns 
heute zu beschäftigen haben, ist eine solche kleine 
Handreichung, wenn man das so sagen wil l .  Es geht 
darum - das haben Sie alle den Unterlagen entnom­
Illen - ,  jene Verträge, jene Vereinbarungen, die 
Osterreich mit dem ehemaligen Jugoslawien geschlos­
sen hat und die nun entweder überhaupt nur auf das 
Territorium des nunmeh rigen Sloweniens Bezug ha­
ben, radizierte Vert�.äge, beziehungsweise die in ihrer 
Geltung zwischen Osterreich und diesem Nachbar­
land bedeutsam sind, entsprechend abgewandelt wei­
terhin in Geltung zu lassen .  

Nichts davon ist weltbewegend , aber es gehört zum 
selbstverständl ichen Repertoire nachbarschaftlicher 
Bezi�hungen, für einen entsprechenden reibungslo­
sen Ubergang von einem Rechtszustand in den ande­
ren zu sorgen, und das geschieht mit der gegenständli­
chen Vereinbarung über die Weiteranwendung be­
stim mter österreichisch-jugoslawischer Staatsverträge. 

Es gibt zwischen Österreich und jedem seiner 
Nachbarstaaten zweifellos konkrete offene Fragen, die 
es freundschaftl ich und kooperativ anzusprechen gilt. 
Das gilt sicherl ich auch für jenes Thema, das in dem 
heute mit zur Verhandlung stehenden Entschl ie­
ßungsantrag berührt wird� eine Thema, mit dem wir 
uns - dank der Initiative des Kol legen Gerstl - wie­
derholt bereits beschäftigt haben, wobei es sicherl ich 
richtig ist, daß d ie wirtschaftliche Existen� einer be­
stim mten Gruppe in bestimmten Teilen Osterreichs 
eine Rol le spielt, aber es ist auch klar, daß unser 
Wunsch ,  daß die slowenische Seite die notwendigen 
Schritte einleiten sol l ,  damit diese den internationalen 
Usancen nicht entsprechenden Handelsmethoden 
schrittweise abgebaut werden, nicht bedeutet, daß wir 
gegenüber diesem Land unsere Haltung auch nur in 
irgendeiner N uance verändern würden.  

Das g i l t  auch - ich nehme an, daß dieses Thema 
heute noch zur Sprache kommen wird - dafür ,  daß es 
auch in diesem Land so etwas wie einen " lunatic frin­
ge" ,  einen "verrückten Rand", in nationalistischer 
Hinsicht gibt. U nd ich weiß auch , daß aus diesem 
"verrückten Rand" , wie aus anderen "verrückten 
Rändern" des politischen Spektrums, gelegentlich 

Landkarten auftauchen, die verständ licherweise auf 
österreichischer Seite keine besondere Zustimmung 
finden. Und es mag auch die eine oder andere Unge­
schickl ichkeit der noch unerfahrenen slowenischen 
Administration gegeben haben, etwa bei der Gestal­
tung der Banknoten. (Vizepräsident S t r u t z  e n b e r­
g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube, wir so l lten diese pol itischen , histori­
schen und ökonomischen Marginalien nicht so in den 
Mittelpunkt der Betrachtung stel len, daß damit eine 
Gemeinsamkeit erschüttert wird, die uns mit diesem 
relativ neuen Nachbarn verbindet. Es ist keine Frage 
- und es wird niemand die Geschichte umschreiben 
wol le. !! -, daß es zwischen dem, was heute die Repu­
blik Osterreich ist. und dem, was heute die Republik 
Slowenien ist, eine lange und überwiegend positive 
und kooperative Beziehung gibt. Es ist eine über weite 
Strecken gemeinsame Geschichte, auch dort, wo sie 
mit Leiden verbunden war. 

Ich glaube, daß sich diese Gemeinsamkeit, ohne 
nun in einen nostalgischen Akzent verfa l len zu wol­
len. heute neu bewähren kann und solL Unsere Zu­
stimmung zu der gegenständlichen Vorlage - aber 
das ist nur das technische Element - ,  unsere Bereit­
schaft zur offenen. ehrlichen und freundschaftlichen 
Kooperation mit diesem Nachbarn so l len anknüpfen 
an diese geschichtliche Gemeinsamkeit und sollen es 
uns möglich machen, gemeinsam als demokratische, 
freie und wirtschaftlich sich entwickelnde Länder ne­
benein�nder �nd miteinander weiterzugehen. (Beifall 
bei SPO und OVP.) 925 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster Red­
ner ist Herr B undesrat Gerst!. - B itte. 
925 

B undesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Steiermark): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundes­
minister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben unter diesem Tagesordnungspunkt die Re­
gierungsvorlage 734 der Beilagen und einen Ent­
schl ießungsantrag zu behandeln. 

Diese Regierungsvorlage ist die Initialzündung des 
gewaltig aufgestauten Unmutes eines ganze .. Berufs­
standes, der Trafikantenschaft, in der 30 000 Osterrei­
cher ihre Existenz bestreiten, der 20 Mil liarden U m­
satz macht und davon 15 Mil liarden Schi l l ing an Ta­
bak- und Mehrwertsteuer dem Staat abführt. Die rest­
lichen 5 Mil l iarden Schi l l ing sind für Industrie, 
Großhandel und Handel ;  das bedeutet, daß auch dar­
aus noch Steuern fließen. 

Dieser Unmut richtet sich vor allem gegen die Re­
publik S lowenien, gegen die Regierung S loweniens, 
aber auch gegen die eigene Regierung. Denn wie ist es 
möglich ,  daß im Jahre 1 992 eine Zollgesetznovelle 
verabschiedet wird - BGBI. 463/ 1 992 -, die es 
durchreisenden Ausländern ermöglicht ,  zu der einen 
Stange von 200 Stück Zigaretten noch fünf Stangen 
dazuzukaufen? - Wenn Sie in diesem Zollgesetz le­
sen, mit welch schwachem Hinweis die Kontrolle dort 
aufgezeigt wird, dann wissen Sie alles. 

Diese Berufsgruppe hat am 26. April am Ballhaus­
platz vor dem B undeskanzleramt mit 2 000 Personen 
gegen das von Gesundheitsminister Ausserwinkler in  
das Begutachtungsverfahren ausgesandte Tabakgesetz 
ebenso demonstriert wie gegen die von Slowenien an 
den Straßenübergängen zu Österreich betriebenen 
Duty-free-Shops bezieh ungsweise - wie sie es auch 
nennen - "Devisenläden" . Die Berufsgruppe der 
österreichischen Trafikanten hat fast eine Mil l ion an 
Unterschriften aus dem Kreise der Bevölkerung ne-
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ben einer Resolution und Petition in dieser Causa bei 
B undeskanzler Vranitzky eingebracht .  Da keine Re­
aktion hörbar wurde, die heut ige Regierungsvorlage 
jedoch dem Nationalrat zur Beschlußfassung zugelei­
tet wurde, habe ich mir  erlaubt, meinen Informations­
vorsprung a ls Kammerfu nktionär sowohl  einigen be­
freundeten Abgeordneten meiner Fraktion als auch 
denen der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
wie auch denen der Freiheitlichen Partei, den Frak­
tionsführern des Freien W irtschaftsverbandes und des 
Ringes Freiheit l icher Wirtschaftstreibender und den 
zuständigen Gremien der Handelskammer zur Verfü­
gung zu stellen. 

Ich habe dabei darauf hingewiesen, daß diese Duty­
free-Shops an der slowenischen Grenze den österrei­
chischen Staat jährlich um fast 2 Mil l iarden Schil l ing 
Einnahmen an Tabak- und Mehrwertsteuer schädi­
gen .  Die österreichische Trafikantenschaft - immer­
hin e in Einzelhandelsberufsstand, der mit geringsten 
Handelsspannensätzen arbeitet und die relativ lukra­
tivste Einnahmequel le für den Staat ist - erleidet ei­
nen Ver lust von jährlich zirka 300 Mil lionen Sch i l­
l ing an Handelsspannen. 

Mir  wurde gesagt , wir exportieren nach S lowenien 
um den Betrag von 6,5 Mi l liarden Schil l ing und kau­
fen nur um 2,7 M il l iarden Schilling ein. Es konnte 
das nur ein Nichtkaufmann sagen, denn der Umsatz 
von 6,5 Mi l liarden Schi l ling entspricht einer maxima­
len Rendite im Ausmaß von 250 bis 300 Mil l ionen 
Schilling und einer maximalen Wertschöpfung für 
den Staat im Ausmaß von 1 ,5 Mil l iarden Schill ing! 
Dem stehen aber die hohen Fremdenverkehrseinnah­
men gegenüber, die S lowenien von den Österreichern 
hat. Schauen Sie sich an, wer von Portoroz, bis Anka­
ra oder von Rogaska S latina bis Bad Rathein im Som­
mer im Ur laub sei n  Geld ausgibt - es sind Osterrei­
cher. Österreicher, die seh r  viel "hinuntertragen" und 
sehr gute nachbarschaftliehe Beziehungen und seh r  
viele Verbindungen u n d  sehr viele Freunde haben . 
Aber gerade deshalb, wei l  ich sehr viele Freunde habe 
- auch in S lowenien - ,  bin ich bereit, diese Worte 
zu wählen, die ich i m  Anschluß nun wählen werde. 

Die Einzelhandelssparte der Trafikanten hat nach 
dem Zweiten Weltkrieg, nicht zuletzt auch mit Invali­
denrenten ,  a lso d ie Kriegsinva liden,  den Berufsstand 
der Trafikanten aufgebaut. Kriegsopfer und Opferbe­
fürsorgte und deren Familienangehörigen u nd seit 
1987 Zivilinvalide ab 50 Prozent Behinderung bestrei­
ten i hre Existenz in diesem Berufsstand. Dies erwähne 
ich deshalb ,  weil das a lles über den heutigen Außen­
minister Lojze Peterle der slowenischen Regierung 
1991  von mir detai l l iert bekanntgegeben wurde. All 
dies führte nun dankenswerterweise dazu, daß sich der 
Nationalrat in der Vorwoche in einem Entschlie­
ßungsantrag dieser Angelegenheit angenommen und 
einen Entschließungsantrag beschlossen hat. 

Ich erlaubte mir in der Folge, Sie, sehr geehrte 
Bundesrätinnen und B undesräte, in einem Rund­
schreiben auf diese Problematik in gleicher Weise auf­
merksam zu machen. Darüber hinaus möchte ich S ie 
darüber informieren, daß das Abgeben von Tabakwa­
ren zum Bi l ligpreis über die Duty-free-Shops auch ein 
Anheizen des Konsums bewirkt hat,  wie dies vor al­
lem bei den jugendlichen Berufsschülern in  Bad Rad­
kersburg und Eibiswald augenscheinlich beobachtet 
werden kann. Somit sind die Duty-free-Shops auch 
aus gesundheitspo l itischen Gründen nicht vertretbar. 

Beden ken S ie, daß der Preis für Taba�.waren aus 
den Duty-free-Shops auf dem Preisniveau Q.sterreichs 
des Jahres 1960 liegt. Bedenken Sie ,  daß in Oster reich 

Tabakwaren, unter Berücksichtigung der Geldwert­
verdün nung, heute einer Preissteigerung unterliegen, 
d ie geringer ist als jene für Grundnahrungsmitte l .  Da­
mit wird augenscheinl ich ,  daß der Tabakwarenpreis 
in den Duty-free-�JlOps, der nur die Hälfte des Trafik­
abgabepreises in Osterreich beträgt, eine Gefahr für 
d ie Volksgesundheit darstell t .  

Genau das habe ich dem ehemal igen Herrn Wirt­
schaftsmin ister Bastl anläßlich einer Verhandlung in  
Laibach mitgete ilt, ihn auch darauf aufmerksam ge­
macht, daß es kaufmännisch viel klüger ist - so wie 
dies Österreich nach dem Zweiten Weltkrieg getan hat 
- ,  durch einen hundertprozentigen Aufsch lag den so­
genannten Aufbauzusch lag einzuführen, der selbstver­
ständlich den Umsatz etwas drückt, aber letzten Endes 
unter dem Strich dem slowenischen Staat mehr bringt 
und den Frieden zwischen zwei Völ kern festigt; ein 
Zuschlag auf Tabakwaren bringt n icht nur dem slowe­
nischen Staat mehr, sondern ist auch gesundheitspoli­
tisch vertretbar, ja notwendig. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Sie wissen, daß 
diese Duty-free-Shops eindeutig gegen die Empfeh­
lung des Brüsseler Zol lrates vom 16. Juni  1960 versto­
ßen ,  gegen jene Empfehlung, der das ehemalige Jugo­
slawien beigetreten war und an die s ic h  a l le demokra­
tischen Staaten Westeuropas sehr wohl halten. 

Und nun, obwohl S lowenien behauptet, sich im 
Aufbruch zur demokratischen Staatengemeinschaft zu 
befinden und natürlich a l le Vorteile wie GATT und 
andere Hilfe auch ausreichend in  Anspruch nimmt, 
hält es sich nicht an diese Empfehlung des Brüsseler 
Zol lrates mit der Argumentation :  Wir s ind ja kein 
Nachfo lgestaat Jugoslawiens! Ja war�m wird dann 
heute die Regierungsvorlage mit der Uberleitung aus 
der Vereinbarung, die mit Jugoslawien geschlossen 
wurde, beschlossen? Für mich ist S lowenien so lange 
nicht glaubwürdig, so lange kein  korrekter Partner für 
eine westliche Staatengemeinschaft, solange der Ver­
kauf von Tabakwaren eines sensib len Produktes, zu 
Bi l ligpreisen in D uty-free-Shops beziehungsweise in 
"Devisenläden" nicht eingestel l t  wird. Es werden 
auch in Kroatien heute Tabakpackungen mit dem 
Logo der österreichischen Zigaretten erzeugt. Wohin 
sie gehen, darauf will ich n icht näher eingehen.  

Die Demokratie des zu Ende gehenden 20. Jahr­
hunderts hat schon lange den Manchester-liberalis­
mus des 19. Jahrhunderts überwunden; kämpft auch 
gegen Mafiosi des Freihandels für sensib le Produkte, 
zu denen weltweit bedauerlicherweise auch Tabak 
zählt ,  wovon die türkischen Bauern ein trauriges Lied 
singen können. Dort hat man - ich könnte Ihnen 
auch sagen über wen - an der bulgarischen Grenze 
genauso Duty-free-Shops errichtet und das türkische 
Monopol fast zugrunde gerichtet und viele Hunderte 
türkische Tabakbauern ins E lend gestürzt. 

Sie werden sich vielleicht daran erinnern, daß vor 
Jahren einmal in der Zeitung gestanden ist , daß die 
Italiener gewisse ausländische Schiffe nicht meh r  an­
legen lassen. Daraufhin hat ein westl icher Staat bezie­
hungsweise Tabakproduzent im kommunistischen Al­
banien einen Hafen gemietet und dort sei ne Produkte 
abgesetzt, die er dann auf Schleichwegen nach Italien 
eingeschmuggelt hat. Gegen so lche Mafiosi-Methoden 
werden wir uns wehren m üssen!  

Es geht nicht an,  daß der Österreicher immer nur 
den Kopf neigt vor a llen anderen, die Ordnungsfakto­
ren nicht einhalten. Unsere Demokratie kann nur in 
einer sozialen Marktwirtschaft mi t  I nteressenaus­
gleich der Staatengemeinschaften gedeihen, sonst wer­
den die Menschen nach neuen Wegen suchen, und an 
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den Rändern werden wieder schuldlose Opfer das 
Versagen von Politikern anklagen. Um unsere Ord­
nungsfaktoren zu verteid igen, hat der Außenpoliti­
sche Ausschuß des Bundesrates dankenswerterweise 
in seiner S itzung am 1 1 .  Mai dieses Jahres den vorlie­
genden Entschließungsantrag mit Unterstützung -
dafür danke ich ganz besonders - al ler im Bu ndesrat 
vertretenen Parteien einstimmig beschlossen .  Ich dan­
ke Ihnen dafür. Meine Fraktion wird d iesem Ent­
schließungsantrag selbstverständl ich zustimmen. 

Lassen Sie mich abschl ießend meine Meinung sa­
ge n: Wir sind eine Nation. in der eine Vie lfalt von 
Mentali täten einander befruchten und zum Spitzen­
reiter in Kultur und Zivi lisation in der Welt führten. 
- Alle sol l ten darüber nachdenken. - Wir sind auch 
dadurch von humanistischer Gesinnung geprägt -
das ist keine dekadente Weichheit - und haben dies. 
wie keine andere Nation, beim Ungarnaufstand eben­
so bewiesen wie beim Wandel zur Selbständigkeit un­
serer südlichen. östlichen und nördl ichen Nachbar­
länder. Wir dürfen keinesfalls den Eindruck erwek­
ken, daß gutnachbarliche Staatenbeziehung�n eine 
Einbahnstraße sind, d ie vom Schweigen der Osterrei­
cher begleitet wird, denn sonst kann es zu einem bö­
sen Erwachen kommen, wenn plötzlich das österrei­
chische Volk seine Sympathie für bestimmte Nach­
barländer völ l ig verliert und sich nur jenen zuwendet. 
die korrekte zwischenstaatliche Beziehungen bereits 
bewiesen haben. 

Dieser Entschl ießungsantrag ist daher über seinen 
Inhalt h inausgehend ein Zeichen unserer Identität, 
die gewi llt ist, errungene Werte zu verteidigen und für 
notwendige Ordnungsfaktoren einzutreten, um ein 
gedeihliches Zusam��nleben der Völker zu ermögli­
chen. (Beifall bei der GVP.) 9.40 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster Red­
ner ist Herr Bundesrat Mölzer. Ich erteile ihm das 
Wort. 
9.40 

B undesrat Andreas Mölzer (FPÖ, Kärnten): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Bei al­
lem Verständnis für die zweifellos hochlegit imen Exi­
stenznöte der österreichischen Tabakwarenhändler 
möchte ich doch aus fre iheitlicher Sicht auf den No­
tenwechsel mit  S lowenien zurückkommen, aus dem 
heraus sich für uns einige gq.mdsätzliche Gedanken 
über das Verhältnis zwischen Osterreich und unserem 
neuen südlichen Nachbarstaat ergeben. 

Das Verhältnis �.wischen der Republ ik S lowenien 
und der Republik Osterreich darf mit Fug und Recht 
e in gutes genannt werden, und es bietet den Menschen 
beider Länder, die ja in einer jahrhundertelangen ge­
meinsamen Geschichte miteinander verbunden wa­
ren, nach Jahrzehnten, die auch und viel leicht ver­
stärkt von Gegensätzen geprägt waren, d ie Chance. in 
eine gemeinsame europäische, insbesondere mitteleu­
ropäische Zukunft zu schreiten. 

Wie S ie ja wiss�.n, waren es n icht zuletzt wir Frei­
heit l ichen, d ie in Osterreich in der Anerkennungsfra­
ge h insicht l ich der neuen Republik Slowenien und 
Kroatien eine offensive Haltung verlangt haben. Und 
ich entsinne mich, daß ich selbst h ier im Hause am 
10. Oktober 1991, also am Kärntner Landesfeiertag, in 
meiner Jungfernreq� die Anerkennung Kroatiens und 
S loweniens durch Osterreich verlangt habe. Das war 
zu einer Zeit , als die Regierung selbst noch eine Viel­
zah l  von Rücksichten gegenüber dem Ausland neh­
men zu müssen glaubte , und daher vol lzog diese die 
Anerkennung bekanntl ich erst später. 

Gerade diese ehrliche, posItive Einste l lung gegen­
über dem neuen südlichen Nachbarstaat berechtigt 
uns aber auch, eine Problematik anzusprechen, die 
uns glauben läßt, daß das neue Slowenien noch massi­
ve Defizite aufzuweisen hat. Es geht um die Frage der 
in Slowenien, insbesondere in der ehemaligen Unter­
steiermark, verbl iebenen Altösterreicher deutscher 
Muttersprache. Es geht um das Problem der Anerken­
nung dieser Menschen als ethn ische Minderheit. Ge­
rade in einer Zeit, in der ein wenig weiter südlich eth­
nische .. Säuberungen". �prich Genozid, vonstatten ge­
hen. sollten wir die Uberlebensrechte auch einer 
recht kleinen Volksgruppe se hr ernst nehmen. 

Wer die europäische Geschichte, insbesondere die 
mitteleuropäische, dieses Jahrhunderts vor seinem in­
neren Auge Revue passieren läßt und das Grauen,  die 
Verbrechen und das schreckliche Unrecht,  das zahl­
reichen Menschen im Zuge dieser Geschichte angetan 
worden ist , kennt ,  wird zwangsläufig zur Ansicht 
kommen, daß es nach zwei Weltkr iegen, nach dem 
Zusammenbruch der faschistischen Diktaturen, Jahr­
zehnte später des realsozial istischen Tota litarismus im 
Osten nicht mehr um Schuld und Sühne, n icht um 
Rache und Vergeltung, sondern  um Gerechtigkeit, 
um Versöhnung und um fried lichen Ausgleich ge hen 
muß. 

Dies muß auch die verbl iebenen Altösterreicher 
deutscher Muttersprache in S lowenien betreffen. die 
in der neuen slowenischen Verfassung keinerlei Min­
derheitenrechte zugestanden erhalten haben. Sie ha­
ben wohl  die Hypothek einer leidvollen Geschichte 
zu tragen und müssen offensichtl ich bis heute, noch 
am Ende dieses Jahrhunderts, für Verbrechen büßen, 
die im deutschen Namen während des Weltkrieges be­
gangen wurden, für die sie allerdings weder individu­
el l  noch a ls Gruppe, als Volksdeutsche im vormaligen 
Jugoslawien verantwortlich zu machen sind. 

Hohes Haus! Es gibt diese altösterreichische Min­
derheit deutscher Muttersprache, auch wenn d ies von 
der einen oder anderen Seite immer wieder in  Frage 
gestellt wurde. Nehmen wir den Zensus von 199 1  her, 
genau den Stand vom 1. April 1 99 1 ,  also einer Zeit ,  
a ls  es noch ein Jugoslawien gab, so finden wir folgen­
de Zahlen ,  d ie d ie Volkszählung erbracht  hatt�l vor: 
1 82 Menschen bekannten sich in  Slowenien als Oster­
reicher , 546 haben gesagt, sie seien Deutsche, und zu 
einer deutschen M uttersprache bekannten sich 1 544. 
Ganze 57 000 jedoch bezeichneten sich als Marburger ,  
Pettauer und Steirer, und Zigtausende machten unge­
naue, ausweichende oder keine Angaben zur Volkszu­
gehörigkeit. 

Diese Zahlen lassen darauf sch ließen, daß neben 
den etwa 2 000 Menschen, die sich als Angehörige ei­
ner deutschen Sprachgruppe bekennen, noch vie le 
Tausende Altösterreicher deutscher Muttersprache 
verstreut in S lowenien , insbesondere in der heutigen 
Untersteiermark, leben , die es zumindest , 1991  noch 
nicht gewagt haben , ein entsprechendes Bekenntnis  
abzugeben. 

Für den Kenner der Gesch ichte ist dies keine Über­
raschung, da bekanntlich das provisorische Parlament 
Jugoslawiens aus dem Jahre 1943 die völ lige Rechtlo­
sigkeit a ller Volksdeutschen in Jugoslawien sowie den 
völ ligen Eigentumsverlust beschlossen hatte .  

Nun mögen Bestimmungen dieser Art zwar im Lau­
fe der Jahrzehnte gemildert worden se in, der psycho­
logische Druck aber auf diese aItösterreich ische Min­
derheit deutscher Muttersprache im vormaligen jugo­
slawischen Bereich b lieb zweifel los bis heute erhalten.  
Es gibt zwar einstimmige Beschlüsse der steir ischen 
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und der Kärntner Landesregierung, daß man darauf 
drängen müsse, eine Anerkennung dieser Volksgrup­
pe zu erreichen. 

Ein Entschl ießungsantrag der freiheitlichen Natio­
nalratsfraktion, eingebracht in der vorigen Woche , 
der Verhand lungen mit Slowenien über die Anerken­
n ung der Altösterreicher deutscher Muttersprache als 
Volksgruppe verlangt hätte. hätte jenseits der inner­
österreichischen Rivalitäten zwischen Opposi tion und 
Regierung zweifellos die Zustimmung verdient. Dies 
umsomehr, als bei einem der letzten Kongresse der 
Föderalistischen Union der europäischen Volksgrup­
pen ,  an dem eine Vielzahl von Volksgruppenvertre­
tern aus ganz Europa tei lnahmen. der Antrag der 
Kärntner S lowenen auf Anerkennung der deutsch­
sprachigen Volksgruppe in Slowen ien mit großer 
Mehrheit angenommen worden ist. 

Eine österreichische Initiative wäre umso sinnvol­
ler, als ja auch die slowenische Regierung immer wie­
der betont. sie sei in der Anerkennungsfrage ver hand­
lungsbereit, und als Anfragen in S lowenien selbst un­
termauern, daß sich mehr als 60 Prozent der Bevölke­
rung für eine so lche Anerkennung aussprechen. 

Hohes Haus! Die gemeinsame e�ropäische, 
insbesondere mitteleuropäische, Zukunft Oster reichs 
und seines südlichen Nachbarstaates Slowenien sol l  
durch freundschaftl iche, fr iedliche, eben durch gut­
nachbarliche Beziehungen bestimmt werden.  Ebenso 
wie der Schutz .. und die Förderung der slowenischen 
M inderheit in Osterreich ein Tei l  dieser gutnachbarli­
chen Beziehungen sind, müßten der Schutz und die 
Erhaltung der altösterreichischen Minderheit deut­
scher Muttersprache in S lowenien Tei l  dieser Bezie­
hungen sein .  D iese Menschen, Untersteirer in erster 
Linie, sol l ten woh l  die gleichen Rechte zur Erhaltung 
ihrer kulturellen Identität erhalten wie die Kärntner 
Slowenen . Dies sollte die österreichische Außenpoli­
tik im Hinblick auf unsere slowenischen Nachbarn 
nicht aus den Augen verl ieren. Abgesehen davon ste­
hen aber auch wir Freiheitlichen positiv zu der heute 
zu behandelnden Weiterverwendung der betreffenden 
Staatsverträge. (Beijaii bei der FPÖ.) 9.47 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr B undesrat Dr. Liechtenstein. 
Bi tte. 
9.48 

B undesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, Steier­
mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter, 
lieber Herr Minister! Liebe Kol leginnen und Kolle­
gen! Es wurde heute schon von Verschiedenem ge­
sprochen,. insbesondere im Hinblick auf die Bezie­
hungen Osterreichs zu S lowenien. Als Osterreicher 
und Steirer muß ich sagen, es ist mir auch eine große 
Freude , dazu ein paar Worte sagen zu dürfen. 

Heute liegt dem Bundesr�t der Notenwechsel vom 
1 6. Oktober 1992 zwischen Osterreich und Slowenien 
betreffend die Weiteranwendung bestimmter österrei­
chisch-jugoslawischer Staatsverträge zur Genehmi­
gung vor. S lowenien hat djesen Notenwechsel bereits 
ratifiziert. Nun liegt es an Osterreich ,  durch Absch luß 
des parlamentarischen Genehmigungsverfahrens eine 
Rei he von von früher her bestehenden bilateralen 
Verträgen für das österreichisch-slowenische Verhält­
nis anwendbar zu machen. Die im Notenwechsel an­
geführten Verträge mit dem ehemaligen Jugoslawien 
wurden im Verhältnis zu Slowenien bisher nur prag­
matisch angewendet. Mit der Verabsch iedung des No­
tenwechsels würde ein Akt der Rechtssicherheit ge­
schaffen. 

Zah lreiche im Notenwechsel angeführte Abkom­
men und Verträge, wie zum Beispiel über den kleinen 
Grenzverkehr oder die Grenzabfertigung im Eisen­
bahnverkehr et cetera, liegen in beiderseitigem Inter­
esse. Darüber hinaus gibt es aber Abkommen, die vor 
allem im österreich ischen Interesse gelegen sind , in 
wirtschaft l icher, rechtl icher und vor allem auch in 
politischer H insicht. 

In Slowenien gibt es etwa 300 österreichische Joint­
ventures m it einem Gesamtwert von zirka 2.5 Mil­
liarden Schill ing. Das Abkommen über die Förde­
rung und den Schutz vo n Investi tionen wie auch die 
Vereinbarung über d ie gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung von Schiedssprüchen und Verglei­
chen in Handelssachen sollen den in Slowenien täti­
gen österreichischen Unternehmen die nötige Rechts­
sicherheit für ihre Investitionen und den recht lichen 
Rahmen für die mögl icherweise notwendige Austra­
gung von geschäftlichen Auseinandersetzungen geben. 

Das Abkommen über  d ie gegenseitige Anerken­
nung und Vol lstreckung von Unterhaltstite ln  liegt im 
Interesse österreichischer Mütter und auch uneheli­
cher Kinder, weil damit d ie Durchsetzung von öster­
reichischen Unterhaltstiteln in S lowenien möglich 
wird. 

Ein anderes Abkommen wird die ÜbersteI lung 
österreichischer. Häftlinge in S lowenien zum Straf­
vollzug nach Osterreich ermögl ichen. was jährl ich 
etwa vier bis fünf Haftfälle betrifft .  

Bedeutsam scheint m i r  auch der Vertrag über die 
gemeinsame Staatsgrenze zu sein.  Es handelt  sich da­
bei um einen sogenannten radizierten Vertrag, hin­
sichtlich dessen im Notenwechsel nur aus Gründen 
der Rechtssicherheit die Feststel lung getroffen wird, 
daß er in Kraft steht, also nur deklaratorische Wir­
kung hat. Dennoch weiß ich,  daß angesichts gelegent­
l ich in Kreisen der Kärntner Bevölkerung geäußerter 
Besorgnisse über die Wahrung der Staatsgrenze auch 
diesem Teil des Notenwechsel keine geringe Bedeu­
tung zukommt. 

Einige der im Notenwechsel angeführten Abkom­
men haben, wie ich bereits e ingangs erwähnte, be­
trächtliche Bedeutung für den österreichischen-slowe­
nischen Wirtschaftsverkehr . 

In diesem Zusammenhang möchte ich nur darauf 
hinweisen, daß der slowenische Einkaufstourismus in  
Österreich ,  besonders in  Kärnten und bei uns in  der 
Steiermark, jährl ich einen Wert von etwa 6 bis 
10 Milliarden Schil l ing repräsentiert. Das ist also eine 
sehr  beachtl iche Summe. (Zwischenruf des Bundesra­
tes G e r s t i.) 

Die österreichischen Exporte nach Slowenien be­
truge!].. im Jahr  1992 6,5 Mil l iarden Schi l l ing, wäh­
rend Osterreich aus diesem Staat Waren im Wert von 
2,9 Mill iarden Schil l ing einführte . Gemessen pro 
Kopf der slowenischen Bevölkerung ist d ie österrei­
chische Exportquote nach Slowenien die höchste ge­
genüber allen europäischen Ländern mit früher staat­
l ich gelenkter Wirtschaft. 

Lassen Sie mich zusammenfassen : Die Schaffung 
von Rechtssicherheit durch diesen Notenwechsel ,  der 
die pragmatische Anwendung der darin genannten 
Verträge und Abkommen auf eine völkerrechtlich ge­
sicherte Grundlage stel len wird, liegt im österreichi­
schen Interesse. Die parlamentarische Genehmigung 
des Notenwechsels kommt auch der österreichischen 
Wirtschaft und dem geregelten ,  er leichterten Perso­
nen- und Rechtsverkehr mit unserem südlichen 
Nachbarland zugute und festigt damit die gutnachbar-
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l ichen Beziehungen. um die sich Österreich und Slo­
wenien bemühen. Die Oualität dieser Beziehungen 
trägt auch wesentlich dazu bei ,  daß gelegentliche Pro­
bleme, wie sie zwischen Nachbarstaaten auftauchen, 
leichter lösbar werden. 

Wir haben von der Steiermark aus, auch in den 
letzten Jahren. i n  denen in Jugoslawien noch eine 
kommunistische Diktatur geherrscht hat. immer ver­
sucht, beste Beziehungen zu unterhalten. Die Hunder­
te Jahre alte Gemeinsamkeit wurde heute schon er­
wähnt, und ich bin sehr froh darüber. Es ist eine Stär­
ke. mit der wir Österre icher Gott sei Dank wieder in 
ein geeintes Europa gehen werden können .  - Mittel­
europa wurde auch bereits erwähnt. 

Ich darf in  diesem Zusammenhang auch dem 
Herrn Minister sehr, sehr herzlich danken, daß er da­
mit nicht nur die Geschichte Österreichs würdigt, 
sondern auch die Zukunft Europas. Und dafür noch 
einmal sehr  herzlichen Dank. Es ist im Interesse 
Österreichs, aber auch Europas und damit q�r gesam.: 
ten Welt. - Herzlichen Dqpk. (Beifall bei GVP, SPO 
und bei Bundesräten der FPOJ 9.55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere Wort­
meldungen liegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Zum Wort ge­
meldet hat sich noch Herr B undesrat Gerstl .  - B itte. 
9.55 

B undesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Steiermark): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Minister! 
Ich möchte eine Bi tte aussprechen: Wenn man Zah­
len auf den Tisch legt, sol l  man in Zukunft auch das 
Produkt, das exportiert wird , nennen. Man sol l  auch 
danach fragen: Wurde dieses Produkt durch Förde­
rung der öffentlichen Hand überhaupt konkurrenzfä­
hig? Was bleibt unterm Strich dem österreichischen 
Staat übrig? 

Eines steht jedenfalls fest: Ich habe im Ausland stets 
genügend Selbstbewußtsein und b in stolz auf diese 
österreichische Heimat, und ich denke immer daran: 
Was leisten wir für die anderen, und wie verhalten 
sich d ie anderen in Wirklichkeit uns gegenüber? 

U nd daher glaube ich, daß es ein großes Zeichen 
wäre, wenn sich auch S lowenien an dieses Abkom­
men des B rüsseler Zol lrates halten und diese Duty­
free-Shops abbauen würde. Das wäre ein Zeichen, ein 
sichtbares Zeichen! Ich glaube nämlich, daß der Ge­
winn für sie ja nicht so groß ist, denn sie verkaufen 
dort die Ware ohne, wie es bei uns der Fall ist, die 
7 1  Prozent Tabak- und Mehrwertsteuer, d ie bei Ta­
bakwaren bei uns enthalten sind. 9.56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wünscht 
noch jemand das Wort? - Das ist nicht der Fal l .  

D ie Debatte ist gesch lossen. 
Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schlußwort 

gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der Fall .  
Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g.  
Ich bitte jene B undesrätinnen und Bundesräte, die 

dem Antrag zustim men, gegen den vorliegenden Be­
schl uß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben, um ein Handzeichen . - Es ist dies S t i m  m e  n -
e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist so­
mit a n  g e n  0 m m e  n. 

Wir kommen ferner zur Abstimmung über den 
dem Ausschußbericht beigedruckten Entschließungs­
antrag. 

Ic h bitte jene Bundesrätinnen und B undesräte, die 
diesem Antrag zustimmen. um ein Handzeichen.  
Es ist dies S t i m  m e  n e  i n h e l  Li  g k e i  t . 

Der Antrag ist somit a n  ge n 0 m m e  n.  

2.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Mai 1993 
betreffend Anpassungsprotokoll zum Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum samt Anhang, 
Schlußakte, Erklärungen, Vereinbarter N iederschrift 
und Einvernehmen (1007 und 1053/NR sowie 4536fBR 
der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir gelangen 
nun zum 2. Punkt der Tagesordnung: A npassungspro­
tokoll  zum Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsraum samt Anhang, Schlußakte , Erklärungen, 
Vereinbarter Niederschrift und Einvernehmen. 

Die Berichterstattung hat Frau B u ndesrätin Agnes 
Schierhuber übernommen. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Agnes Schierhuber: Herr Präsi­
dent! Herr B undesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Da für das Inkrafttreten des 
EWR-Abkommens Voraussetzung ist, daß sämtl iche 
darin angeführten Vertragsparteien ihre Genehmi­
gungs- oder Ratifikationsurkunden zu hinterlegen ha­
ben und feststeht, daß von der Schweiz als eine der im 
EWR-Abkommen vorgesehenen Vertragsparteien 
eine Ratifikation in absehbarer Zukunft nicht erfol­
gen wird, haben die übrigen Vertragsparteien das ge­
genständliche Anpassungsprotokol l  zum EWR-Ab­
kommen unterzeichnet. Dieses sieht vor. daß das 
EWR-Abkommen ohne d ie Schweiz in Kraft tritt. wo­
bei die i m  EWR-Abkommen ausdrücklich auf die 
Schweiz Bezug nehmenden Texttei le gestrichen wur­
den. 

Der Außenpolitische Ausschuß stel l t  nach Bera­
tung der Vorlage am 1 1 .  Mai 1993 mit Stimmenmehr­
heit den A n  t r a g, kei nen Einspruch zu erheben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke für 
den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte e in .  
Zum Wort gemeldet ist  Herr B undesrat D r. Kapral . 

- B itte. 
9.58 

B undesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Hoher B undesrat! Das heute zur Diskus­
sion stehende Anpassungsprotokol l  zum Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist eine Kon­
sequenz des negativen Ausgangs der Volksabstim­
mung in der Schweiz. 

Notwendig gewordene Änderungen des Vertrages 
über die Errichtung eines Europäischen Wirtschafts­
raumes bestehen einerseits darin. daß a l le Best im­
mungen gestrichen werden m üssen, die auf die 
Schweiz Bezug nehmen, und andererseits darin, daß 
die im Teil  VIII festgelegten finanziellen Leistungen,  
die zum Abbau der wirtschaftl ichen und sozialen U n­
gleichheiten zwischen den Regionen vorgesehen sind . 
zwischen den verbliebenen EFT A-Staaten neu aufge­
tei lt werden müssen.  Diese notwendig gewordene An­
derung des EWR-Vertragswerkes beziehungsweise die­
se Anpassung führt naturgemäß zur Verzögerung des 
Inkrafttretens. 

Aber es ist n icht nur d iese Tatsache, die den EWR­
Vertrag bisher n icht wirksam werden läßt. Es war in­
teressant, im Ausschuß am vergangenen Dienstag zu 
hören, wie weit  der Prozeß der Ratifikation d ieses Ver­
tragswerkes in den einzelnen Ländern überhaupt ge-
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diehen ist . Es zeigt sich nämlich, daß es nicht nur das 
Ausscheren der Schweiz ist und die uns ja bekannten 
Verzögerungen, die sich aus der politischen Situation 
in  Span ien ergeben - dort wurde bekanntlich das 
Parlament aufgelöst , und es sind Neuwahlen ausge­
schrieben - ,  sondern auch die Verzögerungen in 
sechs anderen Mitgliedsländern der Europäischen Ge­
meinschaft, in denen das Ratifizierungsverfahren 
noch offen ist , d ie das Wirksamwerden des EWR-Ver­
trages leider verhindert haben. Ebenso verhält es sich 
in vier der sechs EFT A-Länder. Wenn auch damit zu 
rechnen ist. daß dieser Vorgang irgendwann in den 
nächsten Wochen und Monaten angeschlossen sein 
wird. zeigt diese Vorgangsweise doch, daß der Euro­
päische Wirtschaftsraum ein Gebilde ist, dessen Be­
deutung von den einzelnen Vertragsstaaten nicht allzu 
Qoch eingeschätzt wird, und es sind eigentlich nur wir 
Osterreicher , die meinen, dieser Vertrag werde sub­
stantielle Bedeutung erlangen. 

Ich habe immer daran gezweifelt, daß dem so sein 
wird, und d ie Freiheitliche Partei muß sich ihrer ab­
lehnenden Haltung wegen hier und anderswo so man­
che Kritik gefal len lassen;  eine Kritik, die jetzt durch 
die tatsächliche Entwicklung bestätigt wird. 

Noch ein Wort zu Spanien. - Frühestens im 
Herbst wird das spanische Parlament diesen Vertrag 
behandeln können, a llerdings warten noch 30 weitere 
wichtige nationale Gesetzesvorhaben auf die Behand­
lung. Niemand weiß bisher, nach welchem Zeitplan 
das spanische Parlament vorgehen wird, und es 
kommt noch hinzu, daß aus Spanien unverhüllt  kriti­
sche Stimmen zur weiteren Vorgangsweise beim euro­
päischen Einigungsprozeß kom men. 

Bekanntlich findet nächste Woche die zweite Volks­
abstimmung in Dänemark statt. Der Ausgang dieses 
Referendums wird auch auf die Entscheidung in  
Großbritannien erheblichen Einfluß haben. Wenn 
auch Dänemark möglicherweise bei einem negativen 
Votum eine Sonderstel lung h insichtl ich  des Maas­
trichter Unionsvertrages eingeräumt erhält, so könnte 
das Ausscheren Großbritanniens doch zu einer völ lig 
neuen Situation führen. 

Von einem Inkrafttreten des Vertrages über den 
Europäischen Wirtschaftsraum zur lahresmitte kan n  
natürlich überhaupt nicht mehr die Rede sein. Tritt e r  
zu Jahresbeginn 1 994 in  Kraft, handelt e s  sich dabei 
dann nur mehr um einen Torso des ursprünglichen 
Vertragwerkes. Statt der ursprünglich 1 9  wird er nur 
mehr 17 Staaten umfassen, da auch Liechtenstein we­
gen seiner engen wirtschaftlichen Verflechtung mt der 
Schweiz möglicherweise nicht dabeisein wird. (Bun­
desrat K 0 n e C n y: Es wäre sonst das Gegemeil!) 

Für Österreich hat das Fernbleiben der Schweiz si­
cher negative Auswirkungen, handelt es sich doch bei 
der Schweiz um einen der wichtigsten Außenhandels­
partner unseres Landes. Der Wert des EWR, den wir 
Freiheitlichen nie sehr hoch eingeschätzt haben - er 
bringt trotz aller gegenteiligen Behauptungen nämlich 
nicht d ie vol le Verwirklichung der vier Freiheiten; im 
Warenverkehr b leiben gewichtige Behinderungen 
durch die Beibehaltung der Ursprungsregelung - ,  
sinkt dadurch weiter. E r  bringt uns aber auf der ande­
ren Seite durch die Neuaufteilung des sogenannten 
Kohäsionsfonds eine noch höhere finanzie l le Bela­
stung. 

Ich möchte h ier noch eine Warnung aussprechen, 
und zwar, daß der EWR mögliche.rweise irgendwann 
a ls Ersatz für die Mitgliedschaft Osterreichs bei der 
EG Bedeutung erlangen �önnte. Die Meinung. daß 
wir, wenn der Beitritt Osterreichs nicht zustande 

kommt,  immer noch den Europäischen Wirtschafts­
raum haben, ist in höchstem Maß gefährlich. 

Bezüglich der Frage des Beitritts Österreichs zu der 
EG, die von wesentlicher Bedeutung für die Zukunft 
unseres Landes ist, bedarf es so etwas wie eines natio­
nalen Konsenses. Gelegentl ichen Zeichen, daß die 
Opposition im Hinbl ick auf die erforderl iche Zustim­
mung der Bevölkerung enger in die Vorbereitung der 
Verhandlungen eingebunden werden sol l ,  sind bisher 
praktisch keine Taten gefolgt. Wir werden den Ver­
handlungsverlauf, wie er sich jetzt in Brüssel abspielt. 
sehr genau verfo lgen .  Unsere Forderungen ,  insbeson­
dere auch jene, d ie darauf abgestel l t  sind, die österrei­
chische Wirtschaft. insbesondere den Bereich der 
Landwirtschaft, europareif zu machen, sind bekannt. 
Es l iegt nun an der Regierung, an der großen Koa li­
tion , Taten zu setzen und der Opposition - jedenfal ls 
jener Opposition,  die sich grundsätzlich positiv zu ei­
nem B ei tritt ausspricht - jenen Stellenwert und je­
nen Rang einzuräumen, den auch andere Länder ih­
rer jeweil igen Opposition einräumen. 

Meine Damen und Herren von der Koal ition , ich 
richte daher an Sie den Appell - eigentl ich ist es eine 
B itte -, diese Frage sehr ernst zu nehmen. Meine 
Fraktion sieht sich jedenfalls n icht in der Lage. dem 
Antrag, keinen Einspruch gegen den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates zu erheben. zuzu­
st immen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 1 0.08 

. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Frau Bundesrätin Dr.  Karlsson. - B it­
te. 
1 0.08 

Bundesrätin Dr .  Irmtraut Karlsson (SPÖ , Wien) :  
Sehr geehrter Herr Präsident!  Sehr geehrter Herr Mi­
nister ! Hoher B undesrat! Wir haben sehr  viele der Ar­
gumente, die h ier von meinem Vorredner vorge­
bracht wurden, ja an läßlich der ersten Diskussion 
über den EWR und anläßlich vieler Anpassungsgeset­
ze zum EWR schon diskutiert, und es kommt in dieser 
Hinsicht  ja auch n ichts Neues h inzu . Ich kann mir da­
her ersparen, noch einmal auf a l le einzelnen Argu­
mente einzugehen, und es sol len auch meine Nach­
redner noch eine Chance haben, auf konkrete Punkte 
einzugehen . Ich möchte mich mehr auf unsere parla­
mentarische Aufgabe konzentrieren und in diesem 
Zusammenhang darüber sprechen,  was zum Beispiel 
die Möglich keiten e iner guten Opposition wären. 

Der Europäische Wirtschaftsraum war ein notwen­
diger u nd wichtiger:. Zwischenschritt für die Integra­
tionsbestrebungen Osterreichs; das ist nach wie vor 
unbestritten. Daß dieser EWR von anderen Ländern 
aber sehr  viel ernster genom men wird a ls von Öster­
reich , war einer der Kritikpunkte, die zum Beispiel 
von seiten der EFTA-Staaten seh r  oft in den Verhand­
lungen an Österreich - der Herr Außenminister wird 
das auch bestätigen können - herangetragen wurden.  
�s  wurde nicht von allen so gut  angenommen, daß 
Osterreich als erstes Land den Antrag auf Vol l mit­
gliedschaft gestel l t  hat. Also diese D inge sind nicht so, 
wie sie h ier pauschal dargestel lt werden . 

Ganz im Gegenteil :  Der Europäische Wirtschafts­
raum wird sehr  ernst genommen. Es gibt in dieser 
Frage ja auch Parlamentarier komitees, zum Beispiel 
das EFTA-Parlamentarierkomitee, das jedes Mal bei 
seinen Treffen sehr eingehend über die Ratifizierungs­
vorgänge spricht, aber auch andere Probleme behan­
delt. Vor zwei Wochen fand e ine Aussprache dieser 
Parlamentarier mi t  Parlamentariern aus den neuen 
Demokratien ,Psteuropas statt. Ich konnte di'!-ran von 
seiten der SPO teilnehmen, von seiten der OVP war 
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der Abgeordnete Gaigg vertreten, und die FPÖ und 
d ie Grünen glänzten d urch Abwesenheit. Also hier. 
wo wir als Parlamentarier eine Mögl ichkeit hätten, 
uns einzuschalten und d ie Probleme zu diskutieren. 
wird die Situation einfach nicht ernstgenom men. und 
es wird auch nicht gearbeitet. 

Zweiter Fal l :  Im Rahmen dieses Komitees gibt es 
verschiedene, nach sachlichen Gesichtspunkten ge­
ordnete Subkomitees. Das UmweItkomitee, dem ich 
vorsitze. hat mit dem Vorsitzenden des Umweltkomi­
tees des Europäischen Parlaments eine Besprec hung 
gehabt, und dort konnten wir sehr woh l  Ideen von 
Umweltmaßnahmen, die in den EFTA-Staaten bereits 
vorgenommen worden sind, einbringen .  Es wurde 
von seiten des Abgeordneten Kenneth Col l ins sehr po­
sitiv aufgenommen, daß wir diese Informationen ge­
ben konnten, denn im Rahmen des EG-Parlaments. 
des Europäischen Parlaments, wurde darüber noch 
nicht diskutiert. Auch das sind Möglichkeiten, unsere 
Ideen einzubringen in jenes größere Europa, das ent­
stehen wird. Der Zeitplan und die Schritte al lerdings 
sind noch ungewiß. und es wäre hel lseherisch - ich 
möchte dabei nicht verhehlen, daß He llseher von bei­
den Seiten da sind - ganz genau zu sagen, wie das vor 
sich gehen wird. 

Daher möchte ich schon auch anmerken, daß die 
Ergebnisse der Referenden sowohl  im Falle Däne­
marks als auch der Schweiz zu respektieren sind. denn 
sie zeigen, daß da offensichtlich Unzufriedenheit mit 
verschiedenen Aspekten vorhanden ist. In Dänemark 
scheiterte es vor allem am zu geringen Demokratisie­
rungsgrad der Europäischen Gemeinschaft - eine 
Forderung, die zum Beispiel von der Europäischen 
Sozialdemokratischen Partei auch in das Wahlpro­
gramm für das Europäische Parlament an vordringli­
cher Stelle aufgenommen wird, und auch von unserer 
Seite wurde das immer wieder aufgegriffen, kritisiert 
und prob lematisiert. Es ist ja .. nicht so, daß es nicht 
auch dort Diskussionen und Uberlegungen gib.� und 
auch Forderungen erhoben werden. Innerhalb Oster­
reichs hätten aber wir als Parlamentarier die Aufgabe, 
verschiedene Dinge zu kontrol l ieren. 

Mir scheinen jetzt dre i  Prozesse wichtig zu sein,  d ie 
in  diesem Zusammenhang - unabhängig davon, ob es 
kurz um die Anpassung an den Europäischen Wirt­
schaftsraum oder um die EG Mitgliedschaft geht -, 
zu passieren haben. Erstens: Es wird die Anpassung an 
den Europäischen Wirtschaftsraum als Vorwand be­
nutzt, um einige Dinge, die man schnell einmal so er­
ledigen wollte, hineinzuschmuggeln. Dies war der Fall 
zum Beispiel beim Produkthaftungsgesetz, bei dem 
wir sehr wohl  einigermaßen eine Anpassung hatten , 
aber es wurden dann andere Bestimmungen auch ge­
ändert. Da sind wir als Parlamentarier gefordert, unse­
re Aufmerksamkeit zu zeigen. 

Zweitens: Es wird in Sicherheit gewiegt. Zum Kol­
legen Gerstl - er ist gerade nicht im Saal - möchte 
ich folgendes sagen: Ich habe einen langen Br iefwech­
sel mit den Tabakverschleißer-Vertretern, vor allem 
aus der Steiermark, gehabt. Ich habe in einem Zwi­
schenruf einmal bei einer Rede von ihm angemerkt, 
daß dann, wenn . der EWR-Vertrag kom mt, bezie­
h ungsweise es zu einer EG-Mitgliedschaft kommt, ge­
wisse Dinge - wahrscheinlich  fällt auch das Ver­
schleißmonopol darunter - nicht zu halten se in wer­
den. Darauf bekam ich wütende Briefe. es wurde mir 
vorgeworfen, ich verbreite Unsicherheit unter den Ta­
bakversch leißern. Jetzt haben wir alle offensichtlich 
von der Vertretung diesen Brief bekommen, der ge­
nau die Punkte, die ich damals angeführt habe, daß 

also dieses Monopol nicht haltbar se in wird, enthält, 
und wir werden gebeten,  das im Extra-Protokol l  bei 
den Verhandlungen zur EG-Mitgl iedschaft aufzuneh­
men. 

Also auch da m üssen wir davon abgehen, wir müs­
sen wirklich offen sagen: So ist es ! Das sind die Vortei­
le. das sind die Nachteile. 

Es wird aber tatsächlich U nsicherheit verbreitet -
und da muß ich wirklich sagen:  Unsicherheit auf sehr. 
se hr ühle Art - ,  wenn zum Beispiel  bezüglich des un­
terschiedl ichen Pensionsanfal lsaIters von seiten der 
FPÖ hier argumentiert wird, daß sich das mit der EG­
Mi tgl iedschaft al les aufhören wird. Ganz im Gegen­
teil: Es wird nur über eine zweite Entscheidung nach 
dem Barber-Fall verhandelt. daß das gleiche 
Pensionsanfal lsalter nur den privaten Bereich betrifft 
und daß das innerhalb der EG geltende staatliche Pen­
sionsanfal lsalter - das ja unterschiedl ich ist, das auch 
sehr viele europäische Staaten und Mitgliedsstaaten 
der EG haben - von dieser Entscheidung nicht ange­
tastet ist . 

Wenn ich mich h ier herstel le und sage: Mit der EG 
wird das untersch iedliche Pensionsanfal lsalter im 
staatlichen System fallen!, dann  erzeuge ich Unsicher­
heit .  und das ist eine Strategie, d ie auch eine Opposi­
tionspartei ni�rt so ohne weiters verfo lgen sol l .  (Bei­
fall bei der SPO.) 

Bezüglich des Ratifizierungsvorganges möchte ich 
auch noch  einiges sagen. Wir  a l le wissen - gerade wir 
alle wissen - ,  wie Parlamente fun ktionieren, was a l les 
auf Tagesordnungen kommt und wie lange das al les 
dauert. Und ich kann mich erinnern,  nachdem wir  
das. wie gesagt, i m  Kreise der EFT A-Parlamentarier 
sehr konkret verfolgt haben ,  daß auch bei der Ratifi­
zierung des EWR-Vertrages an sich Meldungen ge­
kommen sind aus den verschiedensten Parlamenten 
- das war eine seh r  langwierige Geschichte, es ist im­
mer wieder da und dort verschoben worden - und i m  
Endeffekt klappt e s  dann doch.  Es ist j a  nicht so;daß 
alles umsonst ist, daß man das a lles in den Papierkorb 
werfen muß und so weiter. - So ist es nun auch wie­
der nicht.  Und sich h ier herzustel len und zu sagen: 
Das alles ist für die Katz ! ,  das ist eine Abqualifizie­
rung, wo doch gerade Parlamentarier wissen müßten, 
daß das nicht so läuft. 

Bezüglich Liechtenstein wurde ja schon in einem 
Zwischenruf gesagt, daß Liechtenstein sehr woh l  in­
teressiert ist - ich meine nicht den Kollegen, wei l  er 
m ich gerade so anlächelt - (Bundesrat Dr. S c  h a m­
b e c k: Er fächel! immer noch!), diesem Europäischen 
Wirtschaftsraum anzugehören .  Es sind auch in diesem 
Fal l  sehr  woh l  Bemühungen da, eine Lösung zu fin­
den, und es gibt Leute, d ie das sehr ernst nehmen. Da­
her pauschal zu sagen: Die fal len auch aus, und damit 
hat es sich ! ,  das wäre ebenfal ls  ungereChtfertigt. 

Nun zum letzten Punkt - er betrifft finanzielle Be­
lastungen - ,  zum Kohäsionsfonds: Auch darüber ha­
ben wir sehr lange und ausfü hrlich die Vor- und 
Nachtei le d iskutiert. Wenn wir diesen Beitrag leisten ,  
�.ann wissen wir, daß das e in  Beitrag dazu ist , daß 
Osterreich, ohne bei den Verhandlungen bezüglich 
der EG-Mitgliedschaft i n  besonderen Zeitdruck zu 
kommen, an einem Binnenmarkt tei lnehmen kann,  
der weit über das hinausgeht, was wir durch andere 
Verträge erreichen könnten .  U nd ich meine. daß die­
ses Eintri ttsgeld das wert ist . U nd nicht zuletzt deshalb 
wird unsere Fraktion dieseIl!. Anpassungsprotokol l  zu­
stimmen. (Beifall bei der SPO.) 10.18 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Bundesminister Dr. Mock. -
B itte, Herr Bundesminister. 
1 0.19 

Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Alois Mock: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren B undesräte! Ich darf vielleicht, da es sich ja 
um ein Thema von bedeutender europapoli t ischer 
Relevanz handelt ,  kurz eine Bemerkung zu den letz­
ten Entwicklungen in Bosn ien-Herzegowina machen, 
auf die Herr B undesrat Konecny bereits Bezug ge­
nom men hat. 

Was sich in den letzten Monaten gezeigt hat - das 
kann man nur mit  Bedauern unterstreichen - ist .  daß 
die internationalen Sicherheitsmechanismen nicht in 
der Lage sind, Konflikte dieses Umfanges zu lösen. 
Das bedeutet einerseits die Notwendigkeit eines viel 
stärkeren Engagements zum Ausbau dieser Sicher­
heitsmechanismen, aber auch das Wissen, daß die Fä­
h igkeit eines Landes, sich selbst zu verteidigen,  noch 
lange einen hohen Stellenwert haben wird. Die Ereig­
nisse in Bosnien-Herzegowina sind umso bedauerli­
cher, a ls es dort nicht nur darum geht - das wäre 
schon Grund genug, s ich Sorgen zu machen - ,  einen 
konventionellen Krieg zu beenden, sondern auc h da­
rum, daß ein Rückfall in Gewalttätigkeiten stattfindet, 
zum Beispiel durch ethnische Vertreibungen , Massen­
vergewaltigungen und ähnliches mehr, also Vorfälle, 
wobei ich jedenfalls, was Europa betrifft, nicht mehr 
geglaubt hätte, daß das möglich sein könnte. 

Natürlich waren Lord Owen und Cyrus Vance mit 
bestem Bemühen bestrebt , und es ist sicher nicht die 
primäre Aufgabe, hier massiv Kritik  an ihren An­
strengungen zu üben, aber wen n  man sich mit  der 
Frage auseinandersetzt, kann man nur sagen, daß nur 
eine äußerst geringe Chance besteht - eine extrem ge­
r inge Chance ! - ,  daß es durch diesen Plan, der intern 
in  mancher Staatskanzlei schon oft als tot bezeichnet 
wird, noch zu einer Friedenslösung in Bosnien-Herze­
gowina kommt. 

Meine Damen und Herren ! Selbst wenn der Plan 
unterzeichnet würde - mit seinen vier Vereinbarun­
gen - ,  entstünde folgende Situation: Auf tei lung Bos­
n ien-Herzegowinas in zehn  autonome Provinzen;  kei­
ne gemeinsame exekutive Ordnungsmacht - d ie Poli­
zei hängt von den einzelnen Provinzen ab - , kein ge­
mei�sames Heer; eine Regierung, die sich jedenfalls 
im Ubergang aus 3 : 3 : 3 zusammensetzt - näml ich 
bosnische Kroaten : Muslime : Serben -; ein Staats­
oberhaupt: 1 : 1 : 1 ;  ein Land, das weitgehend kaputt 
ist , zerstörte Städte, 2 Mil l ionen Flüchtlinge, unglaub­
l icher Haß zwischen den Gruppen. - Welche Chance 
hat e ine Regierung, ein Staat, da zu überleben? 

Leider ist es so, daß die Wahrscheinlichkeit.  daß 
zum ersten Mal nach dem Zweiten Weltkrieg ein Mit­
gliedsstaat der Vereinten Nationen, der KSZE auf­
grund einer Aggression nicht überleben wird, viel grö­
ßer ist . 

Natürlich: Schlechte Beispiele stecken an! Das 
kann bezüglich des Gesamtschicksals Bosnien-Herze­
gowinas der Fall sein ,  das ist leider auch der Fal l be­
züglich der Wahrung der primitivsten Regeln in ei­
nem militärischen Konflikt .  Man muß damit rechnen, 
daß die Verletzungen der primitivsten Menschenrech­
te noch zahlreicher werden, daß die Spaltung inner­
halb der einzelnen ethnischen Gruppen noch weiter­
geht. Die Ereignisse in Mostar, d ie nur verurtei l t  wer­
den können, zeigen in diese Richtung. Und manches 
zeich net sich auch innerhalb der Moslime Bosnien-

Herzegowinas und innerhalb der Kroaten Bosnien­
Herzegowinas in  dieser Richtung ab. 

Das ist eine Tragödie nicht nur in  menschl icher 
Hinsicht, meine Damen und Herren, sondern auch in 
pol i tischer Hinischt, denn die Glaubwürdigkeit der 
Wertvorstel lungen, die wir al le, nämlich Gesamteuro­
pa, zum ersten Mal unter einem sehr großen Aufwand 
i m  November 1990 in der Pariser KSZE-Charta be­
kräftigt und unterstrichen haben,  nimmt natürlich ra­
dikal ab . 

Meine Damen und Herren!  Ich möchte die Gele­
genheit auch dazu benützen, zu zwei drei Grundsätzen 
der europäischen Struktur und des europäischen I nte­
grationsprozesses Stellung zu beziehen. Zweifel los 
zeichnet sich, wei l  wir von Unsicherheit gesprochen 
haben,  die Europäische Integration als einzige einiger­
maßen real istische Chance und als Kristallisations­
punkt der Hoffnung auf eine europäische Friedens­
ordnung ab , wie sie zum erstenmal innerhalb der EG 
verwirklicht wird. Es hat seit der Gründ ung der EG in 
der Gesch ichte Europas noch nie einen so langen 
Zeitraum des Friedens gegeben, wei l  Kriege zwischen 
M itgliedsstaaten der EG durch die weitgehende I n te­
gration nicht mehr möglich sind. Und man kann nur 
hoffen, daß das der Kristallisationspunkt für eine spä­
tere gesam teuropäische Friedensordnung wird. 

Ich glaube, daß für diese Entwicklung - das möch­
te ich h ier sehr unterstreichen, und ich bekenne mich 
dazu - die Grundsätze der Subsidiarität, des Regiona­
l ismus und der Dezentralisierung wichtige Bausteine 
des zukünftigen Europas sind .  Das heißt. von den Pro­
b lemen sol lten so viele als möglich auf Gemeinde-, 
Landes-, Kantons-, Provinz-, Staatsebene geregelt wer­
den und so viele als notwendig auf gesamteuropäi­
scher Ebene. 

Der Aussch uß der Regionen, der im Artike l 1 98a 
des Maastrichter Vertrages geschaffen wurde, kann in 
diesem Zusammenhang nur ein Beginn einer Mit­
sprache dieser gestärkten Regionen in einem zu�ünf­
tigen gemeinsamen Europa sein. Daß dies selbstver­
ständlich einen besonderen Stel lenwert für den Be­
reich der Kultur hat, müßte man eigentlich nicht ex­
tra unterstre ichen. Und trotzdem wird gelegentlich 
gefragt: Ja was wird denn hinsichtlich der Kultur alles 
in Brüssel entschieden? Wird auch der Schulbereich 
in Hinkunft von Brüssel festgelegt? - Es gibt nichts 
in dieser H insicht, meine Damen und Herren! Im Ge­
gentei l .  Es heißt im Vertragswerk von Maastricht, daß 
ein Beitrag zur Entfaltung der Kultur in den Mitglied­
staaten unter Wahrung ihrer nationalen und regiona­
len Vielfalt sowie gleichzeitiger Hervorhebung des ge­
meinsamen kulturellen Erbes zu leisten ist. 

Das heißt, nicht Uniformität, sondern Pluralismus 
ist das Leitmotiv in der kulturpolitischen Entwick­
l ung Euro pas. Der Pluralismus ist der Reichtum Eu­
ropas und kan n  nie umfu nktioniert werden - das 
würde in der gesel lschaftlichen Realität auch gar nicht 
akzeptiert werden - zu einer Eintopfkultur. Das sol l­
ten wir festhalten, und dieser Plura lismus wird sicher­
lich noch gestärkt, wen n  diese Grundsätze, die ich auf­
gezählt  habe, nach Inkrafttreten des Maastrichter Ver­
trages in die Realität umgesetzt werden .  

Meine Damen und Herren!  Wir  sol lten nicht ver­
gessen ,  daß wir durch unsere bundesstaatl iche 
Gl iederu ng eine besonders gute Ausgangsposition ha­
ben ,  auch in e iner Europäischen Gemeinschaft an der 
Verwirklichung der Grundsätze der Subsidiarität , der 
regionalen Stärkung und der Dezentralisierung teilzu­
nehmen. Es entspricht d ies der b undesstaatlichen 
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Gliederung, nur müssen wir auch wissen: Mittun u nd 
mitbestimmen kann ich natürl ich viel besser, wenn 
ich drinnen bin.  nicht, wenn  ich draußen bleibe ! 

Daher, glaube ich, kann Österreich, wenn  es an die­
sen Grundsätzen wirklich  interessiert ist - das geht 
weit über die wichtigen Fragen der wirtschaftl ichen 
Probleme und Vorteile des sozialen Fortschritts hin­
aus - ,  nur dann erfolgreich an i hrer Verwirkl ichung 
teilnehmen, wenn es ihm gel ingt, in den nächsten Jah­
ren gleichberechtigtes und vo l l  mitbest immendes Mit­
glied der SuropäischeI}. Gemeinsc haft zu werden. 
(Beifall bei G VP und SPO sowie Beifall des Bundesrates 
Mag. Lakner. ) 10.28 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung? - Herr Bundesrat Dr. Mautner Mark­
hof. - Bitte. 
1 0.28 

Bundesrat Dr.  h. c. Manfred Mautner Markhof 
(ÖVP, Wien): Herr Präsident! Herr Bundesm inister! 
Hoher Bundesrat ! Das Anpassungsprotokol l  zum Ab­
kommen über den Europäischen Wirtschaftsraum ist 
- darauf wurde schon hingewiesen - nach dem ne­
gativen Ausgang des EWR-Referendums in der 
Schweiz und der damit verbundenen Nichtteilnahme 
dieses Staates am EWR notwendig geworden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  .. Wie Sie 
wissen, zählte ich ursprünglich zu jenen Osterrei­
chern, die dem EWR nicht mit ungeteilter Freude ge­
genüberstanden, sondern ich hatte ihn eher mit gewis­
ser Skepsis betrachtet . Nicht nur in diesem Hause 
habe ich anfangs Bedenken geäußert, ob sich der 
EWR nicht als eine Art Sackgasse herausstellen �önn­
te. Al lerdings konnte man damals aufgrund von Auße­
rungen maßgeblicher EG-Vertreter durchaus zu der 
Ansicht gelangen, daß der EWR als eine Art "Abstel l­
gleis für beitri ttswi l lige Staaten" dienen könnte. Wie 
sich in der Zwischenzeit aber herausgestellt  hat, haben 
sich diese Befürchtungen nicht bewahrheitet. Und so 
muß auch ich sagen - ich habe das schon öfters getan. 
nicht zuletzt auch vor Ihnen, meine sehr  geehrten Da­
men und Herren - ,  daß man den EWR außerordent­
lich positiv sehen muß. Wengleich er uns natürlich 
bei weitem nicht die Rechte und Pflichten eines EG­
Mitgl iedes eröffnen kann, ist er trotzdem als bedeuten­
der Meilenste in  auf dem Weg zum Beitr itt zu sehen; 
nicht zuletzt deshalb,  wei l  ja dadurch auch unsere Bei­
trittsverhandlungen erleichtert werde.!l. Man denke 
nur an die bisher vorgenommenen Uberführungen 
von EG-Recht in das österreich ische Recht. 

Was die Schweiz betrifft, deren Nichtteilnahme am 
EWR zutiefst zu bedauern ist, ist zu sagen, daß wir d ie 
Hoffnung auf deren Tei lnahme zu einem späteren 
Zeitpunkt noch nicht ganz aufgegeben haben.  Dies 
wird besonders dadurch unterstr ichen,  daß die unter­
zeichneten Staaten die vorgesehenen finanziellen Bei­
träge der Schweiz zwar weitgehendst übernehmen, 
doch diese bei e inem späteren Eintritt von ihr zur 
Gänze refundiert bekommen. 

Das schlägt sich auch in den Schlußakten nieder. 
d ie anläßlich der Unterzeichnung des vorliegenden 
Anpassungsprotokolls unterfertigt wurden. Diese ver­
weisen nämlich auf g.ie gemeinsame Erklärung der 
EG-Mitgliedstaaten, Osterreichs, Liechtensteins und 
der nordischen EFTA-Staaten. die die Möglichkeit ei­
ner späteren Tei lnahme der Schweiz am EWR zum 
Gegenstand hat. 

Wenn man die Diskussion in der Schweiz verfolgt 
- vor etwas mehr als zwei Wochen debattierte ja das 
Schweizer Parlament über den künftigen Europakurs 

- .  so kann man sicherlich feststel len.  daß in der 
Schweiz in puncto EG und EWR noch nicht al ler 
Tage Abend ist, wenn ich es so formulieren darf. Es 
kann einfach kein  zufriedenstellender Zustand sein,  
wenn die Schweiz nac h dem Verzicht auf den EWR 
nun in der EFTA zu 80 Prozent und gegenüber der 
EG zu 70 Prozent von jenen Verhandlungen ausge­
schlossen ist, die auch die Schweiz direkt betreffen. -
Diese Zahlen nannte übrigens ein Abgeordneter des 
Schweizer Nationalrates. - Es besteht kein Zweifel, 
daß unsere eidgenössischen Nachbarn massiv darüber 
beraten. auf welche Art und Weise e ine po lit isc he Iso­
l ierung in Westeuropa zu vermeiden und wirtschaftli­
che Diskriminierungen zu verm indern sind. 

Aber zurück zu Öste�.reichs Europaambitionen.  
Natürlich st immen mich Außerungen von einflußrei­
c hen EG-Persönl ichkeiten  zuversichtlich. die meinen. 
daß unsere EG-Verhandlungen eigentl ich gut im Lau­
fen sind - auch wenn wir in der Presse manchmal et­
was Gegenteil iges lesen,  aber das sol l  uns nicht beirren 
- und auch in absehbarer Zeit zu Resultaten führen 
so l len. Für die gemeinsame EG-Zukunft wird daher 
der 18. Mai ,  wie auch schon erwähnt wurde , sicher­
lich ein wichtiger Tag sein. An diesem Tag findet, wie 
Sie ja wissen,  in Dänemark das zweite Referendum 
über den Vertrag von Maastricht statt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich hoffe 
w irklich sehr ,  daß das dänische Volk  d iesmal überwie­
gend mit Ja stimmen wird, denn durch einen nochma­
ligen negativen Ausgang des Referendums - ich wil l  
sicherlich nicht den Teufel an die Wand malen, aber 
man muß e infach auch diese Mögl ichkeit in Betracht 
ziehen - befürchte ich doch eher negative Konse­
quenzen für u nsere Beitrittsverhandlungen. Das heißt: 
Der Abschluß u nserer Verhandlungen würde vermut­
lich doch etwas i n  weitere Ferne gerückt werden ,  weil 
die EG dann einfach stärker mit sich se lbst beschäftigt 
sein würde. Schon aus diesem Grund kann man den 
EWR gewissermaßen als ein, wenn auch ziemlich 
weitmaschiges, Netz bezeichnen, das die Zeit bis zu ei­
nem EG-Beitritt Österreichs zu überbrücken h ilft. 
Keinesfalls jedoch kann der EWR - und das möchte 
ich unterstreichen - dauerhafter Ersatz für die EG­
Vol lmitgliedschaft sein .  Aber wie gesagt: Ich hoffe und 
vertraue auf das dänische Volk und seine Zustim­
mung zum Vertrag über die Europäische Union. 

Hinzu kommt, daß die Entscheidung Dänemarks si­
cherl ich große Signalwirkung - wie auch heute 
schon erwähnt - für Großbritannien haben wird, das 
ja den Vertrag von Maastricht auch noch zu ratifizie­
ren hat . 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren! Ich brau­
che nicht extra zu betonen, daß eine positive Entwick­
lung der Wirtschaft sehr viel mit der inneren und äu­
ßeren Sicherheit e ines Landes zu tun hat. I nstabile 
Verhältnisse haben noch nie eine Wirtschaft zum B lü­
hen gebracht.  Deshalb müssen auch alle Anstrengun­
gen unternommen werden, Stabil ität zu wahren bezie­
hungsweise zu schaffen.  Das läßt sich am ehesten im 
Rahmen der Europäischen Union, also in einer Ge­
meinschaft mit vertieften pol i tischen und sicherheits­
pol itischen Strukturen verwirklichen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eine sehr 
interessante Rede, die der Herr Bundesminister für 
Föderal ismus und Verwaltungsreform am 26. April in 
Salzb�rg vor der Konferenz der Landtagspräsidenten 
von Osterreich, Deutschland und Südtirol gehalten 
hat, zurückkommen. Ich darf daraus zitieren: 

" Der Absch luß der beiden Regierungskonferenzen 
zur Politischen U nion,  zur Wirtschafts- und Wäh-
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rungsunion am 9. und 1 0 . Dezember in Maastricht 
war nicht nur ein Meilenstein auf dem Weg zu einer 
verstärkten und vertieften Zusammenarbeit .  Gleich­
ze itig wurden auch erstmals konkrete Schritte unter­
nom men, d ie europäischen Länder und Regionen i n  
d e n  Entscheidungsprozeß der E G  einzubinden und 
das Subsid iaritätsprinzip zu verankern, die Zusam­
menarbeit also gleichzeitig auf eine breite Basis zu 
ste l len." 

Ich darf weiter zitieren: " Die Entscheidungsträger 
der EG und ihrer Mitgl iedstaaten haben unter dem 
Druck der öffentlichen Diskussion erkannt, daß die 
Länder und Regionen für eine verstärkte Zusammen­
arbeit in  Europa eine entscheidende Rol le  spielen, 
und darauf i n  einer Weise reagiert, die unabhängig 
vom Zustandekommen der Pol itischen Union nicht 
mehr rückgängig zu machen sein  wird." 

Das Subsidiaritätsprinzip gehört heute zum neuen 
politischen Marketing der EG, hoffentlich auch zu ih­
rem neuen Selbstverständnis. Es trägt dem gegen Zen­
tralismus und Vereinheitlichung errichteten neuen 
Zeitgeist Rechnung u nd ist im Artikel 3b des in Maas­
tricht gesch lossenen Vertrages über die Polit ische 
Union folgendermaßen formuliert - weiteres Zitat 

" In Bereichen, die n icht in  ihre ausschließliche Zu­
ständigkeit fal len, wird die Gemeinschaft nach dem 
Subsidiaritätsprinzip nur tätig, sofern und soweit die 
Ziele der in  Betracht kommenden Maßnahmen auf 
Ebenen der Mitgliedstaaten nicht ausreichend er­
reicht werden können und daher wegen ihres Um­
fangs oder ihrer Wirkung besser auf Gemeinschafts­
ebene erreicht werden können . 

Das Subsidiaritätsprinzip ist zu einem Schlüsse lbe­
griff für die weitere Entwicklung der EG und der Ver­
such einer Antwort auf die Frage, wieviel Einheit 
notwendig und wieviel Vielfalt möglich ist,  geworden. 
Gleichzei tig ist es ein deutliches Veto der Mitgl iedstaa­
ten gegen europäischen Zentralismus und Eurokratie, 
der Steigerungsform nationalstaatl icher B ürokratie. 

Erstmals wurde damit im Primärrecht der EG ein 
Maßstab für d ie Wahrnehmung von Zuständigkeiten 
verankert . So wurden Leitl inien ausgearbeitet, nach 
denen alle Organe der EG verpflichtet sind, bei der 
Prüfung von Gemeinschaftsmaßnahmen das Subsidia­
r itätsprinzip auch tatsächlich anzuwenden." - Z itat­
ende. 

Der Maastrichter Vertrag bietet aber auch die 
Grundlage für die Entwicklung eines friedenssichern­
den Systems in Europa un<t stel l t  erste Weichen für 
diese Zukunft. Gerade für Osterreich mit seiner be­
sonderen geopol itischen Lage ist es wichtig, an der Ge­
staltung eines gesamteurop�ischen Sicherheitssystems 
mitzuwirken.  Wer glaubt, Osterreich könnte seine Si­
c herheitspolit ik ausschl ießlich im Alleingang betrei­
ben,  der verkennt die Lage, i n  der sich Europa befin­
det. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Der Herr 
B undesminister für auswärtige Angelegenheiten, Herr 
Dr.  Mock, h ielt kürzlich im Haus der Industrie eine n  
sehr beachtlichen Vortrag, wobei er auch einen euro­
päischen Vertragstext zitierte, den ich Ihnen nicht 
vorenthalten will ,  der mich außerordentlich beein­
druckt hat. - Ich zitiere: 

"Wir wollen einander gegen jeden Angreifer schüt­
zen ,  aber auch gegen jeden aus unserer Mitte, der in 
rechtswidriger Weise einen feindlichen Angriff gegen 
e inen von uns unternimmt, und dem Angegriffenen 

gemäß dem Inhalt  und dem Geist d ieser Übereinkunft 
Beistand leisten." - Ende des Zitats. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser 
Text ist mehr als 500 Jahre alt ,  und zwar handelt es 
sich dabei um einen Auszug aus dem Entwurf eines 
europäischen B ündnisvertrages, den der böhmische 
König Georg von Podjebrad im Jahr 1 464 verfaßt hat . 
Sein Konzept ist leider bis heute noch nicht in die Tat 
umgesetzt worden. Aber genau diese Vision über ein 
funktionierendes europäisches Sicherheitssystem soll 
im Rah men der Europäischen U nion in Zukunft Rea­
l ität werden .  

Machen wir uns  nichts vor: Europa braucht funk­
t ionsfähige Sicherheitsstrukturen und Einrichtungen 
der kollektiven Verteidigung. Gerade die erschüttern­
de Situation auf dem Gebiet des ehemaligen Jugosla­
wiens führt uns das vor Augen. wozu gerade vorhin 
auch Herr Bundesmin ister Mock Stel lung genommen 
hat. 

Bemerkenswert finde ich in diesem Zusammen­
hang auch die Tatsache, daß heute gerade diejenigen 
der EG vorwerfen, im Fal l  Bosnien versagt zu haben,  
d ie  vehement dagegen aufgetreten sind, daß die Ge­
meinschaft eigene sicherheits- und verteidigungspoli­
tische I nstrumente erhält. 

Nun möchte ich aber zum Ende meiner Ausfüh­
rungen und damit  zurück zum Anpassungsprotokoll  
zum Abkommen über den Europ'�ischen Wirtschafts­
raum kommen. Der EWR ist für Osterreich zweifel los 
eine wichtige Etappe auf dem Weg zum EG-Vollbei­
tritt. Das Anpassungsprotokol l ,  das aufgrund der 
Nichttei lnahme der Schweiz auszuarbeiten war, öffnet 
uns nun den Eintritt in den EWR. Meine Parteifreun­
de und ich erhebeIl dagegen keinen Einspruch. -
Danke. (Beifall bei O VP, SPO und Beifall des Bundes­
rates Mag. Lakner.) 10.39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster Red­
ner ist B undesrat Dr. Rockenschaub. Ich erteile ihm 
das Wort. 
1 0.39 

B undesrat Dr .  M ichael Rockenschaub (FPÖ, Ober­
österreich): Herr Präsident !  Herr B u ndesminister! 
Sehr geehrte Damen und Herren!  Ich darf zunächst 
kurz auf die Worte von Frau Kollegin Karlsson einge­
hen. Frau Kol legin Karlsson hat mit  Recht beklagt, 
daß EWR-Anpassungsgesetze immer wieder dazu miß­
braucht wurden - Frau Kollegin Karlsson hat gesagt, 
es wurde hier " h ineingeschmuggelt" - ,  Dinge unter­
zubringen, die i m  S inne einer exakten EWR-Anpas­
sung gar nicht notwendig wären.  Es wurde als Be ispiel 
das Produkthaftungsgesetz genannt.  Ich kann mich 
gut daran erinnern ,  weil ich mich dazu selbst zu Wort 
gemeldet habe. 

Ich steHe jetzt die Frage , warum die FPÖ-Fraktion 
für ihre Ablehnung von Ihnen massiv kri tisiert wurde 
(Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Wegen des Verbrechens­
opfergesetzes, das am selben Tag verhandelt wurde! Das 
war unverständlich!) und waru m  nicht S ie als Parla­
mentarierin - und Sie wollen ja die Rolle der Parla­
mentarier stärken - bei der passenden Gelegenheit 
aufstehen und sagen: Hier wird etwas hineinge­
schmuggelt, das akzeptieren wir nicht ! - So würden 
wir nämlich seh r  schnell zu einer gemeinsamen Linie 
finden, trotz unserer sonst sel}.r t iefen ideologischen 
Gräben.  (Beifall bei der FPO. - Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Zum Produklhaftungsgeselz habe ich 
kein Wort gesagt!) 

Zurück zum Thema. Herr B u ndesmin ister Schüssel 
- das habe ich im Protokol l  nachgelesen - hat am 
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30. September des Vorjahres hier in diesem Haus ge­
sagt. der B undesrat halte historische Stunden ab. in­
dem er dem EWR-Vertrag zustimme. Ich glaube. daß 
diese Aussage letztlich ein Irrtum war. 

Im Dezember, kurz nach der Abstimmung in der 
Schweiz hat Schüssel im ORF gesagt die V:�rspätung 
des EWR sei gar nicht so ungünstig, weil Osterreich 
dadurch weniger Kosten habe. Spinnt man diesen Ge­
danken konsequent weiter. dann kOfD.mt man zu dem 
Schl uß, am günstigsten wäre es für Osterreich. wenn 
wir uns den EWR ersparen würden. 

Mei ne Damen und Herren! Wir erleben meiner 
Meinung nach eine Stunde der Bürokraten .  Obwohl 
die E FTA dem Ende zugeht, werden EFTA-Behörden 
einzementiert, obwohl der EWR letzt l ich n icht viel 
bringen wird u nd bringen kann ,  werden neue Behör­
den um viel Geld geschaffen. 

Im Dezember schrieb Franz Ceska. der Generalse­
kretär der Industriellenverein igung - ich zitiere ei­
nen Satz - :  " Es zeigt sich jetzt deutlich, daß der EWR 
von Anfang an ein zweifelhaft strategischer Ansatz 
war." - Ich sage mit etwas Stolz, daß so ziemlich ge­
nau dieselben Worte von freiheitlicher Seite geäußert 
wurden, die in den Protokollen des Nationalrats und 
des B undesrates nachzulesen sind. 

Ich bin der Ansicht, daß für den EG-Beitritt, der 
mir persönlich das liebste wäre, wenn er positiv zu­
stande kommt, zu wenig konsequent und zu wenig zü­
gig gearbeitet wird. Der EWR hat viel Zeit, viel Ener­
gie, viel Aufwand und Geld in Anspruch genommen 
und wird noch viel in Anspruch nehmen, die man an­
derswo besser hätte einsetzen können. 

Der Generalsekretär der ÖVP, Maier, sagte Ende 
Februar, die Europaarbeit der Frau Staatssekretärin 
Ederer sei zu leichtgewichtig, es feh le dabei an Phan­
tasie. Das ist, glaube ich ,  nur ein Tei l  des Problems, 
denn man kann nicht alles, was schiefgeht, bei der 
Staatssekretärin abladen!  Ich glaube, daß die Euro­
paarbeit der Regierungsspitze insgesamt etw�� zu 
leichtgewichtig ist - u m  bei diesem Wort des OVP­
Generalsekretärs zu bleiben. 

Wir freiheitlichen Mandatare dürfen durchaus mit 
gewisser Genugtuung festst�llen, daß immer mehr 
Vertreter von OVP und SPO auf unsere Linie über­
schwenken. Ich verweise auf Erklärungen des Bauern­
bundes. (Bundesrat Ing. P e  n z: Welche Linie?) Ich ver­
weise - unsere Linie lautet, Herr Kollege, "Ja, aber" , 
mit einer Konkretisierung von Bedingungen - auf 
Erklärungen von Vertretern der Tiroler Landesregie­
rung. Ich verweise - das ist mir als Oberösterreicher 
besonders wichtig - auf die Deklaration der Ober­
österreichischen Landesregierung vom Februar 1 993 . 
Diese Deklaration enthält ein.� europapol itische Li­
nie, die ganz im Sinne der FPO ist, die sich zum Teil 
wortwörtlich mit unseren parlamentarischen I nitiati­
ven deckt und der auch unser Europasprecher und 
Landesrat Hans Achatz zugestimmt hat. 

S ie sehen also, die Dinge entwickeln sich  vor allem 
auf regionaler B asis, und wir sind in vielen Bereichen 
gar n icht mehr so weit auseinander, wie das in  Me­
dienüberschriften manchmal kolportiert wird. 

Zur Einbindung der Opposition :  I mmer mehr Per­
sön lich keiten fordern die aktive Einbindung der Op­
position, zuletzt massiv Bundespräsident Klestil . Im 
Widerspruch dazu habe ich leider im "Standard" vom 
25.  Fe�!uar gelesen: B usek spricht sich dagegen aus, 
die FPO laufend über den Stand der Beitrittsverhand­
lungen zu informieren. 

Das ist keine recht freundliche Aussage. Es wäre 
aus Sicht der Opposition doch jetzt einmal angenehm. 
zu erfahren.  welche Informationsstrategie und Ein­
bindungsstrategie d ie Regierung bevorzugt. Sol len wir 
möglichst fern bleiben.  sollen wir möglichst wenig er­
fahren. oder will man uns aktiv beteiligen? Dazu wäre 
ein klärendes Wort seitens der Regierungsspitze ange­
nehm und meiner Meinung nach auch fair;  ich zu­
mindest erwarte es mir. 

Meine Da!!len und Herren!  Die Außenpolitik ist si­
cherlich in Osterreich schwieriger geworden, weil sie 
von der harten innenpol itischen Konfrontation mas­
siv überlagert wi rd. Im Gegensatz zu früher wird der 
innenpolitische Konsens zu Fragen der Außenpolitik 
von der Regierung ja nicht mehr aktiv gesucht, und 
damit ist die Opposit ion nahezu gezwungen, stärker 
als jemals zuvor in dieser Republik ein eigenes außen­
politisches Profil zu entwickeln.  Es gäbe einfachere 
Wege, es so ll nicht an uns liegen,  aber ich bin der Mei­
nung. es liegt an der Regierung, dazu die Hand zu rei­
chen. 

Die Regierungskoalition hat in diesen Tagen und 
Wochen meines Erachtens die vielleicht letzte Chan­
ce. die Opposition - damit meine ich auch die Grü­
nen, nicht nur uns - stärker als bisher einzubinden 
und die Europafrage tatsäch lich zu einem Staatsanlie­
gen zu machen. Gerade der j üngste freiheitliche Son­
der-Bundesparteitag so llte auch als S ignal in diese 
Richtung verstanden werden .  

Ich befürchte aber eines: Vermutlich wird wieder 
d ie Eitelkeit des B undeskanzlers - so wie den Son­
deraussch uß zur Ausländerfrage, zu dem Harmonie 
und Einvernehmen im Parlament vorhanden waren ,  
d ie Eite lkeit des B undeskanzlers hat scheitern lassen 
- eine mögliche Zusammenarbeit in der Europafrage 
verhindern. 

Meine Damen und Herren !  Der EWR kommt -
das wird ja nicht mehr bestritten - bestenfalls mit 
1 .  Jänner 1 994, wahrscheinlich später. Schüssel etwa 
spricht zum selben Zeitpunkt, also in diesen Tagen, 
davon, daß die Verhandlungen bis Ende 1 993, Anfang 
1 994 abgeschlossen werden können. Da - verzeihen 
Sie mir - drängt sich mir folgende Frage auf: Wozu 
das Ganze? Cui bono? Ich hoffe wirklich, daß das Er­
gebnis nicht einmal lauten wird: Außer Spesen nichts 
gewesen !  Wir zahlen jetzt für ein Produkt mehr, für 
ein Projekt, das noch weniger wert ist ,  als es im Som­
mer und Herbst des vergangenen Jahres gewesen ist. 

D ie Verantwortung dafür müssen Sie selbst tragen. 
Eine freiheitliche Zustimmung und auch eine Zu­
stimmung der Grünen wird dazu nicht möglich sein .  

Insgesamt sind ja die Positionen (Bundesrat P a y e r: 
Sind Sie schon Sprecher der Grünen?) seh r  klar. (Bun­
desrat W e d e n  i g: Sprecher der Grünen!) Die Regie­
rungskoalition hat von Anfang an auf den EWR ge­
setzt, Herr Kollege. Ich verstehe es völlig, daß Sie bei 
dieser Linie bleiben, das ist e ine Verhandlungslinie, 
die man bis zum Schluß einhält. (Bundesrat W e­
d e n  i g: Wir sind immer auf einer Linie - nicht so wie 
Sie!) 

Die Freiheitliche Partei hat von Anfang an wen ig 
vom EWR gehalten ; das werden Sie bitte nicht bestrei­
ten können. (Bundesrat W ö L i  e r t: Nicht zu viel sagen, 
es könnte morgen schon wieder anders sein!) Wir haben 
von Anfang an den EWR für strategisch verfehlt, für 
eine Falle gehalten (Bundesrat W e  d e n  i g: Vielleicht 
0.1 ein Fax draußen vom Haider!) - es ist heute von 
OVP-Seite das Wort "Sackgasse" gefallen -; wir ha­
ben diese BefürChtungen gehabt.  
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Ich bitte ebenso um Verständnis, so wie wir Ihren 
Weg zu verstehen versuchen, und hitte. unsere Konse­
quenz letzt lich zu akzeptieren, auch wenn Sie die Mei­
nung nicht teilen (Bundesrat P a y e r: Das ist Konse­
quenz!), daß wir keine Zustimmung Z;J.lm EWR geben 
können. - Danke. (Beifall bei der FPO.j  10.49 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Bundesrat Ing. Penz. - B itte. 
10.49 

B undesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, Niederöster­
reich): Sehr geehrter Herr Präsident !  Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren !  Dieses Anpassungsproto­
kol l ,  das heute zur Beschlußfassung vorliegt , ist be­
kanntermaßen aufgrund der Sch weizer Entscheidung 
vom 6. Dezember 1992 notwendig geworden. Inhalt­
lich haben wir uns deshalb damit auseinanderzuset­
zen, weil es um eine Reihe von Fragen geht.  

Es handelt sich nicht nur um die Frage des Zeit­
punktes des I nkrafttretens des EWR, n icht nur um d ie 
Frage, ob und wann Liech tenstein dem EWR-Abkom­
men beitreten kann,  sondern es handelt sich auch um 
die Frage, ob die Schweiz dem EWR-Abkommen auch 
zu einem späteren Zeitpunkt beitreten kann. Meiner 
Meinung nach geht es aber auch um die Frage - mit 
dieser sol lte man nicht hinter dem Berg halten - der 
Kostenaufteilung, weil insbesondere die ärmeren EG­
Länder - Griechenland, Spanien , Portugal und Ir­
land - höhere Beträge gefordert haben.  

Im jährlichen österreichischen Beitrag zum Finan­
zierungsmechanismus des EWR, der rund 
390 M i llionen Schi l ling beträgt, ist anteilsmäßig ein 
Teil jener Kosten enthalten, die von der Schweiz zu 
tragen gewesen wären. Die exakte Quantifizierung der 
aus dem Ausscheiden der Schweiz resultierenden ge­
samten Mehrbelastung, die derzeit mit  etwa 
50 Mil l ionen Schill ing beziffert �erden kann,  hängt 
natürlich davon ab, wie lange Osterreich im EWR 
verbleib t .  

Derzeit haben drei EG-Staaten, nämlich Däne­
mark, Niederlande und Portugal,  fünf EFTA-Staaten 
und das EG-Parlament das EWR-Abkommen ratifi­
ziert. Die aus den jüngsten Äußerungen spanischer 
Politiker resultierenden Annahmen, Spanien würde 
sich gegen eine endgültige Ratifizierung sperren ,  sind 
zumindest nach den derzeitigen Aussagen von Mini­
sterpräsident Gonzalez und seines Außenministers si­
cher nicht angebracht. S ie haben ja auch in  Wien er­
klärt , daß Spanien sicher n icht das letzte EG-Land 
sein werde, welches das EWR-Abkommen ratifiziert. 

Ich bin aber auch mit vielen meiner Vorredner sol i­
darisch und halte es für unreal istisch,  daß - auch auf­
grund der spanischen Neuwahlen - das I nkrafttreten 
des EWR vor dem 1 .  Juli  1 993 in Frage kommen wer­
de. Ein möglicher neuer Termin für das I nkrafttreten 
des EWR wäre der 1 .  Jänner 1 994. 

Im Zuge des Abschlusses der Verhandlungen über 
das Anp,llssungsprotokoll zum EWR-Abkommen er­
klärten Osterreich ,  die nordischen EFT A-Staaten und 
die EG ihre Bereitschaft, die gemeinsam m it dem 
EWR-Abkom men verhandelten bi lateralen Agrarab­
kommen in Form von B riefwechseln über bestimmte, 
die Landwirtschaft betreffende Vereinbarungen schon 
vor dem Inkrafttreten des EWR-Abkommens vorläu­
fig anzuwenden,  und zwar von 1 5 . April 1993 an. 

Daraus ergeben sich für Österreich im Handel mit 
der EG Erleichterungen bei Käse, Fruchtsäften ,  Wein 
und auch bei F leischwaren. Allein aus diesem Faktum 
ist auch die Behauptung der Kollegen von der Frei­
heitlichen Partei falsch, daß dieses EWR-Abkom men 

für Österreich keine Vorteile bringe. Im Gegenteil: 
Dieses EV(R-Abkommen bringt für eine Berufsgrup­
pe, die in Osterreich große Probleme hat. nämlich für 
die Bauernschaft, in einer Vielzahl von Bereichen 
Handelser leic hterungen. 

Herr Kollege Dr. Rockenschaubl Sprechen S ie ein­
mal mit den Weinbauern;  für die gibt es jetzt wesent l i­
che Handelserleichterungen. Es müssen nun 
150 000 Hektoliter Wein in  Flaschen importiert wer­
den .  Damit sol l  der bi l l ige Import von Faßwein ver­
ringert werden.  

Sprechen Sie einmal mit der Fruchtsaftindustrie, 
die nunmehr die Möglichkeit hat, 10 000 Hektoliter 
Fruchtsäfte zu einem Zollsatz von 10 Prozent zu ex­
portieren, der bisher 40 Prozent betragen hat. 

Sprechen Sie einmal  mit Vertretern der Rinder­
wirtschaft, d ie vor einer ganz schwierigen Situation 
stehen und die jetzt die Möglichkeit haben, 
60 000 Tonnen Fleisch zollbegünstigt zu exportieren. 
Das sind eine Reihe von Fakten, die wir auch sehen 
sol l ten. 

Herr Dr. Rockenschaub! Wen n  Sie gesagt haben, 
daß wir die Verhandlungen  konsequenter führen sol l­
ten und Sie den Eindruck hätten ,  daß die EG-Ver­
handlungen zu wenig zügig vorangetrieben werden, 
dann muß ich I hnen sagen - das haben S ie vor weni­
gen Minuten  hier an diesem Rednerpult gesagt -, daß 
es wahrscheinlich kei n  Land gibt, das sich so im De­
t.?il auf die EG-Verhandlungen vorbereitet hat wie 
Osterreich. (Bundesrat Dr. D i l l  e r s b e r g  e r: Das 
bestreite ich aus eigener Sachkunde!) 

Sie bestreiten vieles, Herr Dr. Di llersberger. das 
weiß ich schon. S ie bestreiten ja beispielsweise auch,  
daß S ie jemals in  der Freiheitlichen Partei eine klare 
Linie für die EG-Diskussion gehabt haben. (Bundesrat 
Dr. D i I I e r s b e r g e r: Das bestreite ich nicht! Wir 
haben immer eine klare Linie gehabt!) 

Herr Kollege Dr. Di llersberger! Ihr Kollege hat uns 
heute gesagt, daß der Sonderparteitag der Freiheitl i­
chen Partei am vergangenen Samstag auch eine we­
sen tl iche Bestätigung der bisherigen Linie der Frei­
heitlichen Partei gebracht hätte. (Bundesrat Dr. D i 1-
l e r s b e r g  e r: Selbstverständlich!) Das ist ja über­
haupt nicht wahr! Im Gegenteil :  D ie Freiheitliche 
Partei hat h insichtlich  der EG Monat für Monat eine 
neue Linie eingenommen! (Bundesrat Dr. R 0 c k e n­
s c h a u  b: Das wollen Sie so spielen!) 

Ich wi l l  das gar n icht,  sondern Sie haben das ge­
macht. (Bundesrat Dr. R 0 c k e n s c h a u b: Das be­
streiten wir!) Ich darf Ihnen auch noch etwas sagen: Sie 
haben diesen Sonderparteitag vor den niederösterrei­
chischen Landtagswahlen deswegen gemacht, weil Sie 
glauben, der niederösterreichischen Bevölkerung 
weismachen zu können, daß durch die EG eine Ge­
fahr besteht. Ihre Linie besteht doch nur darin, die Po­
litik, die diese B undesregierung macht, mieszuma­
chen, herunterzumachen u nd international lächerlich 
zu machen! (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

International lächerlich gemacht (Bundesrat Dr. 
D i l l  e r s b e r g e r: Sie werden sich entscheiden müs­
sen, ob Sie unsere Mitarbeit wollen oder nicht! Mit Be­
jlegelungen werden Sie . .  .) haben Sie sich aber mit 
dem Ausschl uß aus der Internationalen. Das ist Ihr 
Problem , das nur Sie selbst haben.  (Bundesrat Dr. 
D i L L  e r s b e r g  e r: Jetzt machen Sie sich lächerlich!) 

Wir haben grundsätzliche Auffassungsunterschiede 
von Oppositionspolitik, vielleicht überhaupt von der 
Gestal tung der Politik. (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. Dillersberger.) Wir verstehen immer noch Politik 
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als Gestaltung des gemeinsamen Zusammenlebens in 
der Gesel lschaft . als Gesta ltung des Gemeinwoh ls.  Für 
Sie ist Po litik Gestaltung des Eigenwo hls und insbe­
sondere Gestaltung des Eigenwohls des Parteiobman­
f!�s: sonst haQ.en Sie gar nichts im Sinne. (Beifall bei 
O VP und SPO. - Bundesrat W e  d e n  i g: Unpolari­
siert!) 

Ich darf Ihnen noch etwas sagen, Herr Dr. Rocken­
schaub :  Eine pol itische Bewegung. die nur Macht und 
kein Rech t  hat. endet in Tyrannei. Und diese Tyran­
nei haben Sie beispielsweise auch schon. denn bei Ih­
nen in der Freiheitlichen Partei hat niemand ein Mit­
spracherecht. Eine po li tische Bewegung ze ichnet sich 
auch dadurch aus, ob die Mitglieder, die Funktionäre 
die Möglichkeit haben, m itzureden. In der Freiheitl i­
chen Partei ist das sicher nicht der Fal l !  (Bundesrat Dr. 
D i l I e r s b e r g e r: Das haben wir beim Parteitag 
eindrucksvoll gesehen!) 

Aber es ist nicht meine Aufgabe, darüber nachzu­
denken. welche Funktion Sie in der Opposition ein­
nehmen, wie Sie Ihre Oppositionspo litik gestalten.  Es 
werden Ihnen ja die Wähler ein entsprechendes Vo­
tum geben;  davon bin ich persönlich überzeugt. 

Schauen Sie sich einmal die Meinungsumfragen an!  
- auch jene (Bundesrat Dr. D i I i e r s b e r g e r: 
Schauen Sie sich die Wahlergebnisse am Sonntag an!), 
die die Freiheitliche Partei, gerade was die EG-Li nie 
betrifft, machen hat lassen .  

Warum hat sich ein Flügel der Freiheitlichen Partei 
abgespalten? - Weil diese Personen mit der Linie, die 
die Freiheitliche Partei bisher verfolgt hat (Bundesrat 
Dr. D i I I e r s b e r g e r: Das ist doch kein Flügel! Das 
war nicht einmal eine Feder!) , nicht einverstanden wa­
ren. Das sind Dinge, Herr Dr. Di llersberger, die auch 
Sie als Europasprecher wahrscheinl ich nicht lösen 
werden können. Ich bin überzeugt davon ,  daß das 
österreichichische Volk darauf eine klare Antwort ge­
ben wird .  

Ich habe vorhin gesagt, daß der EWR der österrei­
chischen Wirtschaft, zumindest einem Teil der öster­
reichischen Wirtschaft, insbesondere der Landwirt­
schaft, Vorteile bringt. Wir sol lten aber auch nicht 
übersehen, daß wir durch die EWR-Verhandlungen 
rund 60 Prozent der EG-Verhandlungen bereits vor­
weggenommen haben. Damit haben wir einen länge­
ren Zeitraum für die Anpassung zur Verfügung. 

Ich glaube, wir sollten uns ehrlich fragen - mit 
diesem Thema haben S ie sich nie auseinandergesetzt 
- :  Was wird passieren, wenn die Abstimmung am 
1 8 . Mai in Dänemark negativ ausgeht? A lle EFT A­
Staaten, die derzeit mit der EG in Verhandlungen ge­
treten sind, werden dieses Verhandlungsergebnis ei­
nem Volksentscheid zu unterwerfen haben. Wir wis­
sen zurzeit,  daß die Volksentscheide etwa 50 : 50 aus­
gehen.  Es ist also gar nicht sicher, ob die 
Beitrittsverhandlungen, die von den Regierungen ge­
führt werden, auch vom Vol k  oder von den jeweiligen 
nationalen Staaten akzeptiert werden .  

Was passiert dann? - Ich glaube, hier wäre der 
EWR auch ein zugegebenermaßen sehr weitmaschiges 
Netz, aber doch ein Netz, das uns wirtschaftlich in Eu­
ropa bis zu jenem Zeitpunkt zusammenführt, zu dem 
wir tatsächlich der EG beitreten können. Unter die­
sem Gesichtspunkt sol lten wir auch dieses EWR-An­
passungsgesetz sehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Das 
Landwirtschaftsministerium hat seine Vorstel lungen 
bezüglich einer EG-Teilnahme in Brüssel klar auf den 
Tisch gelegt. Das heißt also , wir müssen auch im In-

land Vorkehrungen treffen (Bundesrat Dr. D i L i  e r s­

b e  r g e r: Wann, Herr Kollege?), um eine positive 
Entwicklung der Landwirtschaft in den nächsten Jah­
ren zu gewährleisten. 

Herr Dr. Di l lersberger! Ich habe Ihren Zwischen­
ruf nicht verstanden. daher kann ich auch nicht dar­
auf eingehen. 

D ie nächste Hürde, die es aber zu bewältigen gilt, 
sind sicher die diesjährigen Marktordnungsverhand­
lu ngen. Dabei herrscht auf unserer Seite der Grund­
satz. daß weitere EinkommensverLuste für die Bauern 
nicht hingenommen werden können.  Angesichts der 
angespannten Lage in der Landwirtschaft ist die Aus­
gangssituation für die diesjährigen Verhandlungen si­
cher nicht einfach. Dies belegen Zah len:  Die Ausga­
ben für die Getreideexporte und a lternativen Förde­
rungen haben im Wirtschaftsjahr 1 992/93 rund 
4.9 Milliarden Schil ling betragen. Wir wissen, daß 
also heute rund 80 Millionen Schill ing fehlen, die es 
zu bedecken gi lt. 

Trotz der Änderung des Finanzierungsschlüssels im 
Jahr 1 992 und trotz der aufgrund der Dürre im 
Jahr 1 992 niederen Ernteerträge waren aber die Aus­
gaben weitaus höher als geplant. Die Ursachen dafür 
liegen sicher auf dem Weltmarkt sowie auch in den 
Wechselkursen begründet, die sich u ngünstiger als ur­
sprünglich angenommen entwickelt haben. 

Bei einer durchschnittlichen Ernte 1 993 und bei 
der Beibehaltung des derzeitigen Finanzierungs­
schlüssels sowie der Weltmarktlage würde auf der 
Bauernseite ein Fehlbetrag entstehen. Um diesen 
Fehlbetrag aufzubringen,  müßten nach dem derzeiti­
gen Finanzierungssystem die Düngemittelabgabe oder 
die Verwertungsbeiträge erhöht werden.  Eine derarti­
ge Maßnahme würde jedoch den Entwicklungen, die 
in der EG im Gange sind, völ lig zuwiderlaufen, 
gleicht doch die EG Preissenkungen durch Flächen­
beihilfen u nd eine Ent lastung der Bauern von der 
Mitfinanzierung für die Getreideexporte aus. Ejne 
derartige Entlastung ist auch bei uns mittels einer An­
derung des Finanzierungsschlüssels zwischen Bund 
und Bauern notwendig. 

Aber auch im Vieh bereich haben wir eine gegen­
sätzliche Entwicklung, vor allem im Bereich der Rin­
derexporte sind Entlastungen dringend notwendig. 
Laut einem Beschluß der EG werden die Preise für 
Rindfleisch ab heuer in drei Etappen um insgesamt 
1 5  Prozent gesenkt, was im Klartext nichts anderes 
heißL als daß die Ausfuhrbeiträge der heimischen 
Bauern automatisch ansteigen werden, falls nichts 
passiert. Diese Verluste müssen durch eine Prämie für 
die Rinderhalter ausgeglichen werden. Das ist eine 
Maßnahme, d ie völ l ig EG-konform ist , denn es wer­
den nicht die Exportstützungen erhöht, sondern - im 
Gegenteil - die EinkommensverLuste für die Bauern 
ausgeglichen. 

Ich glaube , daß die Einstellung der heimischen 
Bauern zu diesem Thema, zur Frage EG und zu diesen 
Vorbereitu ngen,  die zurzeit in der Verhandlungsphase 
sind, wesentlich davon abhängen wird , wie sehr die 
B undesregierung auf die Erzeugerpreise in der EG 
schielt. und von deren Bereitschaft, die Einkommens­
nachteile für die Bauern auszugleichen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf 
zusammenfassend sagen, daß die österreichische Land­
wirtschaft schon bisher im Rahmen bilateraler Ab­
kom men Vorteile hatte . Wir geben daher auch diesem 
Abänderung,sprotokol l  ,gerne unsere Zustimmung. 
(Beifall bei O VP und SPO.) 1 1 .05 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster Red­
ner: Herr Bu ndesrat Dr .  Di l lersberger. Ich ertei le ihm 
das Wort. 
1 1 .05 

Bundesrat Dr. Siegfried Dillersberger (FPÖ, Tirol ) :  
Sehr geehrter Herr Präsident ! Herr Bundesmin ister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Es hat jetzt 
vorhin einen Disput zwischen Herrn Kollegen Ing. 
Penz, mir und meinen Freunden über die Frage der 
Sorgfältigkeit  der Vorbereitung der Verhandlungen 
gegeben. Ich glaube, es ist das gute Recht der Opposi­
tion - wir werden uns dieses Recht auch nicht neh­
men lassen - . d iese Sorgfältigkeit  der Verhandlungen 
i mmer wieder einzumahnen und auch d ie Sorgfält ig­
keit der Vorbereitung einzumahnen.  Wen n  Sie sagen .  
Sie seien als Vertreter der Landwirtschaft sorgfältig in 
diese Verhandlungen gegangen , Herr Kollege Ing. 
Penz, dann übersehen Sie, daß ich einen entsprechen­
den Informationsstand habe , der besagt, daß die Ver­
handlungen am 1 .  Februar 1993 begonnen worden 
sind und das B undesministeri u m  für Land- und Forst­
wirtschaft die Verhandlungsrichtl inien erst im 
März 1993, also nach Beginn der Verhandlungen, her­
ausgegeben hat. 

Wir sind der Auffassung, daß man Verhandlungen 
zweckmäßigerweise v o rbereitet, das heißt also, vor 
den Verhandlungen vorbereitet, durchfüh ren sollte. 
Das ändert aber nichts daran, Herr Kol lege Ing. Penz 
(Bundesraz Ing. P e  n z: Das iSl doch nur eine Dokumen­
tation!), daß wir uns hier in seh r  vielen - Sie haben es 
ganz richtig formul iert - Bedingungen für e inen Bei­
tritt durchaus treffen. 

Zweitens: Sie haben davon gesprochen , daß der 
EWR große Vorteile für die Landwirtschaft bringen 
würde. Hier sieht man wieder einmal sehr deutl ich ,  
wie weit  Basis und Spitze auseinanderklaffen.  Ich darf 
- das sind jene Artikel ,  die uns die Arbeit so schwer­
rnachen,  darauf werde ich noch zu sprechen kommen 
- aus einem Artikel aus der "Tiroler Tageszeitung" 
vom 1 2. Mai zitieren: "Angst, daß die EG den Rah m  
abschöpft" . Das sagen nicht Haider oder Di l lersber­
ger, sondern das sagen Ihre Funktionäre, und zwar hat 
Herr Ing. Herbert Küh�.erger, Obmann der Milchin­
formationsgesellschaft, OMIG, in Telfs folgendes von 
sich gegeben :  "Schon bei m  ersten Vertrag, der bei den 
EWR-Verhandlungen geschlossen wurde, füh len sich 
die Bauern und auch die m ilchverarbeitenden Betrie­
be von den Pol itikern hintergangen und i m  Stich ge­
lassen." - So wetterte er gestern beim Weltmilchtag 
in Telfs. 

Das ist das Problem, meine seh r  geehrten Damen 
und Herren. vor dem wir stehen, nämlich daß an der 
Basis ganz anders gesprochen w ird als an der Spitze. 
Das mag durchaus alle Parteien betreffen. 

Drittens: Sie haben hier einen sehr gefährlichen 
Satz formuliert, Herr Ingenieur,  u nd ich würde S ie 
b itten, dies einmal zu überdenken.  Sie haben gesagt , 
wir würden i n  unserer politischen Arbeit das Eigen­
wohl  vor das Gemeinwohl stellen. Ich darf I h nen dazu 
sagen: Für m ich gäbe es eine wesentlich e infachere 
Möglichkeit, m ich an dieser poli tischen Diskussion zu 
beteil igen, ich b räuchte mich nur unter die EG-Geg­
ner einzureihen und hätte den Jubel breitester Bevöl­
kerungskreise. 

Sie wissen ganz genau. und das sol l ten wir alle. de­
nen es mit einem gemeinsamen Europa - darauf wer­
de ich noch zu sprechen kom men - wirklich ernst 
ist, bedenken, daß wir e ine harte Arbeit vor uns haben 
und daß wir m it den Menschen eingehend sprechen 
müssen, denn wenn S ie heute zu Ihren Veranstaltun-

gen gehen, dann werden Sie nur Angst, Furcht und 
Ableh nung spüren - von Ausnahmen abgesehen. 
(Bundesrat lng. P e n z: Das stimmt nicht!) 

Wenn die Sozialdemokraten zu ihren Veranstaltun­
gen gehen - wir haben es in  Tiro l hinterfragt - ,  
dann müssen sie spüren, daß es in  ihrer Basis 
70 Prozent EG-Gegner gibt. Das muß man spüren, da­
her m uß man entsprechend gemeinsam arbei ten.  
(Bundesrätin C r e p a z :  Das ist der Transit!) Man kann 
nicht so miteinander reden, daß man sagt, ihr setzt 
euer Eigenwo hl vor das Gemeinwohl.  Herr Kollege, 
das ist für m ich  kei ne Argumentat ion! 

Nun zur Frage des Anpassungsprotokol ls zum Ab­
kom men über den Europäischen Wirtschaftsraum .  Es 
wird doch n iemand ernsthaft annehmen, daß die Fre i­
heitliche Parte i ,  die dem EWR-Vertrag schon n icht 
zugest immt hat, diesem Zusatzprotokoll  nun zustim­
men wird. 

Ich werde es mir auch ersparen, Ihnen hier in lan­
ger und breiter Ausdehnung die Gründe, die für unse­
re Auffassung sprechen, noch einmal darzulegen, 
nachdem das im Nationalrat und im Bundesrat bereits 
entsprechend dargestel l t  worden ist. 

Es hat sich unserer Auffassung nach in der Zwi­
schenz�it herausgestellt, daß die Bundesregierung die 
Reise Osterreichs in die Europäische Integration mit 
einem Fehltritt begonnen hat, mit  einem Fehltritt, der 
uns in einigen Bereichen - ich werde sie aufzählen -
i.!1 sehr schwierige Situationen gebracht und der die 
Osterreicherinnen und Osterreicher mißtrauisch ge­
macht hat. Die Generalprobe für den EG-Beitritt ist 
unserer Auffassung nach mißglückt. Daran kann auch 
die Tatsache n ichts ändern, daß man nun durch dieses 
Anpassungsprotokoll retten möchte, was eigentlich 
nicht mehr zu retten ist .  Es gibt keinen von den h ier 
Sitzenden, der die Hand dafür ins Feuer legt, daß es 
überhaupt jemals zu diesem EWR kommen wird. 

Der Europäische Wirtschaftsraum ,  meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ist unserer Auffassung 
nach wirtschaftlich entbehrlich . (Bundesrälin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Wetten wir? Nehmen wir Wetten an, daß 
es dazu kommt!) Mir ist das ein viel zu ernstes Pro­
blem, Frau Kollegi n !  Ich weiß auch, daß Sie das nur 
rhetorisch mei nen. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Ich 
bin so überzeugt, daß er kommt, daß wir das durchaus 
tun können!) Wir können aber gern außerhalb der De­
batte eine Wette abschließen, wenn Sie nicht gerade 
u m  Zigaretten mit mir wetten wollen. (Bundesrälin 
Dr. K a r  I s s  0 n: Ich rauche nicht!) Wir können gern 
um eine gute Flasche Wein wetten (Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Auch kein Alkohol!) oder um ein Glas 
Milch. Ich will  n iemandem weh tun. 

Wir betrachten diesen Europäischen Wirtschafts­
raum als wirtschaftl ich entbehrlich, demo kratiepoli­
tisch bedenklich und finanziell  insgesam t  unverant­
wort l ich .  Es scheint mir wichtig zu sein, daß der Bun­
desrat heute darüber nachdenkt, wie schlecht die 
Bundesregier.l!ng in diesen Verhandlungen eigentlich 
d ie Position Osterreichs vertreten hat, was alles n icht 
bedacht worden ist, daß sie letztlich eine extrem teure 
Variante akzeptiert hat, die zu weiteren zusätzl ichen 
Belastungen für unser Land führt. 

Insbesondere im Hinblick darauf, daß sich i m mer 
deutl icher herausstel lt .  daß eben diese Verhandlungen 
nicht sorgfältig genug geführt worden sind , ist es legi­
t im, wenn wir als Opposition eine sorgfältigere Ver­
handlungsführung - wenigstens jetzt bei den auch 
mit unserer Zustimmung geführten EG-Verhandlun­
gen - fordern. 
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Lesen Sie die heutige "Presse" !  Ich bin überzeugt 
davon. daß. wie immer, nur die Hälfte davo n wahr ist, 
daß sehr viel pol itische Takt ik dahintersteckt, daß die 
politische Taktik der Dänen dem Wohl der ihnen nä­
herl iegenden Staaten d ienen sol l ,  aber es muß nicht 
se in,  daß man dann in der Zeitung liest. daß wir dieses 
Papier zehn Tage zu spät gebracht haben, ein Papier. 
welches wir zweckmäßigerweise gleichzeitig m it den 
anderen beitri ttswilligen Staaten hätten bringen so l­
len. Das ist ein Bereich,  in dem wir uns durchaus tref­
fen sol lten. 

Daß gerade im Zusammenhang mit dem EWR-Ver­
trag vieles nicht bedacht worden ist, ist zwar bedauer­
l ich, könnte aber auch von seiten der Opposition mit 
Nachsicht aller Taxen und mit der Unerfahrenheit der 
B undesregierung in Verhandlungen mit Europäern 
entschuldigt werden.  (Bundesrat lng. P e  n z: Dann sa­
gen Sie mir ein BeispieL dafür!) Ich werde es Ihnen 
schon darlegen,  ich nenne Ihnen die Beisp iele. Daß 
sich aber nach kürzester Zeit wesentliche Fehler und 
Mängel herausgestellt haben und daß man in den Zu­
satzverhandlungen nicht versuc ht hat. diese Feh ler 
und Mängel zumindest zu besprechen und einer Lö­
sung zuzuführen, das ist unserer Auffassun g  nach ein 
unentschuldbarer Fehler. 

Mit vier Beispielen darf ich diese Meinung begrün­
den und auch darlegen, daß schon im Hinbl ick dar­
auf, daß man nicht einmal ansatzweise versucht hat, 
gemachte Fehler bei den Nachver handlungen zu be­
seitigen, die weiterhin ablehnende Haltung der Frei­
heitlichen Partei wohl  begründet ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Für den 
B undesrat könnte die heutige Beschlußfassung zu ei­
ner Sternstunde werden ,  wenn er  sich entschließen 
könnte, als Vertreter föderalistischer Interessen seine 
Zust immung zum vorliegenden Anpassungsprotokoll  
und zur vorliegenden Lösung zumindest b is  zur Klä­
rung folgender Fragen im Interesse unserer Republik 
zu verweigern. Ich bin überzeugt davon, daß ein Ein­
spruch des B undesrates dazu führen würde, daß die 
B undesregierung nachverhandel n  müßte und nach­
verhandeln würde. Daß dies keinerlei negative Aus­
wirkungen im wirtschaft l ichen Bereich haben könn­
te, ergibt sich schon daraus, daß wir übereinstimmen, 
daß der Großteil der Vertragspartner in der Ratifika­
tion dieses Zusatzprotokolls noch lange nicht so weit 
ist wie wir. Im einzelnen schlagen wir vor ,  folgendes 
nachzuverhandeln: 

Im Zuge der durch den EWR-Vertrag vereinbarten 
Gleichstellung gibt es in  ihrer Auswirkung auf die 
medizinische Versorgung unserer Bevölkerung heute 
noch gar nicht absehbare Probleme dadurch ,  daß alle 
Kassenärzte in Zukunft dazu verpflichtet sein werden,  
EWR-Bürger zum jewei l igen Kassentarif zu behan­
deln. Nun haben insbesondere in Fremdenverkehrs­
gebieten - da sind ganz besonders die Länder Vorarl-
1?erg, Tirol ,  Salzburg und Kärnten betroffen - viele 
Arzte im Vertrauen darauf, daß diese Investitionen 
durch Einnahmen aus der privaten Behandlung frem­
der Gäste amortisiert werden können, Investitionen 
getätigt, die der betroffenen einheimischen Bevölke­
rung durch eine verbesserte Qualität der medizini­
schen Versorgung unmittelbar zugute kommen. 

Durch die i m  Zuge des EWR-Vertrags getroffene 
Regelung würde es nun zu sehr erheblichen Einkom­
menseinbußen und damit  ganz sicher zu wirtschaft li­
�.hen Schwierigkeiten, letztlich zur Abwanderung von 
Arzten aus ländlichen Gebieten kommen, was im In­
teresse der betroffenen Bevölkerung nicht w ünschens­
wert wäre. (Bundesrätin Dr. K a r I s s  0 n:  Und die bila-

leralen Sozialabkommen vergessen Sie? Er kann ja jetzt 
schon immer mit Krankenschein kommen!) 

Mit Krankenschein kann er schon kommen, er 
muß aber nicht zu den Bedingungen des Behand­
lungslandes behandelt werden, sondern zu den Bedin­
gungen, die mit jenem Land vereinbart worden sind, 
aus dem er kommt. (Bundesrälin Dr. K a r  L s s 0 n: Wo 
bilateraLe Abkommen sind!) Ja, nur zu anderen Bedin­
gungen wird er behandelt und nicht zu den Bedi ngun­
gen . . .  (Bundesrat lng. P e  n z: Das ist ja nicht..wahr!) 
Das ist schon wahr!  Reden Sie einmal mit den Arzten !  
Gehen S ie  hinaus und reden S ie  mit den Mensche n .  
meine Damen und Herre n!  (Bundesrat D r 0 c h l e r: 
Schauen Sie sich die Übereinkommen an!) Es ist halt so ! 
�eden S ie halt mit den Ärzten! Sprechen Sie mit den 
Arzten!  (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Ein Kabarett ist das! 
Sie glauben, die Leute sind dumm, aber sie sind nicht 
dumm!) 

Sie werden wahrscheinlich, Herr Kollege, dann 
auch sagen,  das sei nicht wahr,  was ich jetzt sage (Bun­
desrat D r 0 C h I  e r: Das weiß ich nicht! Ich bin kein 
Prophet wie Sie!) , dann fragen Sie bitte einen x-beliebi­
gen vor dem Ruin stehenden "Texti l ianer" . (Bundes­
rätin Dr. K a r  L s s 0 n: Wir wissen noch gar nicht, was 
Sie sagen werden!) 

Es geht um folgendes: Es ist nicht bedacht wqrden , 
daß die Europäische Gemeinschaft zu Lasten Oster­
reichs mit den Ostländern U ngarn, Tschechien, Slo­
wakei und Po len Zollpräferenzabkommen abge­
schlossen hat. Nicht bedacht worden ist, daß dadurch 
wesentliche Teile unserer Wirtschaft nachhaltig be­
rührt und massive Arbeitsplatzverluste . . .  (Bundesrä­
tin Dr. K a r  I s s  0 n: Die hätte es sowieso gemacht! Das 
hat mit dem E WR nichts zu tun! Aber überhaupt nichts!) 
Entschuldigung, Frau Kollegin ,  Ihnen fehlt  das Ver­
ständnis für die Zusammenhänge! (Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Weil die EG das Abkommen sowieso ge­
macht hätte! - Bundesrat lng. P e  n z: Das ist jetzt sehr 
gewagt, was Sie sagen!) 

Das ist doch die S ituation, vor der wir stehen. Hö­
ren Sie mir doch einmal  zu, dann werde!} Sie es vie l­
leicht auch verstehen (Beifall bei der FPO), sonst fah­
ren Sie nach Vorarlberg u nd erkundigen sich dort vor 
Ort . Der Herr Bundesminister ist mein Zeuge, daß das 
ein wesentliches Problem ist , das gerade in Vorarlberg 
zum Tragen kommt. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Sie 
beschuldigen den EWR für etwas, was nicht stimmt! -
Bundesrat lng. P e n z: Aber Rhomberg hat mit dem 
EWR nichts zu tun!) Das mag schon sein .  (Zwischenruf 
des Bundesministers W e  i s s.) Das können sie ja nicht ,  
denn sie brauchen das Vertrauen der Mehrheit. Das 
ist keine Frage. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s o  n: . . .  hat 
mit dem EWR nichts zu tun!) 

Arbeitsp latzverluste wird es geben. Der Wirtschafts­
minister hat in einer parlamentarischen Anfragebe­
antwortung erklärt, daß speziell die Bereiche der 
Nichteisenmetall industrie, der Gießerei industrie, der 
Bauindustrie, der Zementindustrie, der Beton- und 
Fertigteil industrie , der Glas- u nd Holzindustrie, der 
Stahlindustrie, der technischen Weiterverarbeitungs­
industrie, der Fahrzeugbauindustrie, der Kfz-Zuliefer­
industrie und der Textil- und Bekleidungsindustrie 
davon betroffen sind. Nach vorsichtigen Schätz\};ngen 
sind zirka 20 000 bis 30 000 Arbeitsplätze in Oster­
reich gefährdet. 

Wir hätten uns nun vorgestel lt ,  daß man dieses Pro­
blem, das zugegebenermaßen in dem Vertragswerk des 
EWR nicht behandelt wird, in die Nachverhand lun­
gen einbringt. wei l  diese Zollpräferenzabkommen I i­
stigerweise erst nach Unterfertigung des EWR-Ver-
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trags abgeschlossen worden sind. Da stehen nesige 
wirtschaftliche Interessen dah inter. die gegen unsere 
wirtschaftlichen Interessen gerichtet sind. Wir hätten 
nichts anderes verlangt, als hier nachzuverhandeln.  
Ich kann mir nicht vorstel len,  daß es ein Mitglied des 
Bundesrates aus den betroffenen Regionen - ich den­
ke insbesondere an Vorarlberg und sei ne Texti l indu­
strie - gibt,  das der B undesregierung durch Zustim­
mung zu diesem Zusatzprotokol l  attestiert, ordnungs­
gemäß verhandelt  zu haben.  

Lassen Sie mich hier jemanden zitieren, und zwar 
nicht Jörg Ha ider und auch nicht Siegfried Dil lersber­
ger, sondern Dr .  Breuss vom Wirtschaftsforschungsin­
stitut, einer nicht gerade regierungsfeindlich einge­
ste llten Institution, der i n  einem Vortrag gesagt hat: 
" Den EWR neu zu verhandeln und den passiven Ver­
edelungsverkehr nicht einmal anzusprechen, ist ei­
gentlich ein S kandal !"  - Dieser Meinung schl ieße ich 
mich an. 

Das dritte: Daß Österreich beim Absch luß . . . (Bun­
desrat G a n t n e r: Minister Schüssel hat das in Spanien 
und Portugal angesprochen!) Ja, Herr Kollege, "ange­
sprochen" oder zur Bedingung für die Unterfertigung 
dieses Zusatzprotokol ls gemacht,  daß wir das bezah­
len, was die reiche Schweiz eigentlich bezahlen sollte, 
sind zwei Paar Stiefel . Ich bestreite gar nicht, daß man 
sich jetzt bemüht,  da irgendwo noch im Interesse der 
Wirtschaft und im Hinblick auf die aufgebrachten 
Unternehmer etwas zu richten,  aber richten könnte 
man es, indem wir nun sagen: Nein! Stopp! In einem 
Monat kommen wir wieder zusammen, und inzwi­
schen verhandelt ihr  das noch!  (Bundesral lng. P e  n z: 
Das müssen Sie doch mit den anderen bereden! Sie tun 
so, als ob das, was Sie sagen, die anderen ungeschaul 
übernehmen!) 

Das dritte, meine sehr geeh rten Damen und Herren 
- unserer Auffassung nach;  auch da stiml1!en wir ja 
nicht überein - ,  ist, daß wir meinen, daß Osterreich 
bei m  Abschluß des Transitvertrags über den Tisch ge­
zogen worden ist, und man nun i m  Zuge der EG-Bei­
trittsverhandlungen vor e iner schwierigen Situation 
steht :  Die EG möchte möglichst rasch d iesen Tqmsit­
vertrag obsolet werden lassen, d ie Republik Oster­
reich h ingegen wil l ,  daß er zumindest zwölf Jahre lang 
aufrech tb leibt. Die Freiheitliche Partei will darüber 
hinaus wenigstens die Umweltstandards gesichert ha­
ben. Das ist also klar . 

Nun haben wir  aber die S ituation.  daß die alliierten 
und assoziierten Mächte im Artikel 32 des Staatsver­
trages von Wien den Transitweg über das sogenannte 
Kleine Deutsche Eck garantiert haben.  Die Freiheitli­
che Partei hat während der laufenden 2 + 4-Verhand­
lungen zur Wiederverein igung in Deutschland bereits 
darauf hingewiesen. Nun kündigen,  nachdem man i m  
Transitvertrag nicht entsprechend Vorsorge für d iese 
wichtige Lebensader zwischen Vorarlberg, Tirol und 
Salzburg getroffen hat, die Deutschen dieses Abkom­
men einseitig auf. Auch hier wäre unserer Auffassung 
nach eine Möglichkeit gegeben gewesen, im Zuge der 
Nachverhandl ungen diese Frage zu aktualisieren und 
zu einer Lösung zu bringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dann hat 
es ja einige Zeit gedauert, bis sich das, was die Ver­
handler der B undesregierung h insichtlich des Auslän­
dergrundverkehrs beim tWR-Vertrag angerichtet ha­
ben, b is zu den " letzten" Landesregierungen durchge­
sprochen hat. Wir alle erinnern uns daran, daß den 
Menschen i m  Lande i m mer wieder zugesichert wor­
den ist, daß durch entsprechende Gesetze noch vor In­
krafttreten des EWR-Vertrags der Ausländergrundver-

ke hr beschränkt werden kann.  Sti l l  ist es geworden 
um diese Möglichkeit. Derzeit werden insbesondere 
in den westlichen Bundesländern die Menschen 
d urch schikanöse, enteignende Maßnahmen entha l­
tende und auch die Inländer diskriminierende Raum­
ordnungsgesetz-Novellen beunruh igt . 

Notwendig sind diese geworden,  wei l ,  wie dem An­
hang XII,  dem Verzeichnis nach Artikel 40 des EWR­
Vertrages, zu entnehmen ist. vereinbart worden ist, 
daß bereits ab dem Zeitpunkt der U nterzeichnung des 
Abko mmens. also nicht etwa der Ratifizieru ng, son­
dern der Unterzeichnung des Abkommens. bestehen­
de Rechtsvorschriften nicht mehr zu Lasten der EWR­
Ausländer geändert werden dürfen .  Das ist eine �urio­
se Rechtslage. die hier entstanden ist und die Oster­
reich gerade in dem jetzt entscheidenden Zeitraum 
um jegliche Flexibil ität in bezug auf notwendige 
grundverkehrsrechtIiche Bestimmungen bringt . Auch 
das wäre ein Punkt für erfolgreiche Nachverhand lun­
gen gewesen,  wenn man nur das Wort "Unterzeich­
nung" durch "Ratifizierung durch den letzten Ver­
tragspartner" ersetzt hätte. 

Es sind also weitere Probleme nicht bedacht wor­
den, mi t  denen ich Sie aber hier nicht länger quälen 
möchte. (Bundesrat W e d e n  i g: "Quälen" ist gut!) 
Dann quäle ich S ie .  Das betrifft d ie Veterinärkontrol­
len, F leisch und Fette, Sozialversicherung und Trans­
port gefcihrlicher Güter. Sogar der Verfassungsdienst 
des B undeskanzleramtes hat diesbezüglich die Ver­
handlung eines zweiten Zusatzprotokolls angeregt: 
nicht ich, sondern der Verfassungsdienst des B undes­
kanzleramtes. 

Nachdem man also schon anläßlich der Verhand­
lungen über das EWR-Abkomme n  große Fehler ge­
macht  hat, ist im Zuge der notwendigen Nachver­
handlungen nichts, aber auch gar nicl}ts verbessert 
und verändert worden. Daß nun die FPQ diesem Zu­
satzprotokoll nicht zustimmt, ist klar. Ich könnte mir 
vorstellen, daß auch Sie darüber nachdenken, ob 
durch die von mir angeregte Nachdenkpause auf­
grund eines Einspruchs nicht einiges bewirkt werden 
könnte .  (Bundesrat B i e r  i n g e r: Das war nicht über­
zeugend!) 

Dann habe ich noch ein persönliches Problem, bei 
dem ich m ich sicherlich nicht mit  meinem nach mir 
sprechenden , natürlich juristisch wesentlich  höher 
qualifizierten Kollegen und Universitätsprofessor tref­
fen werde. Ich persönl ich stehe auf dem Standpunkt ,  
daß Artikel  6 des EWR-Vertrages im Zusammenhang 
mit Protokol l  35 Bestimmungen enthält, die wegen 
Berührung des demokratischen , l iberalen und rechts­
staatlichen Grundprinzips derart weitreichend sind, 
daß sie einer Gesamtänderung der B undesverfassung 
gleichkommen, und daher wären der EWR-Vertrag 
und natürlich auch das Zusatzprotokol l  meiner Mei­
nung nach einer Volksabstimmung zu unterziehen .  
Das i s t  meine persönliche Meinung, die ich hier  zum 
Ausdruck b ringen möchte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Nun wer­
den Sie sich fragen oder Sie werden vielleicht d ie rhe­
torische Frage stellen, was hat denn jetzt die Rede. die 
ich hier gehalten habe, mit der positiven Einstel lung 
der Freiheitlichen Partei zu Europa und zu den der­
zeit geführten Verhandlungen zu tun. Daher möchte 
ich dazu auch noch ganz kurz Ste ll ung nehmen. 

Herr B undesminister Dr. Mock, der leider nicht 
mehr hier ist, was ich nicht beanstande, wei l  er wohl 
begrü ndet entschuldigt ist , hat bei nahe aus dem auf 
dem freiheitlichen Parteitag vor einer Woche be­
sch lossenen Papier zitiert, als er gesagt hat: Wir sehen 
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Europa als e ine S icherheits- und Friedensordnung 
nach innen und außen. organ isiert nach dem Prinzip 
der Subsidiarität. des Regionalismus, der Dezentrali­
sierung und des Pluralismus im kulturellen Bereich .  
(Bundesrat Ing. P e  n z :  Das hat Dr. Mock schon lange 
vor den Freiheitlichen gesagt! - Bundesrat W e  d e n  i g: 
Habt ihr schon wieder abgeschrieben?) 

Ich habe jetzt nur zitiert, was Mock h ier gesagt hat . 
und ich könnte Ihnen gerne all  das vorlesen ,  was wir 
beschlossen haben ,  was wir in  e iner durchaus demo­
kratischen Vorgangsweise beschlossen haben.  (Bun­
desral lng. P e  n z: Was zum Beispiel?) Das m üssen Sie 
uns erst e inmal nachmachen !  Sie m üssen uns erst ein­
mal nachmachen.  daß auf breitester Basis ein Diskus­
sionspapier erarbeitet wird, daß dieses Diskussionspa­
pier auf breitester Basis einen Tag lang auf einem Par­
teitag diskutiert wird und daß dann über 95 Prozent 
der Delegierten diesem Papier zustimmen.  Gehen Sie 
einmal auf Ihre Parteitage und diskutieren Sie Ihre 
Europal inie so demokratisch und so gut, wie das die 
Freiheitliche Partei getan hat ! (Bundesrat lng. P e  n z: 

Den Vergleich halten wir ung'schaut aus!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Sie müs­
sen halt unterscheiden zwischen der Position, welche 
die Freiheitliche Partei als durchaus Europa und der 
Europäischen Gemeinschaft gutgesinnte Oppositions­
partei hat - die andere Oppositionspartei wi l l  ja da­
von überhaupt nichts wissen - ,  und jener der Regie­
rung. Die Regierung hat natürlich i n  den Verhand­
lungen einen klaren Standpunkt zu vertreten, und wir 
alle würden uns wünschen,  daß sie das täte, daß nicht 
immer wieder einzelne M itglieder einzelner Verhand­
lungsdelegationen irgendwohin fahren u nd dort etwas 
anderes sagen als das, was andere Mitglieder anderer 
Verhandlungsdelegationen ,  die sich zur gleichen Zeit 
oder früher dort befunden haben ,  bereits gesagt ha­
ben.  Aber das hat die Regierung prinzipiell zu tun. 

Was hat die Opposition zu tun? - Die Opposition 
hat auf alle Fehler und auf al le Möglichkeiten, auf alle 
Probleme hinzuweisen. U nd wer von Ihnen. bi tte, 
könnte nicht unterschreiben, daß wir in d iesen Ver­
handlungen ein Meistbegünstigungsprinzip erre ichen 
wollen? Das heißt, alle Ausnahmen,  die man anderen 
gewährt, sollen auch Österreich gewährt werden ,  
wen n  wir e s  wünschen. 

Wer von I hnen kön nte n icht unterschreiben,  daß 
wir d ie höheren U mwelt- u nd Sozialstandards gesi­
chert haben wollen, daß wir e ine Sicherste l lung des 
Verbots der Verwendung der Kernspaltung u nd der 
Kernfusion für die Energiegewinnung haben wollen? 

Wer von I hnen kön nte n icht unterschreiben ,  daß 
zumindest die U mweltstan dards des Transitvertrags 
auch nach Ablauf der vereinbarten zwölf jährigen Ver­
tragsdauer aufrechterhalten werden sol le n  und daß 
die Verkehrswege, die man von uns haben wil l ,  jetzt 
schon festgelegt werden sol len?  

Wer von Ihnen kön nte n icht unterschreiben,  daß 
wir die Autonomie der deutschen und ladinischen 
Volksgruppe in Südtirol abgesichert haben wollen? 

Und wer von I h nen kön nte n icht unterschreiben .  
daß wir diese u nsere Republ ik, und zwar nicht aus Ei­
gennutz, Herr KoHege I ng. Penz, sondern aus dem I n­
teresse für das Gemeinwohl heraus, auf die zukünftige 
Europäische Gemeinschaft im Sinne unserer "Haus­
aufgaben", die Sie ja al le kennen, wei l  S ie sie auf­
merksam gelesen haben,  entsprechend vorbereiten 
wollen? 

Wer von Ihnen könnte das al les nicht unterschrei­
ben? - Das wi l l  die Freiheitliche Partei in d iesen Ver-

hand l ungen erreicht haben. und wenn das erreicht 
se in wird, dann wird die Freiheit l iche Partei d ie we­
sentliche Empfehlung bei der hevorstehenden Volks­
abst immung abgeben.  (Bundesrat lng. P e n z: Lassen 
Sie sich einen Spielraum offen!) 

Inzwischen werden wir uns mit Ihnen ge meinsam 
bemühen, d ie  Menschen aufzuklären.; den Menschen 
die Angst zu nehmen (Ruf bei der SPO: Angst zu schü­
ren!) und all  das, was Sie. meine sehr geehrten Damen 
und Herren .  durch diesen EWR-Vertrag in Frage ge­
stellt haben.  geradezurücken. (Beifall bei der FPO. )  
1 1 .31 

Vizepräsiden t  Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Vizepräsident Dr. Schambeck. 
Ich erte ile ihm das Wort. 
1 1 .31 

Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nieder­
österreich):  Herr Präsident! Herr Bundesmin ister!  
Mei ne sehr verehrten Damen und Herren!  Wer die 
bedachtsam vorbereitete Rede des Herrn Bundesrates 
Dr. Dil lersberger . . . (Bundesrat Dr. D i l l  e r s b e r­
g e r: . . .  extemporiert!) Sie machen sogar dann Zwi­
schenrufe, wenn ich positiv von Ihnen spreche. (Bun­
desrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Der Geist, der stets verneint! 
- Weitere Zwischenrufe.) 

Wenn Sie Ihre bedachtsam vorbereitete Rede, Herr 
Bundesrat Dr. Di l lersberger, im Stenographischen 
Protokol l  genau lesen würden. dann würden Sie in Ih­
ren Ausführun ge n  einen eindeutige n  Zickzackkurs 
feststel len.  (Bundesrat P r ä  h a u  s e r: Richtig! - Bun­
desrat Dr. D i I I e r s b e r g e r: Was ist jetzt daran 
positiv?) 

Ich führe das auch darauf zurück, daß wir in einem 
Parteienstaat leben und natürlich verschiedene Stand­
punkte zu berücksichtigen haben und daß es, Herr 
Bundesrat Dr. Di llersberger, verschiedene Zu-, Hin­
u nd Wegarbeiter gibt, die Papiere i n  die Hand drük­
ken ,  und wenn  man die genau liest, dann muß man 
draufkommen, daß der eine für die EG und für den 
EWR ist und der andere gegen die EG und gegen -den 
EWR ist. (Bundesrat Dr. D i l i  e r  s b  e r g e r: Ich lasse 
mir nicht zuarbeiten, ich mache es selbst!) 

Jawohl ,  aber die Standpunkte der Freiheitlichen 
Partei widersprechen sich zum Großteil ,  vor allem in 
der Frage der Europäischen I ntegration .  Wen n  Sie die 
Kontinuität bei den vielen Ausführungen suchen wür­
den ,  begonnen mi t  jenen Ihres Botschafters Dr. Gred­
ler über jene des Dr. Haider bis zu jenen des leider 
nicht anwesenden,  auch bei I hrer Rede n icht anwe­
senden Dr. Kapral, und sich den Entwicklungsprozeß 
in Ihrer Partei in dieser Frage - es gibt so viele E.':lro­
paredner und so viele Europaexperten in der FPO -
anschauen würden ,  dann würden Sie mir  recht geben. 
Das ist auch ein Zeichen einer Pluralität von verschie­
denen Meinungen. 

Ich möchte Ihnen sagen:  Sie haben uns als Länder­
kam mer angesprochen. Herr Dr. Dil lersberger, das ist 
völ l ig richt ig. Nur muß ich Sie darauf aufmerksam 
machen - das ist bei keinem I hrer Redner, die sich so 
um den Föderalismus bemühen, zum Ausdruck ge­
ko mmen - ,  daß die Landeshauptleute die ersten ge­
wesen sind. die e instimmig das Ja zur Europäischen 
Integration ausgesprochen haben,  und zwar bereits 
1 987 . (Bundesrat Dr. D i I l e r s b e r g e r: Das war ein 
"Ja, aber"!) Nein ,  Herr Kollege ! 

"Ja, aber" sagt die Freiheitliche Partei und nicht die 
Landeshauptmännerkonferenz. (Bundesrat Dr. D i l­
I e r s b  e r g e r: Alle sagen "Ja, aber"!) Das "Ja, aber" 
ist der Stil der Freiheitlichen Partei. u nd das kön nen 
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Sie uns auch bei der besten Rhetorik nicht e inreden .  
(Beifall bei Ö VP und SPÖ:. - Bundesrat Dr. D i l l  e r s­
b e r g e r: Selbst hohe O VP-Funktionäre sagen "Ja, 
aber " !) 

Ich habe als Fraktionsobmann der ÖVP-Bu ndesräte 
nicht das Recht,  für d ie SPÖ zu sprechen, aber ich 
glaube, daß über die Fraktionsgrenzen h inweg die 
Auffassung besteht, daß wir keinen "Ja, aber"-Kurs in 
bezug auJ die Europä!?che Integration vertreten. (Bei­
fall bei O VP und SPO. - Bundesrat Dr. D i L L  e r s­
b e r g e r: Es wäre jeder ungeschickt, nicht "Ja, aber " 
zu sagen!) 

Herr Or. D i llersberger !  Ich habe Sie auch nicht un­
terbrochen. S ie haben gesehen ,  daß ich bei  Ihrer Rede 
sti l l  zugehört habe. und zwar sehr aufmerksam, und 
ich glaube, das auch für mich in Anspruch nehmen zu 
können. 

Herr Or. Di llersberger!  Ich glaube - da sind wir ei­
ner Meinung; ich empfinde das auch immer zwischen 
den Sitzungen - ,  daß es sehr notwendig ist , in Grund­
fragen der Po l itik - dazu zähle ich d ie Verteidigungs­
pol itik, dazu zäh le ich die Außenpolitik, und dazu 
zähle ich, was S ie von mir  als Lehrer nicht  mit Erstau­
nen entgegenne h men werden, besti mmte Bereiche des 
Erziehungswesens, wei l  das für d ie kommende Gene­
ration ganz entscheidend ist - einen gemeinsamen 
Weg zu gehen. Wir so l lten uns wirklich bemühen, auf 
parlamentarischer Ebene, sicherlich auch auf Regie­
rungsebene , mit  allen politisch verantwortl ichen 
Kräften - dazu zählt die  Freiheitl iche Partei als Frak­
tion in ihrer  ganzen Pluralität - einen gemeinsamen 
Weg nach Brüssel zu gehen .  

Als  Oppositionspartei wissen Sie genau, etwa bei  e i­
ner Marktanalyse, daß es in jeder plural istischen Ge­
se l lschaft e in  Protestpotential gibt, ganz gleich,  wer die 
Regierung b i ldet.  Einige Zeit waren ja auch Sie in  der 
B undesregierung, nicht von uns hineingetrieben, son­
dern sich selbst h ineinbegebend, und da haben Sie 
deutlich gesehen , wie es ist, wenn es ein Protestpoten­
tial gibt. Und dieses Protestpotential, das ici1. - das ist 
eine persönl iche Mein ung von m i r  - in Osterreich 
auf 14 bis 1 8  Prozent schätze - das ist regional ver­
sch ieden -, wollen S ie jetzt mit verschiedenen Argu­
menten, mehr oder weniger begründet, auszuschöpfen 
versuchen, und zwar für Ihre Mühlen. Nur :  Ich sage 
Ihnen: Der Preis ist zu hoch;. denn da geht es um das 
Gemeinwohl  der Republik Osterreich und �ller Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer! (Beifall bei OVP und 
SPO.) 

Die soziale Komponente der Europäischen Integra­
tion,  von der wir h ier herinnen oft gesprochen haben. 
ver langt es auch,  daß wir einen gemeinwohlgerechten 
gemeinsamen Weg gehen.  Ich darf Ihnen zu den m it­
tel- und osteuropäisc hen Staaten sagen, daß diese 
selbst bemüht sind, Mitglied der EG zu werden.  (Bun­
desrat Dr. D i l l  e r s b e r g e r: Wir wollen das alle!) 
Lassen Sie m ich ,  Herr Kollege, ausreden ! Sie können 
sich ja nachher zu Wort melden. 

Als Bundesratspräsident war ich zu einem offiziel­
len Besuch in Polen eingeladen. Die Frau B undesrat 
Markowitsch und der Herr Bundesrat Ludwig Bierin­
ger waren mit mir und auch Ihr früherer Fraktionsob­
mann, der j etzt im Nationalrat ist. Ich darf I h nen sa­
gen ,  daß mir  bei diesem letzten Besuch in Warschau 
der polnische Außenminister Skubiszewski,  den ich 
vor 14 Tagen bei der Eröffnung des Holocaust-Mu­
seums in Washington wiedergetroffen habe, bestätigt 
hat, daß die Polen von uns Osterreichern, Herr Dr .  
Di l lersberger, gerne lernen und bei der Vorbereitung 
auf die EG mit uns zusammenarbeiten wol len . All 

d iese Staaten sind selbst daran interessiert, EG-Mit­
glied zu werden. 

Der Europäische Wirtschaftsraum ist für uns kein 
langes Zwischenstadium, sondern ein Zwischenstadi­
um zur Vorbereitung der EG-Mitgliedschaft. Ich 
möchte mich wirklich - man muß das auch einmal 
in den Raum ste l len - für die große Leistung bedan­
ken,  dieses Anpassungsprotokol l  in einer verhältnis­
mäßig kurzen Zeit nach dem bedauernswerten 
Schweizer Ergebnis zustande zu bringen. Dafür muß 
man auch einmat Dank und .. Anerkennung ausspre­
chen. (Beifall bei O VP und SPO.)  

Wir wissen ganz genau, daß damit - darauf haben 
al le Vorredner hingewiesen - entsprechende Bela­
stungen vorübergehender Art verbunden sind. Lassen 
Sie mich aber sagen, daß der EWR nicht das Endziel 
unserer Integrationsbemühungen ist , sondern ,  wie 
schon betont, eine Zwischenstufe. Ich möchte dem 
noch hinzufügen, Herr Dr.  Oi l lersberger, daß Öster­
reich das größte Interesse an seinem ehesten Inkraft­
treten hat, weil nämlich der Europäische Wirtschafts­
raum die derzeit einzige Möglichkeit darstel lt, an dem 
am 1 .  Jänner 1 993 geschaffenen Binnenmarkt tei lzu­
nehmen.  Wer für die EG ist , m uß daher in diesem Sta­
dium auch für den Europäischen Wirtschaftsraum 
sein und nicht dagegen.  Meine sehr  verehrten Damen 
und Herren. das ist doch die Tatsache. d ie man in den 
Raum stellen muß! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.j 

Erst das Inkrafttreten des Europäischen Wirt­
schaftsraumes, Herr Dr. Dil lersbe�ger - das ist näm­
l ich die Kernfrage -, ermöglicht Osterreich die Teil­
nahme an den vier Freiheiten des B innenmarktes, 
nämlich an der Fre iheit des Waren-, des Personen-, 
des Dienstleistungs- und des Kapitalverkehrs, und 
zwar unter gleichen Wettbewerbsbedingungen , und 
eine Zusammenarbeit bei den sogenannten - lassen 
Sie mich das auch in den Raum stellen. ergänzend zu 
den dankenswerten Ausführungen meiner Vorredner 
- flankierenden und horizontalen Politikbereichen. 
Dabei handelt es sich um Bereiche der Forschung, der 
B ildung, um die sich ganz besonders Herr Vize kanzler 
Dr. B usek auch als Wissenschaftsminister annimmt. 
u m  die Förderung von Klein- und Mittelbetrieben ....:. 
ich freue mich sehr,  Herr Kol lege Drochter, daß es 
hier auch ein sozialpartnerschaftliches Bemühen gibt, 
und wir werden uns auf dem Weg nach Brüssel dieses 
nicht ausreden lassen, nur sozialpartnerschaftlich 
werden wir in  Brüssel ankommen können - sowie 
um Bemühungen auf dem Gebiet der U mweltpo litik, 
der Sozialpolitik und des Tourismus. 

Herr Kollege Dillersberger hat auch die förderalisti­
sche Seite angesprochen. Es ist tatsäch lich Aufgabe 
der Länderkammer, darauf näher e inzugehen.  

Ich freue mich sehr.  daß Herr Bundesminister Jür­
gen Weiss heute bei uns ist . Bei der letzten Landes­
hauptleutekonferenz - ich bedanke mich seh r  bei 
den Landeshauptleuten - hat Einhelligkeit darüber 
bestanden, und ich danke Herrn B undesminister 
Weiss dafür, was er dazu alles einb ringt. 

Im Bundesrat dürfen wir nicht unerwähnt lassen,  
daß der Abschluß dieses Abkommens mit dem Euro­
päischen Wirtschaftsraum die erste konkrete, kon­
struktive Mögl ichkeit geboten hat, Verbesserungen in 
föderalistischer Hinsicht zu erreichen. Herr Bundes­
rat Or. Dil lersberger hat mit Recht darauf hingewie­
sen ,  daß jetzt der Weg zur Europäischen Integration -
i m  Zusammenhang mit dem Europäischen Wirt­
schaftsrau m  - die Frage nach einer Volksabstim­
mung aufwirft. Ich stimme mit ihnen überein, Herr 
Or. Dillersberger. daß diese Frage bevorsteht. 
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Ich war übrigens einer der erste n - ich kann  das 
nachweisen an Hand von Press��t immen - .  d ie gesagt 
haben ,  daß eine Mitgliedschaft Osterreichs bei der EG 
obligatorisch eine yolksabstimmung verlangt. Diesbe­
zügl ich war ich in Osterre ich einer der ersten.  

Ich stimme auch mit Ihnen überein, Herr Kollege 
Dil lersberger, daß das demokratische, das parlamenta­
rische, das föderalistische, das rechtsstaat l iche Prinzip 
und damit auch das l iberale Prinzip dabei mitzube­
rücksichtigen sind. Ich habe auch immer vom libera­
len Prinzip gesprochen. Fal ls Sie das interessiert. so 
verweise ich auf einen Vortrag von mir im Jahre 1 970 
vor der Berliner Juristischen Gesellschaft, erschienen 
197 1 im Verlag Walter de Gruyter. und zwar unter 
dem Titel :  " Vom Sinnwandel des Rechtsstaates" .  Er­
schienen ist auch ein Beitrag meines verehrten Leh­
rers, des Herrn Professors Merkl, in der Giacometti­
Festschrift. 

Ich möchte nur sagen ,  Herr Kollege Dil lersberger: 
Das vorhin Gesagte gi lt  für die EG, a!?er nicht für den 
Europäischen Wirtschaftsraum. In Osterreich berei­
ten wir uns - die Bundesregierung, der Bundesrat 
und auch der Nationalrat - auf diese Vol ksabstim­
mung, auf diese Verfassungsänderungen wirklich vor. 

Wir dürfen nich t  übersehen, daß die Landeshaupt­
leutekonferenz - auch wir hier im Bundesrat - ent­
sprechende Beschlüsse gefaßt hat, zu welchen der 
Herr Alt-B undesrat. Bundesminister für Föderalis­
m us und Verwaltungsreform Jürgen Weiss ganz ent­
scheidende Schritte gesetzt hat. 

Meine Damen und Herren!  Wir haben erst vor we­
nigen Wochen verein.gart - da hat es Übereinstim­
mung mit Herrn SPO-Fraktionsobmann, Vizepräsi­
denten Walter Strutzenberger gegeben - .  und zwar 
mit dem Verfassungsdienst des B undeskanzleramtes. 
daß eben bei der EWR-Verfassungsnovelle, der Bun­
desrat in einer Form berÜCksichtigt werde, wie das 
niemals zuvor der Fal l  war. 

Herr Bundesrat Dr. Di llersberger, wenn Sie die fö­
deralistische Seite im B undesrat genauer hätten aus­
leuchten wollen, dann hätten Sie auch darauf hinwei­
sen müssen.  - Meine sehr  Verehrten!  Wir haben im 
Zusammenhang mit dem Europäischen Wirtschafts­
raum sogar ein Länderbeteiligungsverfahren erreicht 
- dafür sei Dank und Anerkennung ausgesprochen 
-, das in manchen Bereichen besser ist als das Län-
derbeteiligungsverfahren in der Bundesrepublik 
Deutschland, das uns ja bekanntlich Vorbild ist .  

Herr Bundesrat Dr.  Di llersberger! Es war Ihre 
Fraktion noch gar nicht hier im B undesrat, als bereits 
Delegationen des Bundesrates. auch das B undesrats­
präsidium, nach Bonn und nach B rüssel gefahren 
sind, um einen Erfahrungsaustausch zu pflegen bezie­
hungsweise ein Länderbetei ligungsverfahren vorzube­
reiten .  Bei u ns ist dieses ja in der Verfassung veran­
kert. (Bundesrat Dr. D i L i  e r  s b  e r g e r: Bitte das auch 
fortschreiben, so wie das in Deutschland geschieht!) Ich 
werde gleich darauf zu sprechen kommen. . 

Ich darf ankündigen,  meine Damen und Herren, 
daß meine Schrift "Europäische Integration und 
österreichisc her Föderalismus" , die ich noch als Präsi­
dent des Bundesrates i m  Dezember vergangenen Jah­
res fertiggestellt habe, am Montag zur Auslieferung 
kommt. Ich werde mir erlauben, das jedem Mitglied 
des Bundesrates nächsten Montag zukommen zu las­
sen .  Die Schrift "Europäische In tegration u nd öster­
reichischer Föderalismus" umfaßt rund 70 Seiten; 
diese will ich aber jetzt n icht zum Vortrag bringen .  
Ich habe I hnen das deshalb angekündigt - ich habe 

das am Ende meiner Präsidentschaft, 1992, abge­
schlossen - .  wei l  ich das auf den letzten Stand ge­
bracht habe . 

Ich bin Herrn Min ister Jürgen Weiss dankbar da­
für.  was er, gemeinsam mit den Landeshauptleuten ,  
a n  Verständnis der Bundesregierung i n  dieser Frage 
uns gegenüber eingebracht hat . Was das Länderbetei l i­
gungsverfahren anlangt , brauc.�en wir den Vergleich 
mit Bonn nicht zu scheuen. Uber die Parteigrenzen 
hinweg: Es zeigt sich eine Homogenität im Verfas­
sungsrecht, für die wir uns auch nicht zu genieren 
brauchen. Wir .. stehen ja vor dem 75-Jahr-Jubiläum 
der Republik Osterreich im Herbst. und Herr Präsi­
dent Dr. Frauscher hat den Auftrag übernommen, ge­
meinsam mit dem Nationalratspräsidium diese Fest­
veranstaltung vorzubereiten. 

Herr Kollege Dillersberger !  Das Länderbetei l i­
gungsverfahren ist in der Verfassung verankert. Die 
Städte und die Gemeinden, was Sie auch angespro­
chen haben ,  denn das Regionale ist von Notwendig­
keit, werden m it dem Städte- beziehungsweise mit 
dem Gemeindebund darum ausdrücklich miteinbezo­
gen. Meine Damen und Herren !  Die Bundesregierung 
ist verpfl ichtet, für die Länder beim Europäischen Ge­
richtshof bei Bedarf als Kläger aufzutreten.  

Das Eintrittsrecht des Bundes in Länderzuständig­
keiten zur Erfül lung von völkerrechtlichen Verpflich­
tungen bei Säumigkeit der Länder besteht nur dann, 
wen n  eine solche Säumigkeit der Länder von einem 
internationalen Gerichtshof festgestel lt wurde. -
Eine solche Ausgangsposition haben wir bisher noch 
nie gehabt. 

Ich darf Ihnen weiters sagen: Der B undesrat und 
der Nationalrat sind durch dieses EWR-Abkommen 
nahezu gleichberechtigt bezüglich Mitwirkung, und 
- das hat es auch noch nie gegeben,  meine sehr Ver­
ehrten - wir haben auch im Zusammenhang mit der 
Vorbereitung zur Europäischen Integration eine Inte­
grationskonferenz der Länder erreicht, wo die Präsi­
denten des Bundesrates mit den Landtagspräsidenten 
und den Landeshauptleuten in einem Gremium sit­
zen .  Wir haben also genau dieselben Rechte wie die 
Landtagspräsidenten; das Stimmrecht für die Länder 
üben die Landeshauptleute aus. 

Es wird von Notwendigkeit sein,  die Verfassungsau­
tonom ie der Länder zu nutzen und zu versuchen, daß 
in jedem Land das entsprechende Einvernehmen zwi­
schen Landesregierung und Landtag erreicht wird. 

Ich stimme mit Ihnen überein, Herr Kollege Dr. 
Dil lersberger, daß zum Zeitpunkt X, der dann schon 
bald kommen kann, eine Volksabstimmun,g erforder­
lich ist . was eben die EG-Mitgliedschaft Osterreichs 
anlangt . Folgendes möchte ich Sie bitten :  Machen wir 
bitte nicht die Volksabstimmung, die für das Gemein­
woh l  von Bedeutung ist , zu einem "Kleingeld" des po­
litischen Tagesgeschäftes, meine sehr Verehrten ! Das 
würde die Osterreicher teuer zu stehen kommen -
auch Sie von der Freiheitlichen Partei !  Auch Sie wür­
den dann das Schicksal unseres Landes tei len .  (Bun­
desrat Dr. D i l l e r s b e r g e r: Uns brauchen Sie nicht 
zu drohen!) 

Herr Kollege Di l lersberger, lassen Sie mich aus­
sprec hen! (Neuerlicher Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. D i I I e r s b e r g e r.) Ich habe von I hnen, Herr 
Kol lege, eine so gute Meinung, und diese lasse ich mir  
von Ihnen jetzt auch n icht ausreden .  (Heiterkeit.) Ich 
habe eine so gute Meinung von Ihnen, daß ich über­
zeugt davon bin,  daß bei diesem Zickzackkurs Ihrer  
Partei Sie dann sicherlich einschwenken werden in  
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die richtige Linie. und zwar in Richtung eine gemein­
wohlgerechten Entscheidung, was die EG an langt. 

Hohes Haus! Wir müssen wissen: In der Zwölferge­
meinschaft ist ein einziger Staat ein B undesstaat. näm­
l ich Deutschland. Bei den anderen handelt es sich um 
dezentralisierte S taaten ,  um Regionalstaaten und so 
weiter. Die Bundesrepublik Deutschland hat nie eine 
Volksabstimmung für einen EG-Beitritt gebraucht, 
denn die Europäische Integration wurde bereits 1 949 
im deutschen Grundgesetz verankert. Bei uns ist das 
nicht der Fal l :  unsere Verfassung ist diesbezüglich 
aussagearm.  Daher bedarf es erstens einer .,volksab­
stimmung, weil es sich dabe i um e ine totale Anderung 
unserer Verfassung handelt .  Zweitens: Es bedarf einer 
EG-gerechten Kompetenzvertei lung. 

Ich b itte alle drei Fraktionen hier, daß wir mit dem­
selben Sachverstand, mit dem Bemühen, das heute. 
Herr B undesrat Dr. Dil lersberger, in Ihrer beachtens­
werten Rede zum Ausdruck gekommen ist , für eine 
EG-gerechte Kompetenzvertei lung eintreten .  - Ich 
erlaube mir, das in den Rau m  zu stel len,  und ich weiß 
mich da auch einig mit Herrn Vizepräsidenten Walter 
Strutzenberger. der bereits vor einiger Zeit gleichfalls 
dieses Thema angeschnitten hat. 

Wir in der Länderkammer so l l ten uns alle bemü­
hen, gemeinsam mit  den hiefür Zuständigen in der 
B undesregierung - das ist unser Bundesminister Jür­
gen Weiss und auch Herr Staatssekretär Kostelka - zu 
einer EG-gerechten Kompetenzverte i lung zu gelan­
gen .  

Ich glaube, Hoher B undesrat, e s  wäre wertvoll ,  
wen n  wir auch dem Nationalrat für das eine oder an­
dere eine entsprechende Anregung geben,  eben was 
eine EG-gerechte Kompetenzvertei lung anlangt . Wir 
haben ja einiges für den Föderalismus erkämpft -
das, b itte, zu einer Zeit, in  der Sie von der Freiheitli­
chen Partei noch nicht hier in diesem Hause vertreten 
waren .  Ich beziehe mich da auf Ihren letzten Artikel 
in der "Wiener Zeitung" : Ich freue mich, daß auch 
Sie,  Herr Kol lege Di l le rsberger, für e ine Reform des 
Bundesrates eintreten. Nur  müssen Sie wissen, daß 
d iejenigen, die vor Ihnen die Freiheitliche Partei hier 
in  diesem Hause vertreten haben, al le Forderungen 
für den Föderalismus und für den B undesrat abge­
schmettert haben! Abgesch mettert! 

Lesen Sie b itte nach, was Ihre Nationalratsabgeord­
neten zu einer Zeit, in der die Freiheitl iche Partei 
noch nicht h ier vertreten war, geäußert haben zu Ein­
sprüchen des B undesrates, die ich h i.�r damals begrün­
det habe; seit 1 97 5  bin ich ja h ier OVP-Fraktionsob­
mann.  

Abgeordnete der Fre iheit l ichen Partei haben unse­
re föderal istischen Einsprüche damals abgeschmet­
tert, und sie haben auch niemals Initiativen für den 
Föderal ismus ergriffen. 

Ich freue m ic h  aber ,  daß das jetzt anders ist; ich 
habe I h ren Artikel ,  Herr B undesrat Dr.  Di l lersberger 
mit Aufmerksamkeit gelesen, der in der "Wiener Zei­
tung" erschienen ist . Ich hoffe, daß dies n icht b loß 
eine Augenblicksäußerung war,  sondern daß wir ge­
meinsam eintreten werden für einen besseren Födera­
lismus und auch für einen besseren Bundesrat . - Das 
möchte ich bei dieser Gelegenheit gesagt haben. 

Notwendig wird es auch sein ,  die Möglichkeiten des 
Länderbeteil igungsverfahrens auszuschöpfen ,  denn -
jetzt kommt der springende Punkt - damit wird die 
Zukunft des B undesrates mitbestimmt werden. Ent­
sprechendes Einvernehmen sol l  es geben zwischen 
den Landesregierungen, den Landtagen und dem 

Bundesrat, wobei ich glaube, meine sehr Verehrten, 
daß wir uns bemühen sol lten, auch den Wünschen der 
B undesländer gegenüber - sei es Landesregierung 
oder Landtag - ein offenes Ohr zu haben, o hne daß 
die B undesräte zu Parlamentariern "zweiter Klasse" 
werden. 

Ich glaube al lerdings, daß wir schwer in einem 
Bundesstaat B undesrat sein können,  ohne die Länder­
wünsche entsprechend zu berücksichtigen ! Nur,  sage 
ich Ihnen. kommt es darauf an, daß ein entsprec hen­
der Willens- und Meinungsbi ldungsprozeß Platz 
greift in dem wir gemeinsam unsere Standpunkte er­
arbeiten. Ich wünsche das dem Bundesrat, und ich 
würde mich freuen, wenn das mögl ich wäre, denn so 
können wir zu einem neuen Bundesstaatsgefüge mit 
vermehrter Glaubwürdigkeit kommen. Daher sehe 
ich den Weg in Richtung EWR und EG gar nicht ne­
gativ. Im Gegentei l :  Ich sehe das positiv, wei l  wir näm­
l ich die Möglichkeit haben, einiges zum Europa- und 
zum Verfassungsbewußtsein in unserem Lande beizu­
tragen. 

Meine Damen und Herren!  Wenn es zu e iner 
Volksabst im mung kommt, wenn es zu Verfassungsän­
derungen kommt, werden eben Verfassungsbaugesetze 
davon berührt sein.  Das demokratische, das parlamen­
tarische, auch das Gewaltenteilungsprinzip werden 
davon berührt se in.  Sie wissen ja, daß die Rechtset­
zung bei der EG nicht durch das Europaparlament er­
folgt, sondern durch Organe der Exekutive. 

Wir sol lten uns also um eine Neukodifikation des 
österreichischen Verfassungsrechtes bemühen, weil da 
ja Plural ität gegeben ist. 

Der Innsbrucker Universitätsprofessor ,  mein l ieber 
Kollege Klecatsky, hat in dem von mir im Jahre 1980 
herausgegebenen Sammelband über "Das Bundes­
Verfassungsgesetz und seine Entwickl ung" von der 
"Ruinenhaftigkeit" des österreichischen Verfassungs­
rechtes - zu Recht - geschrieben, wei l  es bei uns 
eine solche Vielzahl  an Verfasssungsrechtsquellen 
gibt .  

Es wäre wertvol l  - viel leicht könnten wir das al le 
gemeinsam tun, und zwar aus verfassungspolitischer 
Verantwortung heraus - ,  wenn es zu einer Neukodi­
fikation des österreichischen Bundes-Verfassungsge­
setzes - zumindest des B undes-Verfassungsgesetzes -
käme. Das Bundesverfassungsrecht wäre e ine größere 
Materie; aber auch das wäre ein erster Anstoß dazu, 
nachdem wir uns ja bereits seit Jahrzehnten um eine 
Neukodifikation der Grundrechte bemühen. Auch 
das könnte ein Anstoß dazu sein,  so zu einem verbes­
serten Verfassungsbewußtsein beizutragen.  

Meine sehr Verehrten !  Wie immer dieser Weg be­
schritten wird - und das haben auch die heutigen 
Wortmeldungen gezeigt -: Wir werden das zur 
Kenntnis nehmen m üssen. Glauben Sie mir, Kol lege 
Dillersberger: Ich spr�che Ihnen nicht ab - auch 
nicht den anderen FPO-Mandataren - ,  daß Sie sich 
um Bürgernähe bemühen. Ich weiß, daß eine Partei, 
die eine verhältnismäßig kleine Zah l  an Mandataren 
hat , bürgernah agieren m uß. - Das kann sich ändern: 
Es können einmal mehr  werden, dann wieder weni­
ger. (Ruf bei der FPÖ: Sicherlich mehr!) Das kann ein­
mal mehr werden, und das kann auch einmal  weniger 
werden; das ist gar keine Frage. Daß Sie Kontakt zu 
Bürgern haben ,  bestreiten wir nicht , aber glauben Sie 
mir: Jede Bundesrätin u nd jeder Bundesrat hier hat 
genauso B ürgerkontakte 'Y.ie Sie ! Ich will  Ihnen das 
gar nicht absprechen .  - Uberhaupt: Die Gefahr für 
die Demokratie beginnt damit, in der Demokratie an­
deren Leuten eine Legit imation abzusprechen. Ich tue 
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das aber bitte nLcht!  (Beifall bei der Ö VP und bei Bun­
desräten der SPO.) 

Wenn jemand beginnt, anderen die demokratische 
Legitimation abzusprechen, so sage ich Ihnen dassel­
be. was ich in Washington vor rund drei Wochen bei 
einem Empfang in der österreichischen Botschaft ge­
sagt habe: Wehret den Anfängen!  Die demokratische 
Legitimation wi l l  ich niemandem absprechen ! Ich 
möchte auch niemanden verideologisieren lassen ,  
weil wir eben d ie  gemeinsame Republik zu  vertreten 
haben. 

Herr B undesrat Dr. Dil lersberger, Sie haben Vor­
arlberg angesprochen. Ich bin ein Niederösterre icher. 
aber Vorarlberg l iegt mehr sehr am Herzen, weil ich 
jahrelang das Glüc k  hatte, meinen Urlaub in Latschau 
verbringen  zu können, und ich habe schon damals je­
den Tag dort mit  der Lektüre der "Vorarlberger Nach­
richten" beendet - nicht um besser einzuschlafen.  
sondern u m  meinem Bürgersinn und meinem Föde­
ralismusbewußtsein  gerecht zu werden .  Mir  l iegt aber 
auch Tiro l  am Herzen. Meinen ersten Lehrstuhl  als 
Professor hatte ich - neben Kolb und Klecatsky -
bekanntlich an der Innsbrucker Universität . 

Ich kenne auch die anderen Bundesländer, weil ich 
seit 26 Jahren in Oberösterreich. wofür ich dankbar 
bin - das als n iederösterreichischer Mandatar - .  
Professor des öffe ntlichen Rechts bin.  Mir braucht 
niemand zu erzählen, wie die Leute in den Bundeslän­
dern denken! Ich kann bekanntlich nicht Auto fahren 
- ich habe auch n icht vor, das jemals zu tun; mein 
weiterer Beitrag zur Verkehrssicherheit -, daher fah­
re ich viel mit der Bahn und spreche mit  den Leuten . 
Da brauchen Sie nur die S�haffner zu fragen, die wer­
den Ihnen das bestätigen. Ubrigens: Nach wie vor ist 
in den Zügen die Lüftung sc.�lecht und ebenso das 
Licht. (Zwischenruf bei der SPO.) 

Ihnen, Herr Dr.  Di llersberger, möchte ich sagen:  Es 
ist so, daß die Leute ein unterschiedliches Landes- be­
ziehungsweise Europabewußtsein haben: In Vorarl­
berg sind sie überwiegend für die Europäische Inte­
gration .  In Tirol - dort halte ich mich öfters und ger­
ne so manches Wochenende auf, wo ich Zeit habe, mit  
den Leuten zu sprechen, ohne daß die gleich wissen, 
wer ich bin - gibt es einige, d ie kritisch der EG ge­
genüber sind; kritischer als in anderen Bundeslän­
dern, etwa wegen der Frage des Ausländergrundver­
kehrs - B undesminister Jürgen Weiss hat sich ja sehr 
engagiert in dieser Frage - und auch wegen der Frage 
des Transitverkehrs. 

Wir verfolgen ja auch, welche Mandatare der Frei­
heitlichen Partei wo was sagen ,  und daher weiß ich: 
Einige von Ihnen - nicht Sie, Herr Dr. Di llersberger 
- sprechen nach Region beziehungsweise B undes­
land verschieden zur Thematik EG. Das trägt nicht ge­
rade zu deren Glaubwürdigkeit bei !  (Bundesrat Dr. 
D i L L e r s b e r g e r, auf den vor ihm sitzenden Bun­
desrat Ing. Penz zeigend: Da sitzt er! - Heiterkeit.) 

Wi r  sol lten uns bemühen, uns all diesen Aufgaben 
in den neun B undesländern mit deren Vierteln  und 
Regionen zu ste l len,  um eine europagerechte Ent­
scheidung vorzubereiten, denn gäbe es den Nachteil 
der Nichtmitgliedschaft, hätten wir das al le zu tragen; 
auch Sie, meine Damen und Herren von der Freiheit­
l ichen Partei ! 

Da bereits meine Vorredner, unter anderem Herr 
B undesrat lng. Penz, unser Ja zu diesem Anpassungs­
protokol l  bekundet haben, möchte ich noch folgendes 
sagen: Meine Damen und Herren! Wenn die Schwei­
zer nicht nein gesagt hätten zum EWR - das würden 

sie viel leicht heute nicht mehr tun - .  dann hätten wir 
ja gar keine Gelegenheit, darüber zu reden, dann hät­
ten wir auch nicht Gelegenheit gehabt. Sie zu hören , 
Herr Kollege Dil lersberger. 

Ich sage Ihnen ehrlich: Ich hoffe sehr, daß all der 
Sachverstand, der sich in Ihren lesenswerten Ausfüh­
rungen gezeigt hat, auch bei der weiteren Fortschrei­
bung des Föderalismus zum Tragen kommt, beim Be­
mühen um eine EG-gerechte Kompetenzverte ilung, 
be i e iner neuen Form des Miteinanders zwischen dem 
Bund und den Ländern, außerdem, meine sehr Ver­
ehrten, auch bei einem Ja in einer Vo lksabstimm ung 
zu e inem Mite inander . wobei ich Ihq.en sagen möchte: 
In der Geschichte der Republik Osterreich hat es 
kaum Volksabstimmungen über verfassungspo litische 
Grundsatzfragen gegeben. Das ist ein positives Ereig­
nis. und das stellt einen Reifungsprozeß des österrei­
chischen Volkes in den letzten Jahren dar. 

Wir können glücklich darüber sein ,  daß wir durch 
diesen lebenswichtigen Anstoß heute Goelegenheit ha­
ben - im Jahre: , ,75 Jahre Republik Osterreich" - ,  
uns hier über diese Grundfragen Gedanken machen 
zu können. Ich hoffe sehr ,  u nd da darf ich Sie von der 
FPÖ ansprechen, wei l  ja die Großdeutschen - das 
werden Sie sicherl ich nicht leugnen - in Ihrer Ge­
schichte genauso eine Rolle spielen wie ein Schmer­
ling, den ich ach te . . .  (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. D i I I e r s b e r g e r.) Lassen Sie mich das bitte 
aussprechen! Dieser Geist war damals mitausschlagge­
bend bei diesem M iteinander zum B undes-Verfas­
sungsgesetz 1920, und ich hoffe, daß das auch in  zu­
künftigen Nove llen zum Ausdruck kommt. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe vor kurzem 
die Ehre gehabt, an der U niversity of Virginia in 
Charleville eine Gedenkrede an läßlich des 250. Ge­
burtstages von Thomas Jefferson zu halten. Was ich 
mir damals erlaubte, in Charlevil le zu sagen ,  möchte 
ich am Schluß meiner Ausführungen hier zitieren 
und sozusagen dem B undesrat als Wunsch ins Proto­
kol l  schreiben. 

Als Jefferson am 4. Jul i  1 826 starb - das war der 
gleiche Tag, an dem John Adams starb , es war dies der 
50. Jubiläumstag der Unabhängigkeitserklärung, die 
bekanntlich auf Jefferson zurückgeht  -, hat es in ei­
nem Nachruf geheißen: "Die Republik wird aufhören 
zu bestehen, wen n  sie aufhört , sich der Tugenden ih­
rer Gründer zu erinnern, sie zu verehren und nachzu­
ahmen." 

Meine Damen und Herren!  Ich wünsche dem Bun­
desrat und der Republik Österreich, daß es uns ge­
lingt , mit jenem Gründergeist d�r politischen Verant­
wortung, mit dem man 1920 in Osterreich angetreten 
war,  nun auch den Weg nach Europa zu beschreiten 
und in Brüssel anzukommen. - Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei ÖVP, SPÖ und bei Bundesräten der FPÖ.) 
1 1 .57 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr B undesrat Dr. Liechtenstein.  -
Bitte. 
1 1 .58 

Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, Steier­
mark): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter . 
lieber Herr Minister ! Liebe Kolleginnen und Kolle­
gen !  Das, was Herr Präsident Schambeck soeben über 
die Schweiz gesagt hat, habe ich den letzten Wochen 
dort sehr klar gehört: Viele haben es zutiefst bereut, 
mit Nein abgestimmt zu haben, und sie haben jetzt ge­
merkt. welch falscher Schritt da gesetzt wurde . 
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Ich meine. daß wir heute diesem Abkommen zu­
stimmen müssen. um diesen Schritt. der eine absolute 
Notwendigkeit fÜr unser Vaterland darstellt ,  tatsäch­
lich setzen zu können .  Das Anpassungsprotokol l  zum 
Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
wurde am 1 7. März dieses Jahres in Brüssel unter­
zeichnet. Es war das - das wurde heute schon er­
wähnt - eine Folge der Schweizer Abstimmung. 

Der EWR - darüber sind wir uns, glaube ich ,  im 
klaren - ist nicht das Endziel der österreich ischen In­
tegrationspol itik, sondern eine wichtige Zwisch�.nstu­
fe im Hinblick auf eine EG-Mitgliedschaft Oster­
reichs. 

Österreich hat dennoch - und muß es haben - das 
größte Interesse am eh�st�ögl!ch�n In�ra.fttret�n des 
EWR weil dieser derzeIt dIe eInZIge MoglIchkelt dar­
stellt,

' 
an dem am 1 .  Jänner 1 993 geschaffenen Bin­

nenmarkt tei lzunehmen . Es geht ja - und auch das 
wurde heute schon erwähnt - um die Freiheiten die­
ses Binnenmarktes. Es geh t  um die Freiheit des W�­
ren-, des Personen-, des Dienstleistungs- und des Kapl­
talverkehrs, also der wirtschaft l ichen, aber auch der 
politiSChen Real ität. 

Nach der Vorverlegung der Parlamentswahlen in 
S panien und der damit v�r�undene� Auflösung des 
Parlaments wird man reahstIscherweise davon ausge­
hen müssen, daß der EWR nicht wie vorgesehen am 
1 .  Juli  1 993 in Kraft treten kann.  Wir haben aber 
beim Besuch des spanischen Ministerpräsidenten 
Gonzalez und des spanischen Außenministers Solana 
in Wien vor wenigen Tagen die Versicherung erhal­
ten,  daß Spanien alles in seiner Kraft .S.t�hende tun 
wird, um eine möglichst rasche RatlflZlerung d�s 
EWR nach Konstituierung des neuen Parlaments m 
Madrid zu ermöglichen. (Der P r ä s i d e n  t über­
nimmt wieder den Vorsitz.) 

Das spanische Par lament werde diesbezüglich ein 
Schnellverfahren anwenden ,  wurde erklärt, sodaß es 
insgesamt ein nur etwa sechswöchiges Verfahren ge­
ben werde. M inisterpräsident Gonzälez hat dabei ne�­
erlich betont, daß Spanien n icht das letzte Land sem 
werde das das EWR-Abkommen ratifiziert. Das In­
kraftt;eten des EWR im Laufe des Herbstes dieses Jah­
res scheint mir daher aus heutiger Sicht sehr reali­
stisch zu sein .  

B isher - auch das wurde heute schon erwähnt -
wurde das EWR-Abkom men von drei EG-Staaten, 
nämlich von Dänemark, den Niederlanden und Por­
t}lgal und von fünf der EFT A-Staate.n, näml ich von 
Osterreich,  Norwegen, Schweden, Fmnland und Is­
land ratifiziert. Dieses Anpassungsprotokoll zum 
EWR-Abkom men wurde bisher nur vom norwegi­
schen Parlament genehmigt, und zwar am 29. Apri l, 
also vor wenigen Tagen. 

Ich meine, daß es das beste ist - es ist auch das ein­
zig Realistische - ,  wen n  wir das heute hier ebenfalls 
tun und damit unser Bekenntnis zu Europa ablegen, 
zu einem Europa in Frieden und Freiheit, in dem sich 
alle Europäer zusammenfinden . 

Als Steirer darf ich dazu noch folgendes sagen: In 
der Steiermark war und ist Europa immer ein sehr 
großes Anliegen, auch schon in den fünfziger Jahre�. 
Es wurde damals in der Steiermark das Europahaus m 

Neumarkt, das sogenannte Brunnerhaus, installiert, 
und bereits damals wurden große politische Aktivitä­
ten in Richtung eines geeinten, freien Europas gesetzt. 

In diesem S inne können wir heute, so meine ich, 
nur freudig und froh danach trachten, daß. dieses E�­
ropa möglichst rasch zusammenkommt, mdem WIr 

hier diesem Anpassungsprotoko l l  unsere .. Zust im­
mUf.lg erteilen. - Danke sehr .  (Beifall bei OVP und 
SPO.) 12.04 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Rockenschaub. Ich ertei le ihm dieses. 
12.04 .. 

Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (FPO, Ober­
österreich): Herr Präsident! Herr B undesminister ! 
Meine Damen und Herren! Die Vorwürfe des Herrn 
Präsidenten Schambeck an die Freiheit l ic he Partei 
zwingen mich geradezu, mich ein zweites Mal zu Wort 
zu melden. Insbesondere wende ich mich jetzt an mei­
ne Kol legen aus Oberösterr�.ich,  a12 die oberösterrei­
chischen Bundesräte von SPO und OVP. 

Herr Präsident Schambeck, Sie haben vom "Zick­
zackkurs" gesprochen, S ie haben von einI?al so reden, 
einmal so reden gesprochen, von regIonal unter­
schiedlichen Stel lungnahmen, und Sie haben einge­
fordert, die Interessen der Länder so stark wie möglich 
zu berücksichtigen. Ich habe heute bereits in meiner 
ersten Wortmeldung erwähnt, daß eine Deklaration 
der oberösterreichischen Landesregierung im Februar 
dieses Jahres einstimmig beschlossen wurde. Lesen 
kann das jeder selbst, deswegen lese ich aus zeitö��no­
mischen Gründen nicht daraus vor, sondern zItIere 
nur den Kernsatz, der lautet: 

Die oberösterreichische Bevölkerung verbindet 
mi

'
t einer EG-Mitgliedschaft Erwartungen,  die im fol­

genden als Position des Landes festgelegt werden und 
Inhalt der bevorstehenden Beitrittsverhandlungen 
sein sollen." 

Ob man etwas "Position" , " Bedingung" oder " Er­
wartung" nennt, ist b itte ein Wortspiel .  Im übrigen 
gibt  es in  diesem Papier des Oberösterreichi�!==hen 
Landtages und der Landesregierung genau die Uber­
schr iften, zu denen wir Freiheitlichen seit Wochen, 
seit Monaten unverändert stehen (Bundesrat K o­
n e  C n y: Bei Überschriften seid ihr gut!) : Regionalis­
mus, Landwirtschaft, Liegenschaftsverkehr, U mwelt­
frage, Atomfrage, Transitverkehr, Soziales, Regional­
politik, kulturelle Identität, Wissenschaft; �irtschaft 
und Sicherheit. Diesem Papier haben WIr m Ober­
österreich zugestimmt.  (Bunde�rat Dr. D i L L e � s b  e r­
g e r: Das ist mehr als.. die FPO fordert!) Da� 1st .zum 
Tei l  mehr als die FPO fordert; Ich danke fur dIesen 
Hinweis. 

Herr Professor Schambeck, ein letzter Satz! D iese 
Vorwürfe eines Zickzackkurses, einer gewissen Un­
redlichkeit, die ich hier herausgehört habe, müssen 
Sie dann b itte genauso an Herrn Landeshauptmann 
Ratzenböck, an Herrn Landeshauptmann-Stellvertre­
ter Dr. Grü nner oder an den Herrn Landesrat und 
künftigen S PÖ-Chef von Oberösterreich, Hochmaier, 
richten . Wir sind uns in  Oberösterreich in sämtl ichen 
Landtagsparteien darüber einig, und ich habe kei ner­
lei Gewissensprobleme, mit der Linie d�r Bundes­
FPÖ konform zu gehen. (Beifall bei der FPO.) 12 .07 

Präsident: Weiters zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Tremmel. Ich erteile ihm dieses. 
12.07 .. 

Bundesrat Dr. Paul Tremmel (FPO, Steiermark): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Hoher 
Bundesrat! Herr Bundesminister!  Ich b itte um Ver­
ständnis dafür, daß ich dieses Thema hier zum Anlaß 
nehme meine erste Rede hier zu halten.  Die einerseits 
mit gr�ßem Engagement, mit großem Sachwissen vor­
getragenen Ausführungen �er Kol legen v?n den ande­
ren Fraktionen, andererseIts aber auch dIe Unterstel­
lungen, d ie in Richtung Freiheitliche Partei gemacht 
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wurden - Zickzackkurse. Eigennutz et cetera - ,  ver­
anlassen mich ,  jetzt ein iges zu sagen .  Ich möchte drei 
Punkte anschneiden, die ich durch aufmerksames Zu­
hören zu Papier gebracht habe. 

S ie .  Herr Professor Schambeck, haben ausgeführt 
und gesagt, es sei denjenigen Dank und Anerkennung 
auszusprechen, die dieses Anpassungsprotokol l  fertig­
gestel l t  haben.  (Bundesrat H o l  z i n g e r: Zeitgerecht!) 
- Zeitgerecht - ich glaube. das ist deckungsgleich -
fertiggeste llt  haben,  damit der Nationalrat und wir 
hier im Bundesrat diese Problematik d iskut ieren kön­
nen .  

Dank und  Anerkennung - und das ist bereits die 
erste Frage, d ie ich hier stel len darf - sind aber vor 
a l lem den österreichischen Steuerzahlern auszuspre­
chen, die ja zusätzliche Beträge zu leisten haben.  Ich 
kon nte heute - und das ist mei ne Frage - der Debat­
te nicht entnehmen, wieviel wir jetzt letztlich an den 
EWR zahlen. - Sind das 700 Mil l ionen Schil l ing, wie 
ich seinerzeit auf einer Tagung hörte? Sind das 
1 ,7 Mi l liarden Schilling? Ich weiß nur aus meinem 
Fachbereich ziemlich genau, daß wir etwa im statisti­
schen Bereich an EUST AT in Luxemburg bereits 
20 M i ll ionen Schi l ling bezahlen. Ich weiß auch aus ei­
ner Begutachtung zum Bundesstatistikgesetz, das nur 
zu dem Zweck adaptiert wurde, damit wir statistische 
Daten sch nellstens nach Brüssel oder richtigerweise 
nach Luxemburg liefern können - ich muß dazu sa­
gen,  daß diese sehr rasant erhoben wurden, um das 
neutral auszudrücken, die Frage des Datenschutzes ist 
hier nämlich nicht ganz geklärt - ,  das da von 
3 ,8 Mil lionen Sch i ll ing zus�tzlich die Rede ist. Aus 
diesem Grund wird beim Osterreichischen Statisti­
schen Zentralamt eine Stabsstelle allein für diese Er­
hebungen eingerichtet ; der Rest geht dann für Dienst­
reisen und sonstiges drauf. 

Meine Frage: Wieviel kostet uns dieses zusätzliche 
Anpassungsprotokol l ,  zusätzlich zu den bereits ge­
nannten Summen? - Das wäre interessant, hier zu 
hören.  

Die nächste Frage . . .  (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. S c  h a m b e c k):  Rich tig, Herr Professor!  Und ich 
beuge mich als kleiner und neuer B undesrat in De­
m ut ,  daß Sie die föderalistischen Instrumentarien, die 
gehandhabt werden, aufgezählt  und auch vertreten ha­
ben,  aber wir haben sie in anderen Gremien auch ver­
t reten,  und daß das heute in den Verhandlungsbereich 
der EG einfließt , ist ebensogut das Länderbetei ligungs­
verfahren. 

Aber ich darf noch einen ganz wichtigen Punkt er­
wäh nen, das wäre unser Föderalismhlsgedanke und 
auch die Handhabung, wie sie hier in  Osterreich statt­
findet, in der wir wirklich einer Demokratie begeg­
nen, in der der Bürger befragt werden kann, in der 
sich der Bürger artikul ieren kann.  Ich meine, das ge­
schieht hier  im Bereich der Gemeinden; und diesen 
Bereich, meine Damen und Herren, findet man heute 
nirgendwo in der EG. 

Deutsche Statistiker haben mir gesagt: Wenn wir 
heute das Demokratiemodell wirklich wirksam in  der 
EG, in  diesem Riesen handhaben wollen, dann wäre 
der Selbstvertretungsbereich der Gemeinden - er 
muß natürlich entsprechend gesetzlich ausgeformt 
werden - von besonderer Bedeutung. - Das ist die 
zweite Festste l lung. 

Meine Damen und Herren! Die dritte und zugleich 
letzte Feststel lung: Sie halten uns immer vor. daß wir 
Bedingungen stel len, daß wir dies und jenes fordern .  
- An und für sich ist es  so - eben bei guten Vertrags-

partnern - .  daß gute Vertragspartner uns die Bedin­
gungen nennen, unter denen wir an d iesem gemeinsa­
men Europa tei lnehmen können . Wie sind da d ie 
Antworten im Bereich unserer Umweltgesetzgebu ng, 
d ie sehr gut ist? Wir haben heute al les gesichert, nur 
eines. Herr Professor, haben wir nicht mehr gesichert 
in Europa: eine gesunde und unvergiftete Luft zum 
Atmen, reines Wasser zum Trinken und eine unver­
giftete Erde. Und diese Güter wollen wir auch in Eu­
ropa für unsere Nachkom men geschützt haben,  mei ne 
Damen und Herren !  (Beifall bei der FPO. - Bundesrat 
Dr. S c h a m b e c k: Dafür bin ich auch! - Bundesrat 
K 0 11 e C n y: Und Sie gLauben also, die EG-Bürger "ste­
hen " auf vergiftete Erde, ungesunde Luft und ungesun­
des Wasser?!) - Das ist eine sehr vereinfachte Um­
kehrung, die Sie hier treffen, Herr Bundesrat , und das 
ist sicherlich n icht das. was ich hier meine: das ist e ine 
Unterste l lung. 

Nächster Bereich: Wo ist die Antwort der EG, der 
EWR auf die Bevölkerungsströme, denen wir heute 
gegenüberstehen? Welche gesetzliche Handhabung 
habe n wir hier? - Wir haben sie nur unvol lko mmen. 
Wie schaut unser Melderecht aus? Ist das angepaßt? 

Zum nächsten Punkt: Österreich ist ohne Frage ein 
Verkehrsdrehkreuz Europas. Ich komme aus der Stei­
ermark, bin gebürtiger Obersteirer, und wenn ich -
was leider Gottes sehr  selten der Fall ist - zu Hause 
bin .  nachmittags bei schönem Wetter, also bei blauem 
Himmel. sehe ich hunderte Kondensstreifen. Wie 
können wir bitte das Verkehrsgeschehen letztl ich in 
den Griff bekommen? Kollege Dillersberger hat das 
vorhin ganz richtig ausgeführt: Das ist eine Sicherheit ,  
die wir nicht aus E igennutz haben wollen, sondern zu 
der wir unserer Bevölkerung gegeqüber, den Men­
schen hier in  unserem Heimatland Osterreich gegen­
über verpflichtet sind. 

Zur Wahlordnung. - Wie wird das in  Europa in 
Zukunft ausschauen? 

Zur Friedensordnung. - Nicht wir sollten diese 
Bedingungen stel len, sondern das sol lte uns beantwor­
tet werden ,  das sol l te uns dargelegt werden. Uns h ier 
einen Zickzackkurs vorzuwerfen, ist ,  gel inde gesagt, 
eine Unterstell ung. (Bundesrat P r ä  h a u  s e r: Da ha­
ben Sie recht, Sie haben nämlich gar keinen Kurs in der 
Sache! - Bunde�rat W e d e n  i g: Untertreibung! -
Rufe bei der SPO: Das ist eine Untertreibung!) - Auf 
d iese sehr  vereinfachende Unterstellung gehe ich jetzt 
gar nicht ein.  

Meine Damen und Herren!  Es wurde hier die Ver­
antwortung des Bundesrates angesprochen. Ich spre­
che auch im Sinne des Föderalismus d iese kritische 
Verantwortung an, denn gerade beim relativ kleinen 
Bereich e ines Anpassungsprotokolls hätten wir die 
Chance , diese Vorbehalte, die es natürlich auch bei 
Ihnen gibt, zu artikul ieren. Ich gebe es nicht auf, u nd 
ich äußere daher nochmals die B itte, das auch zu tun .  
Wir Freiheitl ichen müssen aus diesem Grunde diese 
Vorlage ablehnen. (Beifall bei der FPÖ. )  12.15 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
m inister Jürgen Weiss. Ich erteile ihm dieses. 
12.15 

Bundesminister für Föderalismus und Verwal­
tungsreform Jürgen Weiss: Herr Präsident !  Meine Da­
men und Herren! Herr Bundesrat Dr. Tremmel hat 
d ie Frage aufgeworfen, wie hoch die Kosten zu bezif­
fern seien ,  die sich aus diesem Anpassungsprotokol l  
ergeben. Wenn er  sich mi t  der Regierungsvorlage nä­
her auseinandergesetzt hätte, hätte er der Seite 1 8, i m  
Detail auch der Seite 24, ohne weiteres entnehmen 
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können, daß der jährliche Beitrag, den Österreich 
nach dem Ausscheiden der Schweiz zu leisten hat . mit 
rund 390 Mil lionen  Schill ing pro Jahr zu beziffer.n ist. 
Die Gesamtkosten hängen davon ab, wie lange Oster­
reich vom Europäischen Wirtschaftsraum als Mitglied 
betroffen wäre. - Das kurz zu den Kosten, die in der 
Regierungsvorlage sehr wohl  erläutert sind. 

Zum zweiten Gesichtspunkt, zur Berücksichtigung 
der Gemeinden: Die Struktur der Gemeindeorgan isa­
tion ist, wie Sie sicherlich wissen, durch den Europäi­
schen Wirtschaftsraum überhaupt nicht be troffen, 
auch durch de n EG-Vertrag selbst nicht, we il jedes 
der einze lnen Mitgliedsländer der EG - im Gegensatz 
zu bundesstaat lichen Strukturen - sehr wohl Struk­
turen der Gemeindeorganisation hat .  - Das ist das 
eine. 

Das zweite ist, daß die EG selbst im Vertrag von 
Maastricht  dem Gesichtspunkt Rechnung trägt, nicht 
nur d ie Regionen, etwa die Bundesländer oder Pro­
vinzen,  sondern ausdrücklich auch die Gemeinden 
stärker in den Entscheidungsprozeß der Europäisc hen 
Gemeinschaft einzubeziehen, und zwar durch die 
Einrichtung des Ausschusses der Regionen,  der auch 
yertreter lokaler Gebietskörperschaften vorsieht. Die 
U berlegungen der B undesrepublik Deutschland , die 
ja bereits Mitglied der Europäischen Gemeinschaft ist, 
weshalb s ie im Gegensatz zu uns von solchen Regelun­
gen be�.roffen ist, gehen ja auch aufgrund der gesetzli­
chen Anderungen des Länderbeteil igungsverfahrens 
in die Richtung, daß auch die Gemeinden neben den 
Vertretern der Länder die Möglichkeit haben sollen, 
in diesem Ausschuß der Regionen entsprechend ver­
treten zu sein.  

E ine ähnliche Vorgangsweise ist  - u nd das ist 
schon weitgehend akkordiert und auch in der mit den 
Bundesländern abgeschlossenen Vereinbarung ange­
deutet - selbstverständlich auch für die Vertreter der 
österreich ischen Gemeinden, repräsentiert durch den 
Städtebund und durch den Gemeindebund, vorgese­
hen. 

Hinsichtlich des Wahlrechts gilt  ähnliches: Dieses 
ist vom Europäischen Wirtschaftsraum und von den 
bestehenden EG-Verträgen in keiner Weise berührt. 
Lediglich die Verträge von Maastricht haben im Zu­
sam menhang mit  der Politischen Union und dem Ziel 
einer Unionsbürgschaft in Aussicht genommen, 
Unionsbürgern - unabhängig von der Staatsbürger­
schaft - unter der Voraussetzung der Ortsansässigkeit 
das aktive und passive Wahlrecht bei Komm unalwah­
len einzuräumen. Das bedarf allerdings noch einver­
nehmlich festzulegender näherer Ausführungen in 
For m  einer Richtlinie. Da der Vertrag von Maastricht 
aber noch gar nicht wirksam geworden ist, erübrigt 
sich heute die Diskussion darüber, in welcher Weise 
Österreich heute oder in Zukunft davon betroffen 
wäre. 

Wenn wir Mitglied der Europäischen Gemeinschaft 
sind, haben wir die Möglichkeit, als gleichberechtigter 
Partner bereits bei der Ausarbeitung dieser Wah lord­
nung in Form einer Richtlinie mitzuarbeiten und 
n icht bloß nachvol lziehend davon betroffen zu sein.  

Herr Abgeordneter Dr.  Di llersberger (Bundesrat Dr. 
S c  h a m b e c k: Bundesrat!) hat im Zusammenhang 
m it einem Hinweis auf d ie Außerung der Landes­
hauptleutekonferenz dieser auch eine Ja-aber-Position 
zugeschrieben, und zwar zu einer guten alten Zeit der 
Freiheitl ichen Partei .  als der Partei vorsitzende Haider 
noch Landeshauptmann von Kärnten war. Damals hat 
es tatsäch lich eine klare Festlegung in der Richtung 
gegeben. daß die Landeshauptleutekonferenz die Rati-

fizierung des EWR-Abkommens ausdrücklich befür­
wortet. 

Allerdings waren daran drei Bedingungen ge­
knüpft. Erstens: ein entsprechendes Länderbeteili­
gungsverfahren. - Das wurde bereits vor einem.Jahr 
hier i m  Hohen Haus besch lossen. Zweitens: e in  Uber­
tragen der Zuständ igkeit  für Regelungen des Grund­
verkehrs. - Das wurde vor einem Jahr gegen die 
Stimmen Ihrer Partei beschlossen .  Drittens: der Ab­
sch l uß einer pol it ischen Vereinbarung zwischen dem 
Bund und den Ländern über die Neuordnung der Zu­
ständigkeiten im Bundesstaat, die am 8. Oktober des 
Vorjahres vom Bundeskanzler und vom damal igen 
Vorsitzenden der Landeshauptleutekonferenz in 
Perchto ldsdorf unterzeichnet wurde . (Bundesrat Dr. 
S c h a m b e c k: Ganz richtig!) 

Die Landeshauptleutekonferenz hat am 8. Oktober 
des Vorjahres daraufhin ausdrücklich festgestel l t ,  daß 
in völ l igem Einvernehmen mit dem B und und den 
Ländern, aber auch mit den Vertretern der Gemein­
den diese drei genannten Erwartungen erfüllt sind 
und daß daher die Landeshauptleutekonferenz die Ra­
tifizierung des EWR-Abkommens durchaus befürwor­
tet. - Bei diesem Abschluß war der vormalige Lan­
deshauptmann Dr.  Haider nicht mehr dabe i .  

Die Bundesregierung kann für sich ins Treffen füh­
ren, daß sie dieser klaren Position der B undesländer 
vol l inhaltlich und in voller Übereinsti m mung mit 
den Betroffenen Rechnung getragen hat. - Das wol lte 
ich der ,9rdnung h<!.Iber h ier  festgestel l t  haben. (Bei­
fall bei O VP und SPO.) 12.21 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies n icht 
der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen. 

Wird von der Frau Berichterstatterin ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall .  

Wir kommen daher zur  A b s t i m  m u n g. 
Ich bitte jene Bundesrät innen und B undesräte, die 

dem Antrag zusti m men, gegen den vorl iegenden Be­
schluß des Nationalrates keinen E inspruch zu erhe­
ben, um ein Handze ic hen . - Es ist dies S t i m  m e  n ­
m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben , ist so­
mit a n g e n  0 m m e  n. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 5. Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz über Fachhochschul-Stu­
diengänge (FHStG) (949 und 1048/NR sowie 4534 und 
4537/BR der Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 5. Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über das Wohnen in Studentenheimen (Studentenheim­
gesetz) geändert wird ( 1050/NR sowie 4538/BR der 
Beilagen) 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 5. Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 
Hochschulstudiengesetz geändert wird ( 10511NR sowie 
4539/BR der Beilagen) 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 5. Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Studienför­
derungsgesetz 1992 geändert wird (1052/NR sowie 
4540/BR der Beilagen) 
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Präsident: Wir gelangen nun zu den Punkten 3 bis 6 
der Tageordnung, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird . 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates vom 
5 .  Mai 1993 betreffend 

ein B undesgesetz über Fachhochschul-Studiengän­
ge, 

ein B undesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
das Woh nen in Studentenheimen (Studentenheimge­
setz) geändert wird , 

ein Bundesgesetz. mit dem das Allgemeine Hoch­
schulstudiengesetz geändert wird, und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungs­
gesetz 1992 geändert wird .  

Die Berichterstattung über die Punkte 3 bis 6 hat 
der Bundesrat Erich Putz übernommen. Ich bitte ihn 
u m  die Berichte. 

Berichterstatter Erich Putz: Herr Präsident! Herr 
Bundesminister !  Hoher Bundesrat! Ich bringe zu­
nächst den Bericht betreffend ein B undesgesetz über 
Fachhochschul-Studiengänge. 

Ziel des gegenständlichen Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates ist die Einführung von Fachhochschul­
Studiengängen als Stätten der Aus- und Weiterbildung 
zwecks Anpassung des österreichischen berufsbi lden­
den B ildungswesens an den europäischen Standard 
(EG-Konformität der Diplome) und zur Entlastung 
und Ergänzung des Hochschulbereiches. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß schafft die 
Grundlage für,.die Entwicklung eines Fachhochschul­
bereiches in Osterreich, indem er die Bedingungen 
und das Verfahren für die Anerkennung von Fach­
hochschul-Studiengängen regelt. Er beinhaltet ke in  
Organisationsgesetz für Fachhochschulen. Wenn der 
Bund Erhalter von Fachhochschul-Studiengängen ist, 
wird ihm ebenso wie anderen j uristischen Personen 
des öffentlichen Rechtes und den juristischen Perso­
nen des privaten Rechtes eine Verpflichtung zur Fi­
nanzierung von Fach hochschul-Studiengängen zu­
kommen. 

Der gegenständliche Gesetzesbesch luß sieht h in­
sichtlich der jeweils in  Betracht kommenden Dokto­
ratsstudien vor, daß die erforderlichen ergänzenden 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen vom Fachhoch­
schulrat im Einvernehmen mit der Gesamtstudien­
kommission der betreffenden Studienrichtung bezie­
hungsweise im Einvernehmen mit den Gesamtstu­
dienkommissionen der betreffenden Studienrichtun­
gen durch Verordnung festgelegt werden. 

Der Fach hochschulrat - 1 6  Mitglieder, h ievon 
mindestens v ier Frauen - ist die für d ie Anerken­
nung von Fachhochschulen zuständige Behörde . 
Durch eine Verfassungsbestimmung sol l  normiert 
werden, daß die M itglieder des Fachhochschulrates 
mit Ausnahme der sich aus § 1 1  ergebenden Ver­
pfl ichtungen - Aufsicht - an keine Weisung gebun­
den sind. Der Gesetzesbesch luß sieht gleichzeitig vor, 
daß der B undesminister für Wissenschaft und For­
schung Bescheide des Fach hochschulrates aufzuheben 
oder deren Durchführung zu untersagen hat, wenn 
der Besch luß beziehungsweise Bescheid im Wider­
spruch zu geltenden Gesetzen oder Verordnungen 
steht. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stel l t  nach Beratung der Vorlage am 1 1 . Mai 1993 mit  
Stimmenmehrheit den A n t r a g, keinen E inspruch 
zu erheben. 

Weiters erstatte ich den Bericht betreffend e in  B un­
desgesetz, mit dem das Bu ndesgesetz über das Wohnen 
in Studentenheimen (Studentenheimgesetz) geändert 
wird. 

Der gegenständ liche Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates sieht vor, daß auch jeder Studierende eines 
Fachhochschul-Studienganges als Student im Sinne 
dieses B undesgesetzes gilt .  

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stel l t  nach Beratung der Vorlage am 1 1 . Mai 1 993 mit  
Stimmeneinhel l igkeit den A n  t r a g, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Weiters bringe ich den Bericht betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Al lgemeine Hochschul-Stu­
diengesetz geändert wird. 

Der gegenständlich Gesetzesbesch luß des National­
rates sieht vor, daß das Recht, an einer Universität 
zum Studium zugelassen zu werden, auch durch den 
Nachweis der Absolvierung eines fachl ich einschlägi­
gen Fachhochschul-Studienganges oder e ines fach lich 
einschlägigen Studiums an einer anerkannten auslän­
dischen Fachhochschule begründet wird. 

Weiters so llen für die vorgeschriebene Dauer eines 
ordentlichen Studiums auch  Studien im Rahmen ei­
nes Fachhochschul-Studienganges beziehungsweise 
Studien an einer anerkannten ausländischen Hoch­
schule oder Fach hochschule anzurechnen sein ,  soweit 
sie den ordentlichen Studien der betreffenden Stu­
dienrichtung aufgrund der besuchten Lehrveranstal­
tungen nach Inhalt und Umfang der Anforderungen 
gleichwertig sind. Für den Fall der Zulassung zum 
Doktoratsstudium aufgrund des erfolgreichen Ab­
sch lusses eines fach lich einschlägigen Fachhochschul­
Studienganges oder eines ausländischen Studiums ist 
e ine Ver längerung der vorgeschriebenen Studiendau­
er um zwei Semester vorgesehen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forsch ung 
stel l t  nach Beratung der Vorlage am 1 1 . Mai 1 993 mit 
Stimmeneinhell igkeit den A n  t r a g, keinen Ein­
spruch zu erheben.  

Schließlich erstatte ich den Bericht betreffend e in 
Bundesgesetz, m it dem das Studienförderungsge­
setz 1992 geändert wird. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates sieht vor, daß auch Studierende von Fach­
hochschul-Studiengängen Anspruch auf Studienbei­
hi lfe, Fahrtkostenbeihilfe und Studienzuschuß haben. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stel l t  nach Beratung der Vorlage am 1 1 . Mai 1 993 mit 
St immeneinhelligkeit den A n  t r a g, ke inen Ein­
spruch zu erheben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein, d ie über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem abge­
führt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrätin Dr. 
Susanne Riess. Ich erteile ihr dieses. 
1 2 .28 

Bundesrätin Dr.  Susanne Riess (FPÖ, Wien):  Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr B undesmin ister!  Hohes 
Haus ! Zwischen al len Fraktionen dieses Hauses be­
steht grundsätzliche Übereinstimmung darin, daß die 
Einrichtung von Fachhochsch ulen e ine längst über­
fällige pol it ische Notwendigkeit darstel lt .  Leider ha­
ben die Koalitionsparteiep mit  diesem Gesetzesbe­
schluß aber nicht dieser Uberzeugung entsprechend 
gehandelt. Die Freiheitliche Partei hat seit 1986 eine 
Reihe von Anträgen im Nationalrat eingebracht, mit 
dem Ziel der Einrichtung von Fach hochschulen. die 
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von den Koalit ionsparteien samt und sonders abge­
lehnt beziehungsweise erst gar nicht behandelt wur­
den .  Das Thema hat s ie schl icht und einfach über­
haupt nicht interessiert. Erst 1 990 haben sie sich dazu 
aufgerafft, d iese Zielsetzung in die Regierungserklä­
rung aufzunehmen. 

Was nun dabei herausgekommen ist, nämlich das 
Gesetz. das heute hier zur Debatte steht, entspricht in 
keiner Weise den Vorgaben und Versprechungen,  
nämlich der Einrichtung von funktionierenden und 
zielorient ierten Fachhochschulen. Zum einen ist  die 
Finanzierung in keiner Weise gesichert und nirgend­
wo in d iesem Gesetz geregelt .  Ni rgendwo in diesem 
Gesetz steht. ob und in welcher Weise sich der B und 
an der Finanzierung bete i ligen sol l  - geschweige 
denn,  wie die Finanzierung überhaupt gesichert wer­
den so ll .  Im Ausschußbericht des B undesrates stand 
ursprünglich sogar ausdrücklich, daß keine Verpfl ich­
tung des B undes, sich an der Finanzierung zu betei l i­
gen,  vorgesehen ist . Dieser Passus ist auf .. Anregung 
von Herrn Bundesrat Meier von der SPO Gott sei 
Dank geändert worden. 

Dennoch entsteht eine Rechtsunsicherheit, die das 
Chaos geradezu vorprogrammiert. Wie soll ein System 
von Fachhochschulen funktionieren,  wenn jemand , 
der solch eine Einrichtung besucht, von vornherein 
n icht  mit S icherheit weiß, ob er dort auch seinen Ab­
schluß machen kann,  weil es ihm ohne weiteres pas­
sieren kann, daß solch eine Fachhochschule von ei­
nem Jahr auf das andere nicht mehr existiert, wei l  die 
Finanzierung nicht mehr gegeben ist.  (Bundesrälin 
H a s e  l b a c h: Aber das Gesetz sieht doch vor, daß 
man das Studium beenden kann!) Das sieht es eben 
n icht vor. Wenn es keine Fachhochschule mehr gibt 
und keine Alternative vorhanden ist - für Alternati­
ven ist auch keine Vorsorge getroffen - ,  dann ist der 
Abschluß nicht gesichert. (Bundesrätin H a s e  I b a  c h: 
Steht eindeutig drinnen, daß dafür vorgesehen ist, daß 
ein Studienlehrgang beendet werden kann! - Sie müs­
sen das endlich lesen!) Sie wissen genausogut wie ich, 
daß die Vertreter des Ministeriums das im Ausschuß 
auch bestätigt haben. M it halbem Herzen und mit hal­
ben M itteln ist man da auf halbem Weg stehengeblie­
ben. 

Es ist auch bezeichnend, daß solche Scheinlösun­
gen gerade von jenen propagiert werden, denen es 
gleichzeitig gar nicht schnell  genug gehen kann, wenn 
es um den EG-Beitritt geht.  Hier hätten Sie die Chan­
ce gehabt , einen wesentlichen Schritt in Richtung Eu­
ropareife unseres Bildungssystems zu setzen, und diese 
Chance haben S ie wieder e inmal gründlich vertan. 

D ie gezielte Einrichtung solcher Fachhochschulen 
wäre für die internationale Anrechenbarkeit von gro­
ßer Bedeutung, sie wäre wichtig für die Entlastung der 
Universitäten ,  und sie wäre wichtig für die Wirtschaft, 
die dadurch ihren Bedarf an praxisorientierten Fach­
leuten decken könnte. Diese Chance haben Sie aber, 
wie gesagt, vertan.  

Eine andere Chance haben Sie s ich dafür erwar­
tungsgemäß nicht entgehen lassen,  nämlich bei der 
Einrichtung des Fachhochschulbeirates von vornher­
ein den altbekannten rot-schwarzen Proporz festzu­
sch reiben. Die Beschickung des Beirates durch die So­
zialpartner schreibt eine Verpolitisierung fest, d ie im 
B ildungswesen nichts, aber auch schon gar n ichts ver­
loren hat. 

Neben vielen anderen offenen Fragen ist in diesem 
Gesetz auch der Zugang zu den Fachhochschule n  für 
Lehrlinge und andere Berufsgruppen nicht geregelt,  
und es ist. wie im Ausschuß auch von den Vertretern 

des Ministeriums schon festgestel l t  wurde . diesbezüg­
lich auch nichts vorgesehen. Dies könnte zum Bei­
spiel über e ine neu zu schaffende Fachmatura geregelt 
werden, die b isher auch n icht vorgese hen ist . 

S ie alle wissen, daß AHS-Maturanten auf dem Ar­
beitsmarkt so gut wie n icht mehr vermittelbar sind 
und diesen daher fast zwangsläufig nur der Weg an die 
Universität offensteht.  Wenn Sie sich vor Augen hal­
ten ,  daß 40 Prozent der Studierenden an den Universi­
täten daran interessiert wären ,  solche praxisorient ier­
ten Fachhochschulen zu besuchen. dann können Sie 
erkennen ,  wie immens wichtig d iese Frage ist und wie 
leichtfertig Sie die Zukunft j unger Menschen aufs 
Spiel setzen. 

Ich möchte als nochmals festhalten: Dieses Gesetz 
bietet keine ausreichende Gleichwertigkeit der akade­
mischen Grade. Dieses Gesetz läßt die Finanzierungs­
frage völl ig offen und schafft eine bedenkliche Rechts­
unsicherheit. Dieses Gesetz ignoriert d ie wesentlichen 
Anregungen der OECD. Dieses Gesetz gibt keine Aus­
kunft über Struktur, Organisation, Planung und Ent­
wicklung künftiger Fachhochschulen. D ieses Gesetz 
schreibt den Parteienpro porz in unserem Bildungswe­
sen vor. Dieses Gesetz bietet keine Klärung hinsicht­
lich der Anerkennung von Vorstudien, und dieses Ge­
setz baut vorhandene B ildungsbarrieren nicht ab. 

Die frei heitliche Fraktion wird daher diesem Ge­
setz, dem Antrag, gegen den Beschluß des Nationalra­
tes keinen Einspr�ch zu erheben ,  nicht zust immen. 
(Beifall bei der FPO.) 12.33 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rätin Anna Elisabeth Hase lbach.  Ich erteile ihr dieses. 
12.33 

Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 
Wien): Herr Präsident !  Herr B u ndesminister !  Verehr­
te Damen und Herren ! Ich darf zu Beginn meiner 
Ausführungen doch auf den Ausschußber icht des Na­
t ionalrates verweisen ,  in dem der Gesetzestext abge­
druckt ist .  Dort steht eindeutig i n  § 14 Abs. 3, was im 
Falle des Erlösehens oder des Widerrufs eines Fach­
hochschul-Studienganges zu geschehen hat . Also ich 
empfehle diese Lektüre, Frau Kollegin.  (Bundesrätin 
Dr. R i e s s: Aber wenn es keine Fachhochschule gibt, 
gibt es auch keine Alternative! Das haben die Vertreter 
der Bundesministerien selber festgestellt! Wenden Sie 
sich an die!) 

Es wird, sollte es zum Erlöschen oder zum Wider­
ruf eines Fachhochschul-Studienganges kommen, na­
türlich d ie entspreche nden Erlässe geben . Ich habe 
keine Sorge, daß die Studenten einer Rechtsunsicher­
heit preisgegeben sind. (Bundesrätin Dr. R i e s s: Aber 
das ist nirgendwo im Gesetz gesichen!) 

Verehrte Damen und Herren !  Österreich verfügt in  
vieler Hinsicht über e ine gut  ausgebildete Gese ll­
schaft. - So steht es im Einleitungsteil ,  J>unkt 4, des 
OECD-Berichts über höhere B i ldung in Osterreich. 

Es wird hervorge hoben, daß sich die Zahl der Ab­
solventen der Sekundarstufe in den letzten 20 Jahren 
verdoppelt hat. Derzeit sind es zirka 3 1  Prozent der 
1 8- bis 19jährigen.  1 2  Prozent der 1 8- bis 25jährigen 
sind Studenten. - Soweit die einleitende Streichelein­
heit aus Paris und die dazuge hörenden Zah len. 

Aber dann kommt schon d ie Kritik über zu lange 
Studiendauer und über die hohen Drop-out-Raten. Es 
wird uns vorgerechnet, daß 1 992 nur 9 000 Studenten 
einen Abschluß erreichten. Der Zahl der Absolventen 
wird die annähernd gleich hohe Zahl an akademi­
schen Personal an den Universitäten und Hochschu­
len gegenübergestellt und daraus der Schluß gezogen .  
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daß ein akademischer Lehrer pro Jahr einen Abso l­
venten hervorbringt. - Ein Vergleich, der - bei al­
lem Respekt vor den OECD-Prüfern - zwar zulässig, 
aber, wie ich glaube , nicht ganz angebrach t  ist. Denn 
man muß in die Überlegungen miteinbeziehen, daß 
unsere hohen Schulen nicht nur den Lehrauftrag, 
sondern gleichrangig auch den Forschungsauftrag zu 
erfül len haben.  Aber nachdenklich sol lte uns die oben 
zi tierte Krit ik al lemal machen .  

Allerd ings - auch das möchte ich hier betonen -
sei zur Ehre aller, die sich mit Fragen des Bildungssy­
stems beschäft igen, gesagt: Es hat nicht der OECD­
Prüfung bedurft, um Handlungsbedarf zu erkennen. 
Und anfügen möcht� ich auch:  Es hat auch nicht der 
Anregungen der FPO bedurft, um hier Hand lungsbe­
darf zu erkennen. (Bundesrätin Dr. R i e s  s: Offensicht­
lich schon!) 

Seit den siebziger Jahren. vor allem aber seit Ende 
der achtziger Jahre überlegt man wei tere Möglichkei­
ten einer postsekundären Ausbi ldung. Sicherl ich ,  das 
ist zuzugeben, haben die Neuordnung in Ost- und 
M itte leurpa und der europäische Einigungsprozeß zur 
Beschleu nigung der Diskussion beigetragen.  

Aus der Erkenntnis, daß Österreich einer der weni­
gen hochentwickelten Staaten ist, der im tertiären Bil­
dungssektor neben den Universitäten ein sehr gerin­
ges B i ldungsangebot hat, entstand die Forderung nach 
der Einrichtung von Fachhochschulen, eines Ausbil­
dungssystems, das zeitlich kürzer ist a ls ein U niversi­
tätsstudium, das praxisiorientiert ist und das regiona­
len Erfordernissen entspricht. 

Der uns heute vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nat ionalrates über Fachhochschul-Studiengänge er­
fül l t  im großen und ganzen diese Anforderungen und 
hat eine Reihe innovativer Eigenschaften, die im Rah­
men des österreichischen B i ldungswesens von großer 
Bedeutung sein werden und die auch internationalen 
Trends entsprechen . 

Wi r  haben hiermit e in Gesetz, das erfreu licherweise 
die Mögl ichkei t  schafft, Ausbildungswege wieder zu­
sammenzuführen, die aufgrund unseres Schulsystems 
zu früh und zu schroff getrennt werden.  Einerseits 
wird dadurch, daß der Zugang zur Fachhochschule 
nicht an die Matura gebunden ist, der Berufsausbil­
dungsweg von Jugendlichen sinnvoll komplettiert, an­
dererseits wird für viele, d ie nach der Matura kein 
Universitätsstudium absolvieren wollen oder können. 
die Möglichkei t  e iner hochqualifizierten Berufsaus­
b i ldung geschaffen. 

Nicht minder erfreulich ist, daß die Chance auf Er­
reichbarkei t  von akademischer Ausbildung erhöht 
wird . Im Gegensatz zu den relativ wenigen österreich i­
sehen Hochschulstandorten kann jetzt eine Vielzahl 
von Orten, über das gesamte B undesgebiet vertei l t .  
hochwertige Ausbi ldung anbieten. Für viele Begabte 
wird dadurch Chancengleichheit beim B ildungszu­
gang etwas Reales. Trotz Beihilfen und Studienförde­
rung ist es näml ich heute für viele nicht möglich, die 
hohen Wohnungskosten während eines Studiums zu 
finanzieren .  Das führt die Studenten zur Notwendig­
ke it, Geld zu verdienen, was aber unweigerlich zur 
Verlängerung der ·individuel len Studiendauer führt. 

Lassen Sie mich kurz bei der Frage der Finanzie­
rung eines Studiums bleiben .  Ich bin froh darüber, 
daß auch für das Studium an einer Fachhochschule 
keine Studiengebühren eingehoben werden .  Die im­
mer wieder zu hörende Argumentation, daß Studien­
gebühren den Eifer der Studenten erhöhen, kann 
nicht akzeptiert werden, wei l  nicht Maßstab sein 

kann. daß sich einige wenige Studenten ein gutes Le­
ben machen. (Beifall bei der SPO.) 

[eh bedauere, daß sich die OECD-Prüfer der Mei­
nung anschließen, daß die materiel len H ilfen von den 
Studenten ausgenützt werden.  - Nachzulesen ist das 
im Punkt 70 des Berichts. Es wäre schön gewesen ,  
wenn d ie  Prüfer d ie  österreich ische S ituation und so­
ziale Lage der Studenten etwas genauer überprüft hät­
ten. 

Meine Damen und Herren! Der in Österreich be­
stehe nde freie Zugang zur Bi ldung ist eine Errungen­
schaft. für die wir Sozialdemokraten se hr lange ge­
kämpft haben und die wir auch we iter mit  al ler Kraft 
verteidigen werden. Für uns ist das Recht auf Bi ldung 
unverzichtbar. Dieses Recht kann aber nur dann ge­
währleist�t werden,  wenn soziale Hürden abgebaut 
werden. Ahnlich den Be lastungen für das Wohnen au­
ßerhalb des Heimatortes würden Belastungen durch 
Studiengebühren zu vermehrter Berufstätigkeit von 
Studenten führen.  Der Teufelskreis Studiendauer und 
soziale Situation wäre wieder geschlossen.  

Meine Damen und Herren ! Im mer wieder wird be­
tont. daß die Einrichtung von Fachhochsch ulen zu ei­
ner Entlastung der Universitäten führen wird und die 
Drop-out-Rate dadurch geringer wird .  - Das ist si­
cher zum Tei l  richt ig. Ich glaube aber, wir sol lten uns 
ke iner Täuschung hingeben, denn für e inen west li­
chen Industriestaat haben wir noch immer einen re­
spektablen Aufholbedarf, was die Zahl an akademisch 
ausgebildeten jungen Menschen betrifft. 

Wir werden daher neben dem zügigen Ausbau des 
Fachhochschulwesens unsere Universitäten und 
Hochschulen n icht vernachlässigen dürfen. Einige 
konservative " Bildungsgurus" so l lten sich endlich 
von ihrer abwertenden Meinung über die Massenuni­
versität verabschieden und d ie Notwendigkei t  breite­
ster Sp itzenausbi ldung und brei tester Grundlagenfor­
schung erkennen. Deren e igene Standes-, ja Elitedün­
ke l dürfen uns den Weg ins 2 1 .  Jahrhundert nicht ver­
stel len, denn die Wirtschaft braucht beide: ' die 
Absolventen der Universitäten und die der Fachhoch­
schulen. 

[n diesem Zusammenhang sehe ich die vorgesehene 
Möglichkeit ,  nach dem Fachhochschulabschluß ein 
Doktoratstudium anzuschließen,  als ganz wichtigen 
Aspekt für die Zukunft im Bereiche von Forschung 
und Entwicklung. Unsere Industr ie wird in  einem im­
mer härteren Konkurrenzkampf nur dann Bestand 
haben, wenn wir im Forschungs- u nd Entwicklungs­
bereich nich t zurückbleiben. 

Es wird auch notwend!g sein ,  al le Vorkehrungen zu 
treffen. damit auch in  Osterreich das heute unum­
gänglich lebenslange Lernen ermöglicht wird. Die 
Sc hienen dafür legt das Fachhochschulgesetz, und es 
wird rasch dafür zu sorgen sein,  daß auch die richtigen 
Züge auf d iese Sch ienen gestellt werden. 

Ich möch te jetzt noch ganz kurz auf das Thema 
Fachhochschulrat und dessen Zusammensetzung ein­
gehen: Die Opposition kritisiert - vor allen Dingen 
ist das im Nationalrat geschehen , aber auch Frau Kol­
legin Riess hat das anklingen lassen - die Ernennung 
durch den B undesminister für Wissenschaft und For­
schung im Einvernehmen mit dem B u ndesminister 
für Unterricht und Kunst. Es wird aber auch das Vor­
schlagsrecht der Sozialpartner kritisie rt , denn  es wird 
dadurch eine Parteigebundenheit  befürchtet und so­
fort unterstel l t ,  daß die fachliche Qual i tät der Mitglie­
der des Rates nicht mehr gegeben sei .  (Zwischenruf der 
Bundesrätin Dr. R i e s  s . )  
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Das ist eine ungeheurliche Abqualifizierung von 
Menschen, die durch ihre bisherige T�!igkeit �ompe­
tenz bewiesen haben.  (Beifall bei SPO und OVP. -
Bundesrätin Dr. R i e s s: Frau Kollegin! Das ist doch ein 
Unsinn!) 

Außerdem, Frau Kollegin:  Politische Gesinnung zu 
haben, nämlich einer demokratischen Partei nahezu­
stehen (Bundesrätin Dr. R i e s  s: Die politische Gesin­
nung ist der Titel für die Besetzung! Das ist schlimm!), 
ist nichts Unanständiges (Bundesrätin Dr. R i e s  s: Das, 
was Sie machen, ist verwerflich!) und darf niemandem 
zum Schaden gereichen. Das werd�n Sie ?ur Kenntnis 
zu nehmen haben!  (Beifall bei SPO und O VP. - Bun­
desrätin Dr. R i e s  s: Aber es darf auch nicht zum Scha­
den gereichen . . . !) 

Weiters meine ich , daß gerade das Vorschlagsrecht 
des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen eine 
gute Lösung ist, denn wir sol l ten eines nie vergessen : 
Gerade durch diese Einrichtung wurde der Grund­
konsens zwischen den wichtigsten Gruppen unserer 
Gesellschaft gefunden . Und das hat dazu beigetragen . 
daß wir in a l len Bereichen unseres Gemeinwesens 
eine ruhige ,  den Interessenausgleich schaffende Ent­
wicklung neh men konnten. Und so wird das auch im 
Fall der Fachhochschulstudien se in .  

Gemeinsam mit den zusätzlichen Regelungen für 
die Bereiche Studienförderung und studentische 
Krankenversicherung, für die Regelungen im AHStG 
und im Bereich des Studentenheimgesetzes öffnen wir 
mit diesem Gesetz über die Einrichtung von Fach­
hochschulstudien das Tor zu neuen Formen einer 
z�itgemäßen B ildungspo litik. (Beifall bei SPÖ und 
O VP.) 12.46 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich weiters Herr 
B undesrat lng. August Eberhard. Ich erteile ihm die­
ses. 

12.46 
B undesrat Ing. August Eberhard (ÖVP, Kärnten): 

Herr Präsident !  Herr B undesminister! Hohes Haus!  
Meine Damen und Herren! Vorerst einmal ein paar 
al lgemeine Bemerkungen zu den Ausführungen mei­
ner Vorrednerinnen. 

M ich verwundert es nicht ,  daß die FPÖ heute nein 
zu diesem vor liegenden Gesetzentwurf sagt. (Bundes­
rat W e d e n  i g: Muß ja!) Ich meine aber, daß die 
9.sterreichische Bevölkerung und unser Heimatland 
Osterreich vom ewigen Neinsagen nicht sehr viel ha­
ben, sondern viel mehr von konstruktiver Arbeit und 
neu gefaßten B eschlü�.sen profitieren, die letzten En­
des der Bevölkerung Osterreichs und dam it l;l;uch un­
sen�!TI Staate zugute kommen. (Beifall bei O VP und 
SPO.j 

Von Frau Kollegin Riess wurden Zweifel hinsicht­
l ic h  der Einrechnung der Vorb ildung, der Möglich­
keit des Fach hochschulbesuches vom Lehrabsolven­
ten gehegt. Hier möchte ich doch das Protokol l  des 
Wissenschaftsausschusses in Erinnerung rufen, in 
dem unter anderem i m  § 12, Absatz 2, Ziffer 6 i m  
Rahmen dieses Fachhochschulgesetzes angeführt wur­
de, daß nachgewi�sene Kenntnisse im Sinne der be­
rufsorientierten Ausbildung des jeweil igen Studien­
ganges anerkannt werden .  Ich glaube, das ist doch eine 
sehr  deutliche Sprache. (Bundesrätin Dr. R i e s s: Das 
ist keine deutliche Sprache!) Und damit ist die Grund­
lage dafür geschaffen worden, daß diese vorhin ge­
nannte Vorbildung auch mitangerechnet werden 
kan n .  (Bundesrätin Dr. R i e s s: Da ist der reinen Will­
kür Tür und Tor geöffnet!) 

Zur Frage der finanzie l len Absicherung, die auch 
mit den Trägerschaften zusammenhängt :  Die Mög­
lichkeit,  daß auch private Trägerschaften für die Fi­
nanzierung von Fach hochschu l-Studiengängen heran­
gezogen werden können, erachte ich als sehr  positiv, 
denn damit wird das Bundesmonopol im tertiären 
Sektor gebrochen.  Darüber hinaus bietet sie auch die 
Chance der Regionalisierung, und dies bedingt e ine 
verstärkte Bedarfsorientierung. 

Ich bin überzeugt davon:  Würde das alle in vom 
Staat vorgegeben werden ,  dann würde es sicher wenig 
Chancen der Mitsprache bezüglich der Festlegung der 
Fachhochschu lstandorte geben. leh glaube. gerade 
dieser Punkt der Möglichkeit der privaten Träger­
schaft bietet die Chance, daß Ländern ein verstärktes 
Mitspracherecht eingeräumt wird, und damit wird 
auch die Regional isierung zum Tragen kommen . 

Hohes Haus ! In der heimischen Wirtschaft besteht 
ein Qualitätsdefizit , welches sich zunehmend negativ 
auf die Produktivität  unserer Wirtschaft auswirkt. Um 
die  Produktivität zu steigern, muß meiner Meinung 
nach die Qual ifi kation verbessert werden, was durch 
die Instal l ierung von Fach hochschulen erreicht wer­
den kann .  

Andere Länder sind uns da ja  weit  voraus: So 
kommt zum Beispie l  in Deutschland ein Viertel der 
Hochschulabgänger von Fachhochschulen, die in ih­
rer Wertigkeit nach einer höheren Schule, aber v o r  
der U niversität angesiedelt sind. 

Zie l  zum Beispiel in Deutschland ist, daß die Zahl 
der Fachhochschulabgänger in Zukunft e in Drittel 
betragen sol l ;  i n  Großbritannien kom mt sogar die 
Hälte der Hochschulabsolventen von einer Fach hoch­
sch ule. Bei u ns in Österreich gab und gibt es aber lei­
der, muß man sagen,  noch keine. 

Was ist die Folge davon? - Daß mangels an Alter­
nativen 85 Prozent der AHS-Schüler eine Universität 
besuchen. Sogar mehr als die Hälfte, die an einer be­
rufsbi ldenden Schule maturiert hat, schlagen den uni­
versitären Weg ein. Dies bedeutet wiederum überfü l l­
te Universitäten bei einer unterdurchschnittlichen 
Zahl  an Absolventen . Viele geben das Studium dann 
leider wieder auf; Lehrl ingen war nach dem Lehrab­
schluß ein weiterer Bildungsweg bisher weitestgehend 
versagt. 

Es bestand diesbezüglich also dringender Hand­
lungsbedarf. Daher begrüße ich die Beschlußfassung 
des Bundesgesetzes über Fachhochschulen und Fach­
hochschul-Studiengänge. Ich halte die Einfü hrung 
der Fachhochschulstudien und die Gründung von 
Fach hochschulen für eine der wichtigsten bildungs­
politisehen Initiativen der letzten Jahre. 

Ich bin überzeugt davon ,  daß diese .pildungspoli ti­
sehe In itiative den B ildungssektor in Osterreich mit­
telfristig nachhaltig beeinflussen wird. Es wird damit  
nicht nur eine Umschichtung der studierenden Strö­
me von der Universität zu den Fachhochschulstudien 
bringen, sondern diese stärker berufs- und bedarfs­
orientierten Hochschulstudien werden auch zu einer 
größeren Flexibili tät bezüglich Errechung des Be­
darfszieles führen. 

Es wird dem Wissenstransfer und auch der Kom­
munikationsschiene zwischen der Grundlagenfor­
schung auf der einen Seite und der Produktionsent­
wicklung auf der anderen Seite ein ganz wichtiges Ket­
tenglied geschmiedet. indem wir Hochschulen 
errichten, die sehr berufsorientiert sind und die zu je­
nen Problemen und Aufgaben hinarbeiten werden, 
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die unsere mittleren und kleineren Unternehmen ha­
ben. 

Damit ist zu erwarten.  daß die Fachhochschulen 
auch Impulse für die Erweiterung der Forsc hungs­
und Entwicklu ngsaktivität unserer kleineren und 
mittleren Unternehmen mit sich bringen. Diese Ver­
änderung auf dem Bi ld ungsektor wird nach sich zie­
hen, daß mehr Chancengleichheit im B i ldungssystem 
gegeben sein wird. 

Internationale Erfahru ngen zeigen, daß Hochschul­
studien, deren Dauer kürzer ist , d ie im Ausbildungs­
profil weniger d iffus sind , bei denen die Studienorga­
nisation straffer ist, von den jungen Menschen aus un­
teren Schichten der Gesellschaft eher angenommen 
werden als das Universitätsstudium mit einer relativ 
freien Studienorganisat ion.  

Weitere Gründe, die für d ie Errichtung von Fach­
hochschulstudien sprechen, sind, daß heute nicht al le 
Begabungen, d ie die jungen Menschen mitbringen ,  
von der Universität sozusagen bedient werden kön­
nen. Es gibt verschiedene Begabungen, beispielsweise 
berufsorientierte, handwerkliche, psychomotorische 
oder solche in Teilbereichen unseres Sozial- und Ge­
sundheitswesens. Etwa i m  Bereich der Krankenpflege 
sind keine entsprechenden Einr ichtungen höherer 
B ildung vorgesehen. 

Die Universität ist da jedenfalls nicht geeignet, diese 
Begabungen abzudecken. Umfragen zeigen: Es wür­
den 40 Prozent der ersti nskribierenden Studierenden 
keine Universität besuchen, wenn es für s ie eine ande­
re Alternative gäbe. 

Wenn in Österreich auch immer wieder die "Mas­
senuniversität" beklagt wird, so können wir doch fest­
stellen, daß wir mit unserer Studenten- und Akademi­
kerquote im internationalen Vergleich unter dem 
Durchschnitt l iegen. In Deutschland soll laut Progno­
sen der Bedarf an Akademikern bis zum Jahr 2000 auf 
zirka 15 Prozent ansteigen. In Österreich liegen wir 
derzeit in  bezug auf die Akademikerquote bei 
6 Prozent. 

Ich glaube, daß wir da richtig liegen, denn den B e­
darf nach höherer und weiterer Qualifizierung in der 
Wirtschaft, die sehr  stark technikorientiert ist und in 
Zukunft noch mehr sein muß, können die Fach hoch­
schulen in Zukunft in erhöhtem Maße abdecken. 
Zum Beispiel studieren in den Niederlanden und in 
Belgien nur 44 Prozent der Studierenden an den Uni­
versitäten; der Rest eben an Fachhochschulen .  

Wirtschaft und Gesellschaft haben den Bedarf an 
Hochschulabsolventen mit berufsorientierter und 
kürzerer Ausbildung vielfach angemeldet . Eine U m­
frage, d ie die Vereinigung österreichischer Ind ustriel­
ler durchführen l ieß, ergab, daß 87 Prozent der befrag­
ten Untersuchten sagten ,  daß sie eine Fachhochschule 
bräuchten , da das Technikerstudium an der Universi­
tät zu lange dauere und zu wenig praxisnah sei. 

D iesem Erfordernis der Wirtschaft soll mit der In­
stallierung von Fachhochschulen als echte Alternative 
zu den wissenschaftl ich-theoretisch ausgerichteten 
Universitäten Rechnung getragen werden. Dem 
Wunsch nach mehr Praxis wird mit diesem Gesetzes­
werk insbesondere auch dadurch Rechnung getragen, 
daß Lehrabso lventen und N ichtmaturanten schon auf­
grund des Zielparagraphen des Fachhochschul-Stu­
diengesetzes nach dem Prinzip der Durchlässigkeit 
Zugang haben und sich damit d ie Fachhochschule 
auch in dieser Richtung öffnet, was sehr zu begrüßen 
ist. 

Wir verpflichten die Fachhochsc hulen, die Lehre 
einerseits und die nach der Lehre erworbenen berufl i­
chen Erfahrungen systematisch bei den Eintrittsvor­
aussetzungen anzuerkennen und damit  das Prinzip 
der Durchlässigkeit von unten nach oben schrittweise 
zu real isieren. Für mich ist das ein ganz wesentlicher 
positiver Weg, der damit gegangen wird. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir. im Rahmen meiner Ausführungen auch e ini­
<te krit ische Anmerkungen zu machen .  vor allem kr i­
fische Anmerkungen betreffend den § 1 5  Absatz 2 die­
ser Gesetzesvorlage. Es wird die Verleihung der Be­
zeichnung .. Fach hochschule" an fo lgende Vorausset­
zungen geknüpft: mindestens zwei Studiengänge. 
Ausbauplan für mindestens 1 000 Studienp lätze. -
Diese Voraussetzungen werden in den Erläuternden 
Bemerkungen dahin gehend begründet, daß diese der 
Sicherung der Stabi lität und der Einrichtung in intel­
lektuel ler und kostenmäßiger H insicht dienen sol len. 

Diese genannten Voraussetzungen führen aber an­
dererseits dazu , daß es zu ei ner "Vermassung" des 
Fachhochschulstud ienbetriebes kommen wird , das 
he ißt , d ie Massenhochschule ist eigentlich vorpro­
grammiert. 

Geht man von den genannten Zahlen aus - zwei 
Studienrichtungen und mindestens 1 000 Studierende 
- .  so bedeutet d ies, daß es pro Studienrichtung m in­
destens 500 Studenten geben sol l .  Durch diese Zahlen 
ist von vornherein ein Massenbetrieb. wie ich bereits 
ausgefüh rt habe, vorgegeben. Ob das a l lerdings im In­
teresse der Studierenden l iegt , muß angezweifelt wer­
den. Des weiteren wird damit eine Regional isierung 
von Fachhochsch u len von vornherein erschwert be­
ziehungsweise ja fast ausgesch lossen; dabei ist doch die 
Regionalisierung, und zwar bundesweit, ein großer 
Wunsch.  

Es wird daher nicht möglich sein ,  wie es  für öster­
reichische Verhältnisse sinnvoll wäre, dezentrale, in­
teressante Fachhochschul-Studiengänge einzurichten, 
die unter Ausnützung lokaler Ressourcen für eine 
kleinere Zahl von Studierenden entsprechende Stu­
diengänge anbieten.  Durch d ie Festlegung auf d iese 
Zahlen werden von vorn herein Bal l ungszentren als 
ausschl ießliche Standorte für Studiengänge im Rah­
men von Fach hochschulen festgeschrieben. 

Das heißt, von vornherein werden durch dieses Ge- . 
setz in erster Lin ie nur größere Städte unseres Bundes­
gebietes für die Errichtung von Fach hochschulen in  
Fragen kommen.  Ob damit  der Bi ldungsvielfalt ge­
dient ist , kann aber bezweifelt werden. Außerdem 
wird von vornherein e ine E ntwicklung verhindert, 
wie sie derzeit etwa in Deutschland, dem Erfinderland 
der Fachhochschulen, versucht  wird, näml ich eine 
Dezentralisierung der Fach hochschulen. ( Vizepräsi­
dem Dr. S c h a m b e c k  übernimmt den Vorsitz.) 

Als Kärntner Vertreter weiß ich, daß über die Zen­
tralräume hinaus auch in Wolfsberg und in Spit­
tal/Drau Bemüh ungen für die Festlegung als Fach­
hochschulstandortes vorhanden sind. Als Beispiel darf 
ich das Schulzentrum Wolfsberg anfü h ren.  Konkret 
bei der Höheren Technischen Lehranstalt Wolfsberg 
stünden sowohl Räumlichkeiten für Vorlesungen als 
auch ein ausreichendes Angebot an Labormöglichkei­
ten zur Verfügung. üb es sinnvoll  ist, auf bereits Vor­
handenes zu verzichten,  möchte ich al lerdings bezwei­
feln.  

Wenn man schon die Regionalisierung für sinnvoll 
erachtet, was außer Zweifel stehen sollte ,  sol l  man je­
doch keine organisatorischen Hindernisse errichten. 
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Es gibt in Österre ich ein regionales Ungleichgewicht, 
was das Angebot postsekundärer B i ldung anlangt .  
Durch die Fest legung von Fachhochschu lstandorten 
könnte man diesem M ißverhältnis entgegenwirken. 
Zumindest können bestimmte Studiengänge regional 
ausgegliedert werden. 

Hohes Haus!  Auch wenn ich jetzt einige kritische 
Anmerkungen aus Kärntner S icht, aus dem Lavanttal 
kommend. gemacht habe, so kann ich doch absch l ie­
ßend positiv feststel len und festhalten:  D urch das 
B undesgesetz über Fach hochschul-Studiengänge wird 
ein völ l ig neuer Ausbildungstyp auf Hochschulniveau 
geschaffen. Dami t  erreichen wir mehr Chancengleich­
heit auf dem B i ldungssektor, eine stärkere Bedarfs­
orientierung und eine größere Vielfalt auf dem Bil­
dungssektor, eine Auffächerung und Flexibi l isierung 
der heimischen B i ldungslandschaft und die notwendi­
ge Ergänzung des heimischen B ildungssystems im 
H inblick auf die EG. Wir werden daher diesem vorl ie­
genden Gesetzent�.urf gerne uKlsere Zustimm ung er­
tei len. (Beifall bei OV? und SPO.j 13.03 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Als nächster 
zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Ewald Sa­
eher. Ich erte i le ihm dieses. 
13.03 

Bundesrat Ewald Sacher (SPÖ, Niederösterreich):  
Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher B undesrat! Mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren! Das uns heute 
zur Beratung vor liegende B undesgesetz über di�. Ein­
richtung von Fach hochschul -Studiengängen i n  Oster­
reich stel l t  e ine wesentliche Weiterentwicklung des 
österreichischen Bildungweesens dar. Deswegen darf 
ich an dieser Stel le gleich mein Bedauern darüber 
zum Ausdruck bringen ,  daß die freiheitliche Fraktion 
durch Frau B undesrätin Riess zum Ausdruck ge­
bracht hat, daß sie dieses Gesetz ablehnen wird . Sie ge­
hen bei einem sehr bedeutenden Schritt i m  Interesse 
der österreichischep. B ildungspolitik leider n i<;.ht mit. 
(Beifall bei der SPO und bei Bundesräten der OVP. -
Bundesrätin Dr. R i e s s: Gegen die Interessen der öster­
reichischen Bildungspolitik!) Der Grundgedanke dieses 
Gesetzes ist es ja, e inem weiten Kreis von Bildungsein­
richtungen das Anbieten von Fachhochschul-Studien­
gängen zu ermöglichen .  Richtet man den B lick auf 
Europa, sieht man , daß d ie Entwicklung des tertiären 
B ildungsbereiches in  Österreich einen notwendigen 
Nachholprozeß darstellt ;  das muß zugegeben werden.  

Dieser ist charakterisiert durch einige wesentliche 
Eckpfeiler: näml ich  Berufs- und Praxisorientiertheit, 
kurze Studiendauer, straffe Studiengestaltung, keine 
Studiengebüh ren und - meiner Ansicht nach beson­
ders wichtig - Zugang für Nichtmaturanten. 

Zugleich richten wir uns mit diesem Gesetz nach 
den Regelungen in den versch iedenen Staaten der EG 
aus. Diese Ausbi ldungsformen werden von diesen 
Staaten gegenseitig anerkannt. 

Im Zuge der Prüfung des österreichischen Hoch­
schulwesens d urch die OECD wurde dieser Reform 
ein positives Zeugnis ausgestel lt. Dieses sol lte auch in  
der innerösterreichischen Diskussion bei Gegnern 
und Kritikern Beachtung finden, stel l t  der Bericht der 
O ECD-Kommission doch eine ausdrückliche Unter­
stützung der Reformvorhaben Österreichs in bezug 
auf die Hochschulpolit ik dar. (Zwischenruf der Bun­
desrätin Dr. R i e s s.) Es wird mehr Chancengleichheit 
für die österreichische W irtschaft u nd für die österrei­
chischen Studierenden geben. D ie OECD-Experten 
ermuntern die österreichischen Behörden sogar. so­
wohl bei den Fach hochschulen als auch bei der UOG­
Reform den e ingeschlagenen Weg fortzusetzen .  

W i r  gehen e inen österreich ischen Weg. Während in  
anderen Staaten, etwa in Deutschland, in der Vergan­
genheit neben dem vom Staat eingerichteten Sektor 
der Fac hhochschu lstudien e in zweiter betriebs- und 
unternehmensspe.�ifischer Ausbildungssektor entstan­
den ist, wird in Osterreich versucht. beide Sektoren 
gleichzeitig und gemeinsam zu etablieren. Daher ist 
neben dem Bund als erstgenannte Trägerinstitution -
das hat eine Bedeutung - auch die Trägerschaft ande­
rer Rechtspersönlichkeiten vorgesehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren!  Wie rasch diese 
Intentione n  in die Realität umgesetzt werden könn­
ten, darf ich als Vertreter Niederösterreichs an einem 
niederösterreichischen Beispiel  dokumentieren.  In 
Zusammenarbeit von öffentlichen und privaten Bi l­
dungseinric htungen, nämlich der Wissenschaftlichen 
Landesakademie für Niederösterreich in Krems und 
der ebenfa lls in Krems angesiedelten Höheren Bun­
deslehranstal t  für Fremdenverkehrsberufe. wurde das 
sogenannte ITM, d ie Internationale Tourismus-Mana­
gementausbi ldung, eingerichtet. Diese bietet in inter­
nationaler Zusammenarbeit bereits zukunftsorientier­
te Ausb i ldungsmöglichkeiten an, die einem Fach­
hochschu l-Studiengang schon jetzt sehr nahe kom­
men. 

Erst vor wenigen Tage wurden in  Zusammenarbeit 
von ITM und der Washington States University die er­
sten Abgänger diplomiert. Auf dieser Einrichtung 
könnte, für andere Lehrgänge beispielhaft, in Rich­
tung Fach hochschulen aufgebaut werden ,  indem 
B und, Land,  Gemeinden und private Träger frucht­
bringend zusammenarbeiten. Erfahrung, Lehrplan, 
Infrastruktur. internationale Kontakte und Anerken­
nung sind bereits vorhanden .  

A n  d ieser Stelle darf i c h  auf meinen Vorredner, 
Herrn Ing. Eberhard, eingehen, der Bedenken dahin  
gehend geäußert hat, daß ein Massenbetrieb befürchtet 
würde . Ich darf diese Bedenken mit folgendem Bei­
spiel zerstreuen: Nehmen wir ein niederösterreichi­
sches Beispie l  her. Die Landesakademie möchte als 
Trägerorganisation e iner Fachhochschule unter e i­
nem Dach an mehreren Standorten verschiedene Stu­
diengänge anbieten,  etwa in Kleinstädten - hoffent­
l ich sind mir die Zwettler nicht böse - wie Zwettl . 
Also: Ich habe keine Sorge, daß es nur in  großen Me­
tropolen solche Studiengänge geben wird, wenn man 
es versteht ,  bundesländerweise unter e iner Trägeror- · 
ganisation mehrere Standorte mit verschiedenen 
Lehrgängen - etwas in Zwettl Holzwirtschaft oder in 
Krems Fremdenverkehr - unter einen Hut zu brin­
gen. (Zwischenruf des Bundesrates Ing. E b e r h  a r d.j 
Wenn es möglich ist .  

Hoher B undesrat! U m  d i e  erforderliche Standardi­
sierung und Überschaubarkeit solcher Fachhoch­
schul-Studiengänge sicherzustellen, ist im Gesetz ein 
Mechanismus zur Qualitätssicherung vorgesehen. 
D ieser besteh t  in der Vorgabe von Kriterien ,  die er­
fül l t  werden müssen, und in der Kontro lle durch ein 
akademisch professionelles Gremium, den Fach hoch­
schulrat. D ieser entscheidet über gestel l te Anträge auf 
Anerkennung, er beobac htet d ie Studiengänge und 
deren Evaluation. 

Fach hochschul-Studiengänge haben den Auftrag, 
auf einer ausreichenden, wissenschaftlich methodi­
schen Fundierung berufs- und praxisorientiert auszu­
b ilden. Es ist daher ein autonomer Lehrkörper zur 
Entwicklung und D urchführung der Lehrgänge zu 
bestel len, der den Anforderungen des Hochschulbe­
triebes gerecht wird. 
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Für uns unabdingbare Punkte sind im vorl iegenden 
Gesetzesbeschluß verankert. so etwa die Dezentral isie­
rung der Curriculumentwicklung. Nicht vom Gesetz­
geber oder von den Ministerien geht die Ini t iative aus, 
sondern von der Institution selbst , also von der Basis. 
die d ie FH-Lehrgänge anb ietet. Fachl iche, regionale 
und finanzielle Aspekte können da besonders gut ein­
fließen. 

Neben den technisch-naturwissenschaft l ichen Be­
reichen werden auch die Bereiche der Wirtschaft. des 
Managements, der Sozialdienste - diese werden im­
mer mehr an Bedeutung gewinnen -. der paramedi­
zinischen Ausbildung, aber auch der Lehrer- und Er­
zieherbi ldung in Betracht zu ziehen sein. 

Auf dieser Ebene wird auch eine Bedarfs- und Ak­
zeptanzuntersuchung durchzuführen sein .  Wiederum 
eine wesentliche Aufgabe des Fachhochschulrates; ein 
proJessionelles Gremium und keineswegs, wie von der 
FPO-Sprecherin h ier in den Rau m  gestel lt wurde, ein 
verpolitisiertes oder verbürokratisiertes Gremium. 

Ich darf hier nur anmerken, daß sich die Freiheitli­
chen meiner Meinung nach da nicht rühmen dürfen. 
keine Schläge bezüglich partei pol itischer Besetzung 
austei len dürfen, der..n ich kann mich sehr gut erin­
nern an die "blaue Ara" etwa im Verteidigungsmini­
sterium , wie dort die Besetzungen erfolgt sind. (Bun­
desrätin Dr. R i e s s: Das erzählen Sie dem Herrn Fri­
schenschlager! Der ist inzwischen bei einer anderen Par­
tei!) Das wol len Sie jetzt nicht mehr hören. (Bundesrat 
Ing. P e n z: Damals war er ein Freiheitlicher!) 

Ein weiterer Fixpunkt der Reform ist d ie Verant­
wortung der Fachhochschulen für den Ausbildungs­
erfolg. Ein stärker strukturiertes Studium tritt an die 
Stelle der wechselseitigen Unverbind l ichkeit von Stu­
denten und Universitäten .  D ie Quali tät der Institution 
wird sicherl ich am Erfolg i hrer Studenten zu messen 
sein .  So wird auch die höhere Verantwortung bezüg­
l ich Verwertbarkeit  der vermittelten Qualifikationen 
auf dem Arbeitsmarkt zum Ausdruck kom men. Zu­
sätzlich sind daher Bi ldungsnachfrage und Qualifika­
tionsbedarf Kriterien für die Entscheidungen über die 
Errichtungen solcher Lehrgänge. 

Hoher Bundesrat! Ein weiterer Angelpunkt zeich­
net die Fach hochschul-Lehrgänge gegenüber Univer­
sitätsstudien aus: die kürzere Studiendauer , die straffe­
re Studiengestaltung. Dieser Umstand wird sich sicher 
in einer Verkürzl;!ng der durchschnittlich überlangen 
Studiendauer in Osterreich und in einer Reduzierung 
der Studienabbrecherquote auswirken, das wurde 
heute schon mehrmals angemerkt. 

Ich möchte aber noch besonders -hinzufügen, daß 
diese Entwicklung eine aus sozialdemokratischer 
Sicht durchaus erwünschte Entlastungsfunktion für 
die Hochschulen darstel l t .  

Nun zu einem ganz wesentlichen Punkt, den ich 
eingangs als vierten genannt habe; den dieses Gesetz 
erfü l lt :  der Zugang für Nichtrnaturanten und die 
Durchlässigkeit des österreichischen B i ldungssystems. 
Damit erreichen wir endl ich, daß Hochschulstudien 
Absolventen einer berufl ic hen Lehre offenstehen. Die 
B i ldungschancen der i m  dualen System Ausgebilde­
ten werden dadurch erheblich verbessert, andererseits 
wird einschlägige Vorbildung aus dem Bereich der 
B HS und der Unis anerkannt und angerechnet. Dies 
ste l l t  die Verwirklichung einer jahrlangen sozialde­
mokratischen Forderung dar, und da darf ich schon 
anmerken, daß diese vor kurzem noch,  zumindest bei 
e inzelnen ÖVP-Bi ldungssprechern, auf Widerstand 
gestoßen war. Aber: Der in diesem Punkt erzielte Kon-

sens ist als erfreulich  zu bezeichnen. Aus d iesem Kon­
sens resultieren zusätzlich notwendige Qualifikatio­
nen. Diese können unter anderem auch an Erwachse­
nenbildungseinrichtungen erworben werden. 

Ich darf d iesem U mstand besondere Bedeutung zu­
messen: Ich sehe darin eine steigende Wertschätzung 
für die Einrichtungen der Erwachsenenbi ldung, d ie 
b isher allzuoft nicht entsprechend anerkannt und ge­
achtet wurde. 

Zur Frage der Studiengebühren hat schon meine 
Kol legin, Frau Bundesrat Haselbach,  Ste ll ung genom­
men. Ich darf an dieser Stel le aber noch einmal und 
verstärkt das deutliche Bekenntnis meiner Fraktion 
gegen jedwede Form von generellen Studiengebühren 
an Hochschulen und Universitäten klar zum Aus­
druck bringen. (Beifall bei der SPÖ.) Alles andere als 
eine Beibehaltung der derzeitigen sozial gerechten lö­
sung wäre für uns ein inakzeptabler Rückschritt .  
(Bundesral I ng. P e n z: Sozial gerecht ist es aber auch 
nichl!) 

Abschließend, seh r  geehrte Damen und Herren. 
möchte ich noch einen Umstand als besonders positiv 
bewerten: Mit  den auf Fachhochschul-Lehrgängen zu 
erwerbenden akadem ischen Graden ist unser B il­
dungssystem h inkünftig auch für jene nach oben hin 
offen. die b isher in einer Sackgasse gelandet waren. 
Die vom Fachhochschulrat zu verleihenden Grade be­
ziehungsweise Diplome ermöglichen den Zugang zu 
einschlägigen postgradualen Doktoratsstudien. D ies 
stel l t  nicht nur im Hinbl ick auf die Berufspraxis eine 
entscheidene Neuerung dar, sondern ist auch für d ie 
Gewinnung des notwendigen lehrenden Nachwuchses 
für d ie Fachhochschulen selbst von Bedeutung. 

Ich darf an dieser Stelle noch auf die laufenden Be­
strebungen h inweisen,  postgraduale universitäre Ein­
richtungen zu etablieren , wie diese zum Beispiel in 
der künftigen Donauuniversität Krems erstmals vor­
gesehen sind. 

Hoher B undesrat! Geschätzte Damen u nd Herren !  
Sehr geeh rter Herr B undesminister! D i e  positive Ein­
schätzung des österreichischen Fach hochschul-Mo­
delIs seitens der e ingangs erwähnten Fachleute wurde 
durch das Education committee der OECD interna­
tional bestätigt. Wenn es gel ingt , diesen neuen Sektor 
des österreichischen B i ldungswesens hinkünftig nun 
auch auf berei ts bestehende B ildungsbereich wie Uni­
versitäten, Akademien und berufsbildende höhere 
Schulen abzust immen, wenn im Rahmen e ines Ent­
wicklungsplanes m ittel- und langfristige Perspektiven 
formuliert werden, wenn d ie notwendige fach liche 
und regionale Gl iederung konzipiert wird , danl1, wird 
dieses Gesetz im S inne der Chancengleichheit Oster­
reichs in E;�ropa woh ltuend wirksam werden.  (Beifall 
bei der SPO.) 13.18 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum Wort 
gemeldet ist Herr B undesrat Wilhelm Gantner. Ich er­
teile es ihm.  
1 3.18 

Bundesrat Wi lhe l m  Gantner (ÖVP, Vorarlberg): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Lieber Herr I!undesmi­
nister! Geschätzte Damen und Herren! In Osterreich 
studieren zu viele das Falsche, und das viel zu lange. 
Während heute in der Wirtschaft dringender denn je 
gut ausgebi ldete und qualifizierte Menschen benötigt 
werden - die gegenwärtige Arbeitsmarktsituation 
zeigt ja rech t  deutlich, daß vor allem Minderqualifi­
zierte von der Arbeitslosigkeit betroffen sind - ,  stu­
dieren bei uns zu viele um des Studierens willen, viel-
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fach ziel los und zudem Studienrichtungen. die sic h  
später allzu oft leider auch als Sackgasse erweisen.  

Folgen sind überfüllte Hörsäle, e ine i m  Schn itt um 
50 Prozent zu lange Studiendauer u.�d d ie viel zu 
hohe Zahl  der  Studienabbrecher. In Osterreich wird 
beispielsweise mehr Psychologie als Elektrotechnik  
und Informatik zusammen, mehr  Theologie als zum 
Beispiel Maschinenbau studiert. Nichts gegen die 
Theologen, aber werden wir so die Herausforderung 
der Zukunft bewältigen können'? 

Wir brauchen die Qualifikationsoffensive . Der 
Wettbewerb der Köpfe hat längst begonnen. und v ie l­
leicht ist er schon entschieden .  Es geht nicht um den 
Wettbew.�rb innerhalb Europas, nein ,  es geht auch 
u m  das Uberleben Europas . So hat Alfred Payrleitner 
unlängst sehr treffend darauf h ingewiesen .  daß 1 950 
der  Ante i l  der Europäer an der Weltbevölkerung 
noch rund 1 5  Prozent betrug. 40 Jahre später, a lso 
1990, lag er noch bei 9 Prozent und bis zum Jah­
re 2 100 dürfte er sich auf weniger als 4 Prozent redu­
ziert haben.  

Trotzdem - so könnte man dem entgegenhalten -
öffnet sich die Schere zwischen arm und reich immer 
weiter, und die Überlegenheit der Industriestaaten 
wird größer und größer. 

Nur, meine Damen und Herren: Es müssen nicht 
unbedingt d ie europäischen Industriestaaten sein .  
Man betrachte nur einmal den asiatischen Raum,  
auch ohne Japan,  wo neben dem enorm wachsenden 
Output von Kameras, Chips und Autos auch die dorti­
gen B ildungseinrichtungen einen beträchtl ichen Aus­
stoß bringen. Bereits 1990 verließen i n  Südkorea 
ebenso viele fertige Ingenieure die Hochschulen wie 
in Frankreich , Italien und Belgien zusa m men. Indien 
und China bi lden heute mehr Wissenschafter und In­
genieure heran als das ganze westliche Europa. 

Allein Indien bringt doppel t  so viele Software-Inge­
nieure hervor wie Deutschland und sogar u m  
5 0  Prozent mehr als i n  Japan. Reichen diese heimi­
schen Bildungsstätten nicht aus, so schicken die Asia­
ten ihre Studenten in die USA. So ist es nicht verwun­
derlich, wenn mittlerweile zwei Fünftel der Doktor­
grade der Ingenieurwissenschaften ,  die dort verliehen 
werden, an Menschen dieser Länder gingen.  

Das vor liegende Fachhochschulgesetz kommt da 
gerade noch rechtzeitig, obwohl  es bei unserem Nach­
barn und Haupthandelspartner Deutsch land Fach­
hochschulen schon seit mehr a ls 20 Jahren gibt .  I n  ei­
nem jüngst erschienenen Bericht der OECD heißt es 
- ich zitiere - :  

"Das Fachhochschu lgesetz ist ein besonders innova­
tiver Vorschlag für das österreichische Bi ldungswesen.  
Es  beinhaltet mehr a ls nur den Versuch,  neue Ein­
richtungen zu schaffen." 

Weiter heißt es: "Wir glauben, daß es die Chance 
bietet , neue Wege zur Bewältigung einiger systemim­
manenter Probleme der österreichischen B i ldungspo­
lit ik zu entwickeln." - Zitatende. 

In der Tat stel l t  dieses Gesetz ein Novum i nnerhalb 
der österreichischen B ildungsstruktur dar . Mit den 
Fachhochschulen wird nicht - wie oft fälschlicher­
weise behauptet wird - eine Lücke zwischen AHS 
und B HS oder zwischen Hochschule und Universität 
geschlossen, sondern ein neuer, eigenständiger B il­
dungsweg mit  Hochschuicharakter eröffnet. In relativ 
kurzer Zeit, in  etwa drei b is vier Jahren,  werden ziel­
gerichtet , m it einem ausgewogenen Verhältnis von 
Theorie u nd Praxis, jene Ingen ieure, Betrieb�.wirte 
und so wei ter akademisch herangebi ldet, d ie in Oster-

reic h so dringend benötigt werden. Daß damit gleich­
zei t ig auch die notwendige Anerkennung und die An­
gleichung an die EG-Anforderungen verbunden sind, 
sei nur am Rande angemerkt. 

All jenen, d ie sich jetzt schon den Kopf darüber zer­
brechen,  daß wegen der feh lenden Gleichstellung Ab­
solventen der Fachhochschule eine Akademikerlauf­
bahn i m  öffentl ichen Dienst verwehrt sein  wird , sei 
gesagt, daß erstens die Fach hochschulen hoffentl ich 
nicht dazu geschaffen worden sind, um das auch von 
der OECD kritisierte ohnehin zu große Heer der Be­
amten noch zusätzlich zu verstärken .  Zweitens zäh len 
in  der Wirtschaft. vor al lem in der Privatwirtschaft. in 
erster Linie Wissen und Leistung und n icht unbedingt 
Studium oder Titel .  Drittens wird sich bei einem EG­
Beitritt auch der öffentliche Dienst in Österreich um­
ste llen müssen. 

In Deutschland , wo es, wie gesagt, schon seit mehr 
als 20 Jahren Fachhochschulen gibt ,  sind d ie Absol­
venten gefragt - mit steigender Tendenz auch im öf­
fentl ichen D ienst als vol lwertige Akademiker. 

Im Sinne der so oft erwähnten Durchlässigkeit ist es 
wichtig, daß für Fachhochschulen neben der Matura 
auch die berufliche Qualifikation als Zugangskriteri­
um gelten wird. Das wurde bereits mehrfach erwähnt. 
Es wurde ebenso i mmer wieder darauf hingewiesen. 
daß das Studium ohne Matura e in wichtiges Anliegen 
der Wirtschaft ist. Die zunehmenden Qualifikations­
anforderungen erfordern das Aktivieren der Begabun­
gen auch der Berufstätigen. Hochbegabte junge Men­
schen sind nicht nur auf den Gymnasien und an den 
Hochschulen anzutreffen. sondern auch unter denen, 
d ie aus irgendeinem Grunde keine höheren Schulen 
oder eine Hochschule besuchen konnten und über 
eine Berufsausbi ldung schon seh r  früh in Industrie, 
Gewerbe oder Handel ihren Unterhalt verdienten. 

Es gil t ,  aus dieser Gruppe von Berufstätigen den 
B ildungswi l ligen und Begabten den Weg zu einem 
Hochschulstudium ohne formale Matura zu öffnen. 
Es darf das Kind aber nicht mit  dem vielzitierten Bade 
ausgeschüttet werden: Das wichtige Anliegen der 
Durchslässigkeit und der Mögl ic hkeit des Zuganges 
auch für Berufstätige darf n icht dazu führen, daß da­
mit gleichzeitig auch das Eintrittsniveau gesenkt wird. 
Wir dürfen nicht vergessen ,  daß ohne entsprechende 
Voraussetzungen in den erwähnten drei bis vier Stu­
dienjahren woh l  kaum ein international vergleichba­
rer und anerkannter Abschluß erzielt werden kann.  

Dazu bedarf es neben den gesetzlichen Rahmenbe­
dingungen auch der Möglichkeit, daß qualifizierte, im 
Arbeitsprozeß stehende Menschen ihre Wissenslücken 
schließen und B i ldungsdefizite aufholen können. Die 
Fachakademien in den Wifis b ieten sich hiefür gera­
dezu an. Nach dem Abschluß der Leh re werden Wei­
terbildungswil l ige in berufsbegleitenden mehrsemest­
r igen Lehrgängen bis zur Studienberechtigungsprü­
fung herangezogen. Während der Dauer des Besuchs 
an einer Fachakademie gibt es i mmer wieder Mög­
lichkeiten von Zwischenabsch lüssen, sei es als Fach­
techniker. Fachwirt oder Werkmeister. Damit wird 
die Lücke von der Lehre zur Universität endgültig ge­
schlossen und die Geschichte von der " Lehre als Sack­
gasse" in den Bereich der Geschichte vewiesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Wenn 
bei der Diskussion über das Fachhochsch ulgesetz im­
mer wieder kritisiert wird, daß es an verschiedenen 
Detai l lierungen und Präzisierungen fehle,  so muß ich 
sagen: Ich kann dieser Kritik nicht folgen. Genauso 
wenig kann ich diesbezüglich dem OECD-Bericht fol­
gen ,  wenn er i n  bezug auf Finanzierung, genauen Stu-
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d ien inhalten und anderen Detai lbestimmungen gerne 
ausführlich geregelte Gesetzesmaterien gesehen hätte. 

Ich meine: Endlich ein Gesetz. das led igl ich Rah­
mencharakter besitzt! End l ich ein Gesetz. das sich auf 
das, was erreicht werden sol l .  also im wesentlichen auf 
das Form ulieren von Zielen . beschränkt ! Und endlich 
ein Gesetz. daß das Wie weitgehend offenläßt und es 
den künftigen Betreibern erlaubt, schnell und flexibe l 
auf wechselnde Anforderungen und Bedürfnisse zu 
reagieren! Endlich darf auch im Bi ldungsbereich ge­
staltet werden !  

E s  würde fre ilich dem Geist. aber auch der einge­
sch lagenen Richtung dieses Gesetzes widersprechen. 
wenn man nun in einem weiteren Schritt , bei noch 
offenem Organisationsgesetz für die Fachhochschu­
len,  versuchen würde , mit organisatorischen Rahmen­
bedingungen die flexiblen Gesta ltungsmöglichkeiten 
wiederum einzuschränken. was nicht heißt , daß noch 
viel zu klären und noch lange zu verhandeln sein  
wird, bis d ie  ersten Fachhochschulen ihre Pforten öff­
nen können.  

Wie mein Vorredner berichten konnte, so  meine 
auch ich, daß Vorarlberg in diesem Zusammenhang 
auf seine Vorrei terrolle in Sachen Fachhhochschule 
m it Recht stolz sein  kann. Berei ts im Jahre 1 989 wur­
de a ls Pilotprojekt das Tech nikum Vorarlberg in 
Dornbirn gegründet. Als eiq.e neue Bildungseinrich­
tung, bei der die Republik Osterreich einerseits und 
das Land Vorarlberg, die Handelskammer, die Indu­
�triellenverein igung, die Arbeiterkammer und der 
Osterreichische Gewerkschaftsbund andererseits a ls 
Gründer verantwortlich  ze ichneten, so l lte sie den 
Weg zur Fach hochschule eröffnen. Im Herbst letzten 
Jahres wurde in Zusammenarbeit mit der Techni­
schen Universität Graz ein Studienversuch auf der 
Grundlage des Allgemeinen Hochschulstudiengeset­
zes mit einem zweisemestrigen Grundstudium und ei­
nem fünfsemestrigen Hauptstud ium eingeführt; als 
sechstes Semester ist eine begleitende Industriepraxis 
vorgesehen.  Die EG-Konformität dieses Ausbi ldungs­
weges war damit  von Anfang an gesichert und so l l ,  
nachdem dieses Gesetz in Kraft getreten ist , in eine 
Fachschule umgewandelt werden. Ich glaube, daß da­
mi t  Vorarlberg vermutlich als erstes Bundesland eine 
Fachhochschule haben wird. 

Eigentlich haben wir schon eine, nämlich eine 
Fachhochschule für Berufstätige: In Zusammenarbeit 
mit der AKAD aus Deutschland, e iner überaus erfolg­
reichen privatwirtschaftlich geführten und ebenso 
staat lich anerkannten und ohne öffentliche Subven­
t ionen auskom menden Fachhochschule für Berufstä­
tige,  wurde im Herbst vergangenen Jahres in Bregenz 
e in  Studienzentum errichtet. Im Wege eines kombi­
nierten Fern- und Präsenzstudiums könnten dort 
Lernwill ige neben ihrem Beruf ein Fachhochschul­
studium absolvieren und am Sch luß mit dem Diplom 
Betriebswirt-FH oder Diplomwirtschaftsinformatiker­
FH abschließen. 

Der große Vorteil dieses Studiums liegt unter ande­
rem in der Langzeitflexib i lität. An der Fachhochschu­
le für Berufstätige gibt es Leistungssemester anstelle 
von starren Zeitsemestern. Damit ist gewährleistet ,  
daß die Dauer des Semesters vom Tempo des Studie­
renden bestimmt wird und nicht vom Ablauf eines be­
stimmten Kalendermonats. Notwendige Klausuren be­
ziehungsweise Diplomprüfungen können in B regenz 
abgelegt werden .  Das Interesse war von Anfang an 
seh r  groß, sei t  Herbst, sei t  der Einführung, haben be­
reits mehr als 50 Tei lnehmer mit  einem Studium be­
gon nen - und das, obwohl es nicht billig ist : Immer-

hin kostet das Semester. je nach Studienrichtung, zwi­
schen l 6  000 und 22 000 S.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein altes Sprich­
wort sagt: Was nichts kostet, ist auch nichts wert! -
Gilt diese Weisheit nicht auch für den B ildungsbe­
reich'? (Bundesrat M e i e  r: Siehe USA!) Wäre dies t rotz 
der .. eindeutigen Bekenntnisse der Kollegen von der 
SPO nicht eine gute Gelegenheit, doch über d ie Ein­
führung von Studiengebühren zu reden, zumindest 
darüber nachzudenken? 

Überlegen wir doch:  Jedem - solange er will bezie­
hungsweise solange er durchhält - wird heute das 
Studium vom Kindergarten bis zum Doktorat von der 
öffentl ichen Hand bezahlt .  Wehe aber, er ergreift ei­
nen Beruf: Ab diesem Zeitpunkt muß er selber bezie­
hungswseise sei n  Arbeitgeber für d ie Weiterbildung 
aufkom men. Das vielgepriesene duale Ausbildungssy­
stem hinkt in puncto Bezahlung von Aus- und Weiter­
bildung ganz gewaltig, und es ist in höchstem Maße 
ungleichgewichtig. 

Sti l lschweigend wird akzeptiert. daß die im Arbeits­
prozeß stehenden Menschen nicht nur ihre eigene 
Weiterbildung selbst bezahlen, sondern zudem über 
ihre Steuerleistung die Bi ldung der Studierenden m it­
finanzieren.  Die Berufstätigen kom men also auch für 
jene auf, die beim Studium bummeln,  die einmal das 
beginnen und dann dort wieder probieren, denen es 
gar n icht so seh r  um einen baldigen Studienabschluß 
geht. Sie bezahlen auch für jene, die e inen Studien­
zweig gewählt haben, für den es später kaum Arbeits­
plätze geben wird, und finanzieren auch die, die später 
einmal ihre Vorgesetzten se in und ein Vielfaches ihres 
Gehaltes beziehen werden.  

Das sol l  sozial ausgewogen sein?!  Wäre das n icht ein 
Grund, über Studiengebühren nachzudenken? Be­
deuten Studiengebühren wirklich das Ende jeder 
(hancengleichheit? - Im Gegentei l :  Ich bin der 
Uberzeugung, daß ein vernünftig gestaltetes Gebüh­
rensystem durchaus belebende Impulse für das gesam­
te B ildungssystem bringen könnte. Es hat sich ja ge­
zeigt, daß das Grat isstudium nicht den gewünschten 
Effekt gebracht hat und der Anteil der Kinder aus ein­
kommensschwachen Schichten an den Studenten 
nicht signifikant gestiegen ist .  Dafür gibt es sicherlich 
viele Gründe. 

Eine Finanzierung des Bildungssektors nach markt­
wirtschaftlichen Grundsätzen, soziale Absicherung 
der Lernenden sowie Schaffung gleicher Startchancen 
müssen einander nicht aussch ließen. D ie Einführung 
eines Kreditsystems für Studierende, bei dem die öf­
fentliche Hand zum Beispiel die Zinsen übernehmen 
würde, könnte dem österreichischen B i ldungssystem 
neue Impulse geben und die Finanzierung auf neue 
Beine stellen. 

Oder zum Beispiel der B ildungsscheck: Jeder öster­
reich ische Maturant oder Absolvent einer Studienbe­
rechtigungsprüfung, aber auch jeder Berufstätige, der 
einen erfolgreichen Berufsabsch luß vorweisen kann,  
erhäl t B i ldungsschecks, d ie  der Bezahlung der Stu­
dien- oder Seminargebühren dienen. Der Anspruch 
auf solche B ildungsschecks so l l  grundsätzlich, zum 
Beispiel für eine Zeit von 10 Semester n  beziehungs­
weise fünf Jahren, bestehen. Leistungs- und Lernwi lli­
ge könnten so ihr gesamtes Studium beziehungweise 
i hre Weiterbildung finanzieren und würden.  ungeach­
tet ihrer sozialen Herkunft .  nicht mit Gebühren bela­
stet werden.  Wer allerdings bummelt oder Semester 
prüfungslos verstreichen läßt, verbraucht seine B il­
dungsschecks und muß mit  der Zeit für die Studienge­
bühren selbst aufkommen. 
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Unabhängig davon müssen selbstverständlich die 
Studienbeihi lfen nach den bisherigen Kriterien ge­
währt werden, um den sozial Schwächeren die Be­
streitung ihres Lebensunterha ltes während des Studi­
ums zu ermöglichen. 

Viele Mängel des österreichischen Bi ldungssystems, 
Verschwendung und Feh l leitung von ohnedies immer 
knapper werdenden Finanzmitteln, aber auch Ent­
scheidungen aus reinen Prestigeüberlegungen könn­
ten dadurch vermieden werden. Ohne in die Lernfrei­
heit des einzelnen e inzugreifen. könnten Studierende 
zu einem effizienteren Studium bewegt werden, und 
zusätzl ich könnte endlich so etwas wie ein Qualitäts­
wettbewerb zwischen den B ildungseinrichtungen ent­
stehen. 

Meine Damen und Herren!  Mit dem neuen Fach­
hochschul-Studiengesetz wird ein Meilenstein in der 
österreichischen Bildungsgeschichte gesetzt und 
gleichzeitig eine Chance zu einem entscheidenden 
Schritt in die richtige Richtung eröffnet, nämlich in 
Richtung längst notwendig gewordener Kurskorrek­
tur bei der Finanzierung des Bildungssystems. 

Deshalb:  B leiben wir nicht auf halbem Wege ste­
hen, und versuchen wir in einem nächsten Schritt -
sachlich, ohne I l lusion und ohne ideologisch moti­
vierte Scheinargumente - das Thema Studiengebühr 
und Finanzierung auch der berufl ichen Weiterbil­
dung einer ebenso zl!.kunftsträchtigen Lösung zuzu­
führen! Wir von. der OVP sind jedenfalls bereit dazu. 
(Beifall bei der O VP.) 13.35 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zu Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Karl Drochter. Ich erteile 
es ihm. 
13.35 

Bundesrat Karl Drochter (SPÖ, Niederösterreich): 
Sehr geehrter Herr Präsident!  Sehr geehrter B undes­
minister!  Meine l ieben Kolleginnen und I$.ollegen des 
B undesrates! Ich muß wirklich manche Außerungen 
des Kollegen Gantner auf das schärfste zurückweisen ,  
vor allem jene, wo er  sich dafür ausgesprochen hat, 
daß wieder Studiengebühren bezahlt  werden sollen. 
Ich glaube, daß das ein Rückschritt wäre in  klassen­
kämpferische Zeiten. Das würde bedeuten,  daß nur 
ein Sohn oder eine Tochter eines J uristen J urist wer­
den kann,  daß nur Kinder von Ärzten Arzt werden 
können. (Bundesrat lng. P e n z: Das ist ja nicht wahr! 
Das stimmt ja nicht!) Das würde bedeuten,  daß nur 
Kinder von Chefs Chef werden können und daß a11 
jene, die aus dem Bereich der unselbständig Erwerbs­
tätigen, aus dem Bereich der Arbeiter, besonders aus 
dem Bereich der Angestel lten, aber auch aus dem Be­
reich der mittleren Beamtenschaft kommen, über­
haupt keine Chance hätte (Beifall bei der SPÖ), sich 
berufl ich und bildungsmäßig höher zu qualifizieren. 
(Bundesral lng. P e n z: Das stimmt ja nicht! Was sagen 
Sie als Arbeitnehmervertreter zu dem Vorwurf, daß die 
Arbeiter bei der Ausbildung zahlen müssen?) 

Ich verstehe S ie schon ,  l ieber Herr Kollege Penz: 
Sie kommen aus der Bauernschaft, und die Bauern­
schaft ist eigentlich damit verwöhnt worden ,  zum Tei l  
mit Recht, alles mit Subventionen abgegolten zu be­
kom men. 

Kollege Gantner ! Ich muß Ihnen nochmals wider­
sprechen . denn das stimmt nämlich nicht: D ieses Bi l­
dungssystem der letzten Jahrzehnte hat dazu geführt , 
daß vor allem die Mädchen und die Frauen ihre Be­
rufsbildungschancen und ihre Studienchancen we­
sentlich verbessern konnten.  Wenn Sie sich heute die 
Universitäten anschauen ,  die Mittelschulen ,  die be-

rufsbildenden Schulen und die AHS, so werden Sie 
sehr  viele Frauen und junge Mädchen dort vorfinden, 
die S ie vor 20 Jahren in diesem Ausmaß noch nicht 
an den Universitäten und an den höheren Schulen 
vorgefunden haben .  Und ich glaube, daß wir in d ie­
sem Bereich nach wie vor noch eine große Ver­
sc hwendung an Humankapital haben. 

Wir haben erreicht,  daß Burschen und Mädchen 
fast gleiche Bi ldungschancen haben, aber wir verweh­
ren ihnen, vor allem in der Privatwirtschaft, immer 
noch die heruflichen Chancen. Ein junges Mädchen 
hat nicht die gleichen berufl ichen Chancen wie ein 
männlicher Mitbewerber, sonst wäre es nicht notwen­
dig gewesen, im vergangenen)ahr ein Gleichberechti­
gungsgesetz zu besc hließen.  Uber das können wir uns 
nicht hinwegschwindeln, und ich weise daher solche 
klassenkämpferischen Ansätze, wenn sie auch auf lei­
sen Sohlen kommen, zurück. 

Ich muß Ihnen recht geben, daß die Lehrlinge im 
dualen Ausb ildungssystem benachteiligt sind. Sie be­
kommen viel zuwenig Entschädigung für ihre Lei­
stungen nach eineinhalb Jahren in einem Betrieb . 

Aber nun ein paar Bemerkungen zu dem heute 
zum Beschluß vorliegenden Bundesgesetz über Fach­
hochschul-Studiengänge aus der Sicht eines Arbeit­
nehmers. Ich erlaube mir,  hier zu sagen, daß das ein 
längst fälliger Schritt ist und das sicherlich einen bi l­
dungspolit ischen Impuls für unser gesamtes Bi ldungs­
system darstellt. 

Ich bin davon überzeugt, es wird damit auch eine 
weitere Angleichung unseres Bildungssystems an das 
anderer europäischer Staaten erfolgen .  Es werden da­
mit viele Vorurteile unserem Bi ldungssystem gegen­
über weiter abgebaut werden,  und unse.re Jugend wird 
künftig viele neue Berufschancen in Osterreich und 
darüber hinaus in Gesamteuropa vorfinden. 

Mit dem heutigen �eschluß wird auch eine langjäh­
rige Forderung des Osterreichischen Gewerkschafts­
bundes nach mehr B ildungschancen für Lehrlinge ,  
Facharbeiter und Absolventen von berufsbildenden 
m ittleren Schulen endlich verwirklicht. Das ist ein er­
ster wichtiger Schritt. Wir sehen dieses Gesetz als ein 
erstes Licht in der B qdungssackgasse des dualen Aus­
bildungssystems in Osterreich .  Darüber h inaus, so 
glauben wir, wird auch die österreichische Wirtschaft 
sehr  bald Absolventen dieser Fachhochschulen vor­
finden, die über eine auf hohem Niveau befindliche 
praxisbezogene und wissenschaftlich fundierte Ausbil­
dung verfügen. 

Darüber hinaus, glaube ich, gibt es auch eine reale 
Chance für kleinere und m ittlere Betriebe, künftig 
noch mehr höherwertige Produkte und Dienstleistun­
gen anbieten zu kön nen , wenn ihnen nun auch hö­
herqual ifizierte Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. 

Diesem nunmehrigen Schritt in  die richtige Rich­
tung müssen aber sehr bald weitere folgen. Speziel l  im 
städtischen Bereich besteht ein hoher Bedarf seitens 
der Arbeitnehmer und ihrer Fami l ien an ganztägigen 
Schulformen. Die ne'1.e Organisation des Polytechni­
schen Lehrganges als Ubergangsstufe zu weiterführen­
den Ausbildungen, sowohl  zur sch ul ischen als auch 
und insbesondere zur Lehrlingsausbi ldung, ist umge­
hend in Angriff zu nehmen. 

Ich glaube auch , daß es unbedingt notwendig ist, 
daß schon ab der 6. Schulstufe versucht wird , den jun­
gen Mädchen und B uben Berufs- und Berufsweginfor­
mationen zu vermitteln .  Das würde vielleicht auch Ih­
ren Klagen Rechnung tragen, daß zu viele junge Men­
schen Theologie studieren beziehungsweise andere, in 
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der Wirtschaft nicht verwendbare Studienrichtungen 
wählen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Fast die 
Hälfte der österreichischen Jugendlichen entscheidet 
sich für die Lehrlingsausbildung. Daher ist es, glaube 
ich, notwendig und dringend erforderlich, daß eine 
Aufwertung der Berufsschule erfolgt. Zielsetzung soll­
te eine Einbindung in  die Oberstufe des berufsbilden­
den Schulwesens se in. Erst diese G leichstellung er­
leichtert den Berufsschülern eine zusätzliche Qualifi­
zierung. aber auch eine Weiterqual ifizierung, wie dies 
zum Be ispiel jetzt mit dem Zugang zu den Fachhoch­
schulen als erstem Schritt verwirklicht wird. 

Es wurde schon angeführt, daß es in Dornbirn, aber 
auch in  der Steiermark sogenannte Quasi-Schulversu­
che im Bereich der Fachhochschulen gegeben hat und 
noch immer gibt, und ich glaube auch,  daß sie den be­
rechtigten Schluß zulassen, daß ab 1 .  Oktober dieses 
Jahres die Möglichkeit genützt wird - ich spreche da 
den Bund, die Länder, aber auch die Gemeinden, die 
Privaten und auch die Erwachsenenbildungseinrich­
tungen an - und es sinnvolle regionale . den Ausbil­
dungswünschen der Arbeitnehmer und den Ausbil­
dungsbedürfnissen der Wirtschaft entsprechende An­
gebote, untereinander abgestimmte Angebote, geben 
wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Voraus­
setzung für den Zugang zu den Fachhochschulen ist, 
wie wir schon gehört haben, die Matura beziehungs­
weise die Studienberechtigungsprüfu ng. Aber auch 
eine einschlägige Berufsqualifikation ist eine Zu­
gangsmöglichkeit - wenn in einem vorgeschriebenen 
Zeitraum die vorgeschriebenen Zusatzprüfungen ab­
gelegt werden .  Für Berufstätige, die die Fachhoch­
schule besuchen wollen, ist auch ein Teilzeitstudium 
möglich. Ebenso können betriebene Fernstudien mit­
berücksichtigt und der Studienzeit angerechnet wer­
den .  

Für die Interessenvertretungen ist es, so glaube ich, 
eine große Herausforderung, nun sehr  bald ein umfas­
sendes Angebot von Vorbereitungslehrgängen für die 
notwendigen Zusatzprüfungen anzub ieten, um vor al­
lem Kolleginnen u nd Kollegen im B ereich des dualen 
Ausbi ldungssystems eine echte Chance zu geben ,  diese 
Fachhochschule n  besuchen zu können.  

Wir  Sozialdemokraten werden dem Bundesgesetz 
über die Fachhochschul-Studiengänge gerne unsere 
Zustim mung erteilen, weil wir glauben, daß so eine 
berufs- und praxisbezogene, eine hochwertige Ausbil­
dung gewährleistet wird, wei l  es e ine relativ kurze Stu­
diendauer und eine straffe Studiengestaltung geben 
wird, wei l  keine Studiengebühren e ingehoben werden 
und vor allem wei l  auch der Zugang für Nichtmatu­
ranten, also für Facharbeiter und Lehrlinge, gesichert 
ist. 

Grundsätzlich ist, glaube ich, der Ausbau u nseres 
Bi ldungs- und Qualifikationssystems, das jedem Ar­
beitnehmer die bestmögliche Aus- u nd Wei terbildung 
bietet, eine unverzichtbare Voraussetzung für eine po­
sitive gesellschaftliche Weiterentwicklung, und zwar 
sowohl in sozialer als auch in wirtschaftlic her Hin­
sicht. Wir betrachten diese Fachhochschulen als er­
sten Schritt, wobei diese in den nächsten Jahren si­
cherlich eine Bewährungsprobe bestehen werden 
müssen ,  aber wen n  wirklich alle Chancen genützt 
werden, werden diese e ine Bere.!cheru!1g für unsere 
Jugend darstellen. (Beifall bei SPO und O VP.) 13.48 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Zum Wort 
gemeldet ist Herr Bundesrat Gottfried Jaud. Ich ertei­
le es ihm. 
13.48 

Bundesrat Gottfried Jaud (ÖVP, Tirol) :  Sehr geehr­
ter Herr Präsident !  Sehr geehrter Herr Minister !  Ho­
her Bundesrat! Wir korrigieren heute e ine Fehlent­
scheidung, die vor etwa 20 Jahren getroffen wurde . 
Die damalige Ablehn ungsfront gegen einen nichtuni­
versitäten Sektor war sehr breit :  

Die Schulbürokratie wol lte ihr berufsbildendes hö­
heres Schulwesen nicht gefährden. Die Unternehmer­
vertretungen wol l ten an den berufsbi ldenden höheren 
Schulen festhalten, da diese Absolventen mit ihrer 
Qualifikation in das Loh nschema paßten.  

Die Arbeitnehmervertreter fürchteten. daß die so­
zialen Aufsteiger statt an die Universitäten in diese 
zweite Kategorie von Hochschulen abgedrängt wer­
den .  

Die Rektorenkonferenz verteidigte das Hochschul­
monopol und befürchtete finanzielle Benachteil igun­
gen durch die Errichtung von Fachhochschulen. -
All diese Bedenken konnten offenbar jetzt mit  diesem 
Gesetz betreffend Fachhochschulen überwunden wer­
den. 

Aber d ie Praxis wird erst in Zukunft zeigen. o� sich 
diese neue Form der Fachhochschule auch in Oster­
reich durchsetzen wird oder ob die beharrenden Kräf­
te des alten Schulsystems in Österreich so stark sind, 
daß sie das Entstehen neuer Fachhochschulen verhin­
dern können.  

Ich möchte Herrn Wissenschaftsminister Busek zu 
diesem Gesetz gratulieren, und zwar e inerseits dazu, 
daß er das überhaupt zustande gebracht hat, anderer­
seits aber auch zu dem Mut, mit diesem Gesetz in un­
serem Bi ldungssystem i n  Österreich völlig neue Wege 
zu gehen. Bei der Vielfalt der Möglichkeiten zur be­
rufspraktischen u nd berufstheoretischen Ausbildung 
war es notwendig, mit einem Rahmengesetz so wenig 
wie möglich und nur soviel als unbedingt notwendig 
zu reglementieren.  D ies ist meiner Auffassung nach 
mit diesem Gesetz bestens gel ungen. 

Für den Start und die weitere E ntwicklung der 
Fachhochschulen trägt der Fachhochschulrat, über 
den bereits gesprochen wurde, sehr hohe Verantwor­
tung. Deshalb ist auch die Zusammensetzung dieses 
Fachhochschulrates von ganz besonderer Bedeutung 
für d ie kommende Entwicklung der Fachhochschu­
len. 

Die theoretische Ausbi ldungsschiene ist i n  unserem 
B ildungssystem so überproportional vertreten, ihre 
Anliegen werden auf allen Ebenen der Einflußnahme 
so deutlich wahrgenommen, daß ich mich in  meinen 
weiteren Ausfü hrungen mehr der berufspraktischen 
Ausbildung widmen möchte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Verste­
hen Sie mich b itte nicht falsch:  Ich wende mich nicht 
gegen die theoretische Ausbi ldung, sondern mir geht 
es darum, die theoretische und praktische Ausbildung 
gleichwertig nebeneinander bestehen zu sehen. 

Bei den Durchführungsbestimmungen des vorl ie­
genden Gesetzes ist meiner Auffassung nach beson­
ders darauf zu achten, daß auch die berufspraktischen 
Zugangsvoraussetzungen zu den Fach hochschulen 
durch eine Prüfung nachgewiesen werden. Das gi lt 
auch für die Mitglieder des Fachhochschulrates, die 
die berufsorientierten Belange vertreten .  Der - wie es 
im Gesetz heißt - bloße Nachweis einer Tätigkeit in  
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den für Fachhochschul-Studiengänge relevanten Be­
rufsfeldern ist meiner Auffassung nach zuwenig: D ie 
berufspraktische Ausbildung muß durch eine Lehrab­
schlußprüfung oder durch eine der Lehrabschlußprü­
fung gleichwertigen Prüfung nachgewiesen werden. 

Eine im Gesetz vorgeschriebene Tätigkei t  in rele­
vanten Berufsfeldern kann man bereits auch mit der 
Absolvierung eines Ferialpraktikums erwerben u nd 
nachweisen.  Oder man weist diese Tätigkeit durc h  
eine schulpraktische Ausbi ldung nach. - E ine so lche 
Praxis bietet jedoch zuwenig Einbl ick in die Erforder­
nisse und Zusammenhänge unserer Wirtschaft. Die 
Bedeutung der praktischen Ausb ildung ist in unserem 
österreichischen B i ldungssystem so unterentwickelt ,  
daß ich mir  noch einen weiteren Vorschlag erlauben 
möchte. 

Ein Großtei l  der Abgänger von Universitäten ha­
ben ihre Ausbi ldung beendet und kommen dann i n  
die Wirtschaft in i h r  zukünftiges Berufsleben . Und 
nach eigenen Angaben dieser Studenten haben sie 
überhaupt ke ine Ahnung, was da draußen in der Wirt­
schaft vor sich geht. Deshalb möchte ich hier die An­
regung deponieren,  für die Ausbi ldung an techni­
schen und kaufmännischen Universitäten zwingend 
eine berufspraktische Ausbi ldung in einem Wirt­
schaftsunternehmen vor Antritt des zweiten Studien­
abschnittes vorzuschreiben. 

In  anderen Ländern ist die Verbindung Universi­
tät - Wirtschaft ganz selbstverständlich und wesent­
lich besser ausgeprägt als i n  .. Osterreich . Fast 50 Pro­
zent der Jugendlichen in Osterreich erhalten ihre 
berufstheoretische und ihre berufspraktische Ausbil­
dung durch die Lehre in  unserem dualen Ausbi l­
dungssystem. Die Vorentscheidung darüber, welcher 
Berufsweg eingeschlagen wird , treffen Eltern und 
Schüler oft bereits mit dem 1 0. Lebensjahr, nach Ab­
sch luß der Vol ksschule. Daher kommt der größte Tei l  
der  Lehrlinge über den Polytech nischen Lehrgang aus 
der Hauptschule. 

Ich möchte deshalb an die Adresse der Vertreter des 
Unterrichtsministeriums ein besonderes Anliegen 
kundtun. Diese beiden Schultypen sind meiner Auf­
fassung nach - und nicht nur  meiner Auffassung 
nach - dringend reformbed ürftig. Herr Kollege 
Drochter hat es ja bereits angesprochen .  Die Lei ­
stungsstufen i n  der Hauptschule haben diesem Schul­
typ sehr geschadet . Ich kenne Mütter, die sagen, daß 
sie ihre Kinder nie mehr in eine Hauptschule schik­
ken würden. 

Ich glaube, auch ein weiteres sollte sehr  überlegt 
werden: Die E i ngliederu ng der Sondersch üler in die 
Hauptschule sol lte auch vom B l ickwinkel der Akzep­
tanz durch die Eltern der Hauptschüler betrachtet 
werden . Der Polytechnische Lehrgang ist meiner Auf­
fassung nach als B linddarm unseres Bildungssystems 
zu bezeichnen. Wir alle wissen,  daß die damalige dies­
bezügliche Entscheidung keine besonders gescheite 
Lösung war .  V ielleicht könnte dieses eine Jahr - ähn­
lich wie Kol lege Drochter bereits gesagt hat - zur 
Ausbi ldung zur Wissensvermittlung an Lehrl inge, die 
später Fach hochschulen besuchen wollen, genützt 
werden. Wenn Lehr l inge nach Abschluß i h rer berufs­
praktischc.::p Ausbildung noch zwei Semester Vorstudi­
um zum Ubergang in di� Fachhochschule anhängen 
müssen, wäre damit der Ubertritt für Lehrl inge in die 
Fachhochschule in fast derselben Zeit wie für einen 
AHS-Absolventen mögl ich .  Dies scheint mir eine Ge­
rechtigkeit und daher einfach notwendig zu sein. 

In  Österreich ist der Zugang zum und die Teilnah­
me am B i ld ungssystem bis zum Diplom-Ingenieur 

und Doktor kostenlos. In  der Studiengebühren-Dis­
kussion,  Herr Kol lege Droc hter, wird es, glaube ich. 
in Zukunft i m  Lichte eines EG-Beitrittes - das wis­
sen Sie auch sehr  genau - eine neue Facette geben. 
Solange es aber der Fal l  ist , daß Studien kosten los 
sind, m uß auch die Ausbi ldung zur Magistra oder zum 
Magister, zur Diplom-Ingenieurin bezieh ungsweise 
zum D iplom-Ingenieur mit dem Zusatz " FH" kosten­
los sein .  In diesem Gesetz haben wir - Gott sei Dank!  
- die gesch lechtsspezifischen Bezeichnungen bereits 
verankert. Ich empfinde das als einen Fortschritt für 
die Zukunft. Ich glaube aber, der Zusatz ., FH" sol lte 
nicht die Bedeutung haben:  Finanzhoheit der Studen­
ten, womit ich meine, daß sie sich das . ,FH·' selbst he­
zahlen müßten. 

Sehr geehrte Vertreter des Wissenschaftsmin isteri­
ums! Ich möchte mir erlauben, für die Ausarbeitung 
des FachhochschuLstudien-Entwicklungsplanes e inen 
praktischen Vorschlag zu machen : Ich möchte vor­
schlagen, in Tirol eine Fachhochschule für Design zu 
errichten. Derzeit müssen Interessenten,  die den Be­
ruf des Innenarchitekten, des Einrichtungs- oder Gra­
phikdesigners studieren möchten, an ausländische 
Schulen verwiesen werden . Eine Fachhochschule für 
Design würde n icht nur den Ausbildungsnachtei l für 
österreichische Interessenten beheben, sondern sie 
wäre auch für viele Bereiche der österreichischen 
Wirtschaft von eminenter Bedeutung. (Bundesrat 
S t r u t z e n  b e r g e r: Ihr Sakko ist schon von der 
Fachhochschule!) Ich würde hoffen, daß es aus der 
österreichischen Modeschule kommt. Ich nehme an. 
es schaut gut aus. (Bundesrat S I r  u.. t z e '!. b e r g e r: 
Sehr gut, vornehm! - Beifall bei SPO und O VP.) Ohne 
entsprechendes Design kann heute doch kei n  Produkt 
mehr produziert und auf dem Markt abgesetzt wer­
den. 

Zum Abschluß noch eine Bitte an das Wissen­
schaftsministerium: Nach dem Beschluß des Gesetzes 
sol l  nicht eine geruhsame Zei t  der Betrachtung e in­
kehren, so nach dem Motto: Jetzt warten wir einmal,  
was die alle zustande bringen,  die so vehement d ie 
Fachhochschule gefordert haben. Ich möchte die B itte 
an das Wissenschaftsministeri u m  vorbringen,  m it dem 
gle ichen Elan und demselben Durchsetzungsvermö­
gen, das der Herr M inister bei dieser Gesetzeswerdung 
bewiesen hat, an den Fachhoc hschul-Studienentwick­
l ungsplan heranzugehen und für einen dynamischen 
Begin n  der Umsetzung des vorliegenden Fachhoch­
schulgesetzes zu sorgen. 

Ich erwarte von diesem Gesetz - das wurde auch 
bereits gesagt - eine Signalwirkung, und zwar dahin 
gehend, daß mehr Praxisbezogenheit im gesamten B i l­
dungssystem in  Österreich Einzug hält. Der Praxisbe­
zug unserer Ausbildung m uß aber immer auf die über 
90 Prozent Klein- und M ittelbetriebe abgestimmt wer­
den ,  denn diese stellen heute - und sie werden es 
wohl auch in Zukunft sei n  - die Basis unseres Wohl­
standes dar. Denken wir immer daran: Ausbi ldung 
b ildet die Basis für den Wohlstand unserer Zukunft. 
Dieser Wohlstand muß aber von der österreichisc hen 
Wirtschaft, also von drei Mill ionen Arbeitern und 
300 000 Unternehmern, erst einmal erarbeitet wer­
den. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
14.01 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum Wort 
gemeldet ist Herr Bundesrat Erhard Meier. Ich erteile 
es ihm.  
14.01 

Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, Ste iermark): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine 

570. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)40 von 58

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 570. S itzung - 1 3 . Mai 1 993 27703 

Erhard Meier 

Damen und Herren! Zu den Fachhochschul-Studien­
gängen möchte ich nur noch grundsätzl ich etwas sa­
gen,  denn wir sind uns ja, was die Fachhochschule be­
trifft. darin einig, daß es diese geben sol l .  daß wir sie 
brauchen.  Die Argumente dafür sind: Europäische In­
tegrat ion, Alternat ive zum großen Drop-out  an den 
Universitäten,  kürzeres Studium als an den U niversi­
täten, größere Praxisnähe. Die positiven Punkte : die 
wissenschaftlich fundierte und zugleich praxisbezoge­
ne Ausbildung auf Hochschulniveau. Auf dieser Ebe­
ne wird im Bi ldungssystem eine neue Durchlässigke it 
gehoten , und die Absolventen werden berufl iche Fle­
xibi l ität aufweisen können. 

Die Hochschulreife durch Matura oder e ine e in­
schlägige berufliche Qualifikat ion. bei der auch Zu­
satzprüfungen notwendig sein  werden, sind die Vor­
aussetzung. Nach dem Besuche einer Fachhochschule 
ist der Zugang zum Doktoratsstudium an den Univer­
sitäten möglich. Ich glaube , daß es nicht für jeden 
Lehrling mögl ich sein wird, e ine Fachhochschule zu 
besuchen. Wenn er diese aber absolviert hat, kann er 
wohl auch ein Doktoratsstudium abso lvieren.  da ja 
das N iveau dort dann gleichzusetzen ist mit der Vor­
bi ldung an der Universität als solcher. 

Pflicht der Erhalter der Fachhochschulen ist es 
auch, daß die Lehrer an diesen Fachhochsch ulen For­
schungs- und Entwicklungsarbeiten durc hzuführen 
haben. Ich weiß nicht, wie das genau kontrol liert wer­
den wird, aber es sol lte über die Ausbildung selber 
h inaus auch Forschungs- und Entwicklungsarbeit be­
trieben werden .  

Das Organisationsgesetz fehlt  noch. Ich möchte 
dazu sagen ,  daß ich, wie bei anderen Gesetzen,  das Po­
sitive sehe und bewerte. wenn es auch noch Kritik in  
diesem oder jenem Punkt geben kann .  Ich meine 
aber, daß auch bei diesem Gesetz das Positive überwie­
gen wird.  

Nun zu einigen meiner Ansicht nach doch noch 
diskussionswürdigen Punkten .  Im § 2 dieses Gesetzes 
wird der Erhalter von Fachhochschulen festge legt. Es 
heißt dort: Es können der Bund - übrigens wurde 
dieser Passus erst im Zuge der Diskussion während 
der Gesetzwerdung aufgenommen, er war am Anfang 
gar n icht enthalten - oder juristische Personen öf­
fentlichen Rechts oder juristische Personen des priva­
ten Rechts sein .  

Ich möchte gleich vorausschicken,  daß ich nichts 
gegen private Initiativen habe. Es gibt ja auch private 
K indergärten, private Gymnasien . Kurz: Es gibt alle 
Schultypen auch in privater Hand. Ich möchte h ier 
nicht mißverstanden werden .  Ich glaube aber doch,  
daß aB diese Schulgattungen, die  wir  haben - vom 
Kindergarten bis zur Universität ein gesch lossenes Sy­
stem darstellen, und ich kann mir nicht vorstellen, 
daß ein Typ aus diesem Kreislauf, etwa die Fachhoch­
schulen, nur privat geführt werden sollte. 

So heißt es doch quasi in diesem Gesetz - wenn ich 
das volkstümlich ausdrücken darf - :  Irgend jemand 
wird schon Fachhochschulen einrichten, warten wir 
es nur ab, wer es wann wo tun wird; das ist m ir eigent­
lich ein bißchen zuwenig. 

Wenn S ie in  der Diskussion meinen, es wird überal l  
auch auf  dem Land möglich sein ,  Fachhochschulen 
zu errichten,  dann möchte ich das doch sehr  i n  Frage 
stellen. Wenn nämlich für die Fach hochsc hulen. wie 
man weiß,  1 000 Studienplätze als Minimumerforder­
n is notwendig se in  werden, dann stel l t  sich die Frage: 
Wer wird in kleineren Gemeinden in der Lage sei n ,  
solche Fach hochschulen zu finanzieren? 

Ich glaube also immer noch, daß der Bund ein ge­
wisses Konzept haben so llte . w ie v iele Fachhochschu­
len wir brauchen. Angeblich  werden österreichweit -
ich nenne nur d ie Zahl ,  d ie auch im Ausschuß ge­
nannt wurde - 25 000 bis 30 000 Plätze benötigt wer­
den. Und wir müssen uns auch überlegen, um welche 
Fachhochschulen es sich h iebei handeln wird. Derzeit 
spricht man, glaube ich, vorwiegend von technischen 
Fachrichtungen,  aber es wird sicherlich auch wirt­
schaft l iche oder landwirtschaftliche Fachschulen ge­
ben .  Wir haben vom Kollegen Jaud gehört, daß es eine 
Fachhochschule für Design gehen sollte. Das ist si­
cherlich richt ig. Im Augenblick fal len mir al lerdings 
- und wahrscheinlich auch Ihnen - die anderen. die 
wir noch brauchen würden ,  gar nicht alle e in .  

Es is t  sicherlich eine Frage der Kapazität, der Stu­
dienplätze und der Richtungen,  die benötigt werden, 
die man sich in e inem Konzept überlegen sol lte. Denn 
man darf auch nicht vergessen,  daß diese Fachhoch­
schule, wenn s ie praxisbezogen sein sol l ,  etwa eine 
technische Schule, ja eine Menge an technischen Ein­
richtungen für die Praxis benötigen wird. Ich glaube, 
daß eine solche Schu le noch schwerer einzurichten 
se in wird a ls e ine Schule ohne diese Praxisnähe . 

Es ist auch nicht leicht, vom Bund aus zu sagen: 
Das werden die Länder und Gemeinden schon ma­
chen. Wir vertreten ja diese Länder, und wir wissen ,  
daß es um die Finanzen aller österreichischen Einhei­
ten nicht so gut bestellt ist. Im Vorblatt zur Regie­
rungsvorlage steht unter " Kosten" , daß 1 1  Mil l ionen 
Schi l l ing jährlich aufgrund dieses Gesetzes notwendig 
sein  werden. Und das betrifft natürlich nur den Fach­
hochschulbeirat beziehungsweise den Start für dieses 
Gesetz. Es werden dann natürlich noch ungleich hö­
here Mittel notwendig sein,  und ich erwarte mir doch 
eine Aussage des Bundes über die Bundesmittel ,  die 
zur Verfügung stehen werden. Es ist mir natürlich 
klar , daß das im Werden ist, daß es nicht von heute auf 
morgen i n  Österreich zeh n  Fach hochschulen geben 
wird,  aber ich bin überzeugt davon,  daß auch jene 
Fachhochschulen, die von privaten Trägern install iert 
werden, sehr bald zur öffentl ichen Hand kommen, 
also auch zu den Gemeinden und zum Bund, und fi­
nanzielle Mittel einfordern werden .  Auch beim Vor­
arlberger Modell sind ja all diese öffentlichen Körper­
schaften in der Gründung schon eingebunden gewe­
sen .  

Wenn man also fragt: Wer  sol l  das finanzieren?,  
dann könnte man sagen :  die Wirtschaft, also Firmen, 
Betriebe, Sponsoren. Ich sehe da allerdings n icht sehr 
viele Chancen,  wei l wir  in den Betrieben E igenkapi tal 
brauchen würden.  Es wird also für die Fachhochschu­
len schwer sein,  Geldmittel  aufzutreiben.  

Als zweite Gruppe kom men die öffentlichen Insti­
tutionen der Kammern mit den angeschlossenen B il­
dungsinsti tutionen,  wie Wifi und anderen, in Frage. 
Ich frage mich nur, wie viele Fachhochschulen auf 
diese Art und Weise von den österreichischen Kam­
mern u nterstützt werden können und ob alle Kam­
mermitglieder das dann auch wollen. 

Der dritte Punkt, daß Studierende m it ihren Stu­
diengebühren zu ihrer Ausbildung beitragen, wurde 
auch schon diskutiert. Ich sage auch dazu ein klares 
Nein,  und war aus folgenden Gründen: Erstens kann 
es nicht einen Sch u ltyp geben , für den Gebühren be­
zahlt werden ,  während für andere nichts bezahlt wird. 
Da herrscht,  glaube ich ,  doch ziemliche Einhell igkeit .  
Man müßte auch fragen,  w ie hoch diese Studienge­
bühren sind. Da müßten konkrete Vorschläge ge­
macht werden. 2 000 S i m  Monat sind für den einzel-
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nen ziemlich hoch, in Anbetracht der anderen Ko­
sten.  Das Studium ist ja keinesfalls kostenlos. Fragen 
Sie doch Familien, die ein,  zwei oder drei Kinder ha­
ben, die studieren.  (Bundesrat Ing. P e n z: Zu dieser 
Diskussion sind wir ja nicht gekommen, es wurde von 
vornherein nein gesagt!) Es steht aber schon i m  Raum, 
Herr Bundesrat Gantner hat schon sehr vehement 
eine Lanze für Studiengebühren gebrochen. (Bundes­
rat G a n t n e r: Aber in einer speziellen Form!) Dar­
über reden wir dann bei der speziellen Form, aber 
nicht bei den Fachhochschulen. 

Ist also diese Studiengebühr hoch,  dann kann sich 
das niemand leisten. Sind es aber nur 2 000 S, so ist 
das für die Organisation der Schule zwar ein relat iv 
geringer Prozentsatz, dem einzelnen tut das aber den­
noch sehr  weh .  

Meine Damen und Herren!  Wer von Ihnen Kinder 
gehabt hat (Bundesrat G a  n I n e r: Oder hat!), der weiß 
auch, was deren Ausbildung kostet. - Ich habe auch 
noch Kinder , Herr Kollege, und es gibt natürlich noch 
viele Familien, die weit weniger verdienen als wir; das 
muß man schon dazusagen .  

Wenn wir u n s  darüber einig sind. jetzt nicht über 
Studiengebühren zu reden,  schließe ich mich dem an.  
Ich kenne sehr  gut das diesbezügliche System in den 
Vereinigten Staaten von Amerika. Ich will damit 
nicht sagen, daß es dort nicht auch ausgezeichnete Lei­
stungen gibt. Selbstverständlich gibt es die. Aber im 
großen und ganzen gefällt  mir dieses System - aus 
Grü nden, die ich jetzt n icht ausführen wil l  - nicht. 
Und darum sol l te man so lche Beispiele nicht auf uns 
anwenden. 

Die Ungewißheiten l iegen bei uns vor allem im Be­
reich der b isherigen berufsbildenden höheren Schu­
len. Es gibt ja auch dort Befürchtu ngen ,  daß nun we­
�iger Schüler diese Schulen besuchen .  Wie ist e in 
Ubertritt, e ine Erleichterung möglich, wen n  die Fach­
richtung bereits übereinsti m mt? 

Es gibt natürl ich auch U nsicherheiten im Hoch­
schulbereich, wo teilweise auch Konkurrenz gesehen 
wird. Ich will gar n icht auf d ie Lappalie eingehen, daß 
"FH" dann bei jedem akademischen Grad sehr woh l  
dabeigeschrieben sein  muß, damit sich nicht jemand, 
der Diplom-Ingen ieur einer Hochschule ist, sozusa­
gen auf den Schlips getreten fühl t. 

Ich glaube auch, daß die berufsbildenden höheren 
Schulen - diesbezüglich stim men wir wahrscheinlich 
i:!berein - wirklich ausgezeichnete Leistungen in 
Osterreich erbringen. Das wird ja auch vom Ausland 
anerkannt. Bei der Schule ist es halt immer so , daß an 
den Negativa, die es auch geben muß, in den Ergebnis­
sen die Schule schuld ist, bei jenen h ingegen, die die 
Sch ule positiv absch ließen,  einschließlich aller Stu­
dien, scheint es immer ein Erfolg der Person allein ge­
wesen zu sein.  D agegen verwahre ich mich ein b iß­
ehen : Man kann der Schule nicht alles zuschieben . 
Über die von Herrn Bundesrat Jaud angezettelte Dis­
kussion über Leistungsgru ppen kann man sicher re­
den .  allerdings sol l  man das nicht nur von e iner Seite 
sehen. 

Was die Fachhochschulen anlangt , hat ja zum Bei­
spiel der Verband der Ingenieure gefordert, daß man 
alle HTLs zu Fachhochschulen aufstockt. Das würden 
wahrscheinlich zu viele sein, und man müßte die 
Standortfrage neuerlich diskutieren. 

Ich glaube, daß nach Verwirklichung, nach Be­
schlußfassung dieses Gesetzes eine Zeit des Aufbaues 
erfolgen muß. Es wird viel leicht auf die ersten Typen 
einen großen Run von S tudierenden geben,  die diese 

Fach hochschulen besuchen wollen . aber es wird zu 
we nig Plätze geben. Es wird auch noch einen großen 
Wettkampf geben über die Situierung von Fachhoch­
schulen. Ich kenne eine Reihe von Orten in der Stei­
ermark, die Fachhochschulen haben wollen: Raum­
berg bei Irdning eine landwirtschaftliche, Rotten­
mann eine technische, Leoben natürlich eine monta­
nistische, Graz sowie alle anderen Landeshauptstädte 
fordern natürlich auch eine. und man darf auch die 
Untersteiermark keinesfalls vergessen. Es wird sich 
bei der Verwirklichung dessen noch ein Prozeß der 
Diskussion und Auseinandersetzung vol lziehen. 

Trotzdem meine ich .  daß das Gesetz gesa mtheitlich 
gesehen gut ist. Ich bin für dieses Gesetz, und wir wer­
den versuchen, das Beste daraus zu machen .  Ich 
möchte zum Abschluß noch ein Stichwort in diesem 
Zusammenhang bringen: Wir müssen auch die ernst­
hafte D iskussion über die Lehrerausbi ldung und die 
Pädagogischen Akademien weiterführen; diese Dis­
kussion läuft ja bereits. Es gibt zwar auch noch ausein­
andergehende Meinungen. nur glaube ich, daß das 
nicht dazu führen darf, daß die Lösungen zu lange auf 
sich warten lassen. Und ich glaube auch, daß die Dis­
kussion über Fachhochschulen.  die ja nicht unmittel­
bar damit verknüpft ist, sozusagen ein Begleitinstru­
ment se in könnte, di�se Fr9ge zu aktualisieren. -
Danke. (Beifall bei SPO und O VP.) 14.15 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu Wort ge­
meldet ist Herr Bundesrat Mag. Georg Lakner. Ich er­
te ile es ihm.  
1 4.15 

Bundesrat Mag. Georg Lakner (Liberales Forum, 
Salzburg): Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr verehr­
ter Herr Minister! Hohes Haus! (Bundesrat S t r u t­
z e n  b e r g e r: Sie haben sich zu Wort gemeldet, damit 
wir endlich wissen, wo wir überall eine wollen!) Ich 
werde keine neuen Vorschläge machen, Herr Präsi­
dent - aber wenn Sie wollen . . .  

Ich darf von meiner hoffentlich schon traditionell 
positiven Orientierung ausgehen , wie ich auch hoffe, 
daß meine Partei mittlerweile ebenfalls positiv orien­
tiert ist. (Bundesrat lng. P e n z: Das können Sie hof­
fen!) - Nein,  ich bin überzeugt davon, Herr Kollege 
Penz. Ich habe das jetzt ein bißehen unterspielt. (Bun­
desrat S t r u t z e n  b e r g e r: Das ist die Bescheidenheit 
des Kollegen Lakner!) Aber bitte, wir können ja am 
Sonntag noch mitsammen zittern, wenn S ie wollen. 
(Bundesrat K 0 n e C n y: Die Lagen sind schon unter­
schiedlich hoch?) - Das ja. (Heiterkeit.) 

Ich finde an dem Fachhochschulgesetz die Anpas­
sung an Europa positiv. Ich finde es positiv, daß mit 
einer Umfrage der Wunsch der Wirtschaft eingeholt 
wurde, ich finde es positiv. daß es sich um eine Erwei­
terung der Bildungschancen handelt, und ich halte als 
überzeugter Föderalist natürlich auch die Deregulie­
rungsansätze, die in diesem Gesetz zu sehen sind, für 
positiv. 

Es ist ein Abrücken von einer zentralen Kompetenz 
festzustellen. Es ist die Möglichkeit zur Eigeninitiative 
festzustellen,  es handelt sich ja um ein praxisorientier­
tes Studium. Es wird, hoffe ich , weniger Studienab­
brecher in diesem Zweig geben . Es wird, hoffe ich, 
auch eine raschere Anpassungsfähigkeit an die techni­
schen und sonstigen gesellschaftspO litischen Entwick­
lungen geben, und es wird eben den Zugang für die 
e inschlägigen Berufe, die aus dem dualen System 
kom men, geben - da gebe ich meinem Kollegen 
Drochter durchaus recht .  Und vielleicht kommt es 
auch zu einer Evalualisierung der pädagogischen An­
forderungen ,  wenn die Studierenden die Professoren 
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kritisieren. Das war zu meiner Zeit leider noch nicht 
möglich, aber das ist vielleicht gar keine sch lechte Sa­
che. 

Ich glaube. jetzt habe ich einges an Positivem gesagt, 
und jetzt habe ich mir das Recht erworben. die Sache 
nun auch ein wenig von der anderen Seite zu betrach­
ten. Es ist bereits angesprochen worden, daß das Ge­
setz sehr stark nachhinkt. Daß es in Europa schon seit 
rund 20 Jahren Fachhochschulen gibt,  ist bekannt. 
und ich weiß nicht, waru m  es bei uns eine so große 
Verspätung gibt . Einige Gründe hiefür wurden zwar 
schon genannt, etwa HTLs hätten sich gewehrt und so 
weiter. Sehr europareif waren wir also in dieser Rich­
tung nicht. Und ich glaube, Herr Kollege Gantner war 
es, der gesagt hat, es sei das gerade noc h  rechtzeitig er­
folgt .  Ich hoffe, daß das so stimmt. (Bundesrat S t r u t­
z e n  b e r g e r: Doch!) 

Ich habe dann noch ein paar Fragen,  wenn ich auch 
im Untersch ied zum Kollegen Jaud ke ine Beamten 
der Ministerien, weder des Wissenschaftsministeriums 
. . .  (Zwischenruf bei der SPÖ.)  Entschuldigung. ich 
habe an der falschen Stelle gesucht. Also dann bin ich 
froh, daß die Botschaft doch ankommt.  

Meiner Meinung nach fehlt  in  diesem Gesetz der 
Hinweis auf die unterschied l ichen Ausgangsvorausset­
zungen zwischen allgemein bi ldenden höheren Schu­
len und berufsbildenden höheren Schulen . Ich weiß 
schon,  es ist irgendwo ein Passus drinnen, daß sich die 
Praxisausbildung differenzierend auswirken könnte, 
aber das ist vielleicht doch ein bißchen zuwenig. Man 
ist bestrebt, alle Möglichkeite n  abzudecken,  und dann 
ist es halt etwas schwer, al les in den Griff zu bekom­
men. 

Mir fehlt auch der Hinweis auf die möglichen Rich­
tungen ,  die es an einer Fach hochschule geben könnte. 
Wir haben schon gehört, es wird ohne Zweifel techni­
sche Richtungen geben, es wird o hne Zweifel wirt­
schaftliche Richtungen geben, und ich kann mir 
durchaus vorstel len,  daß sich private Interessenten 
finden, die das finanzieren werden. Aber es wird si­
cher auch im humanwissenschaftlichen Bereich, im 
Sozialbereich Fachhochsch ulen geben müssen - oder 
es sol l  sie geben - ,  und ob sich da jemand findet, der 
bereit ist, diese zu tragen, davon bin ich nicht so recht 
überzeugt. (Bundesrat D r 0 C h t e  r: Gemeinden! Spi­
talserhalter!) - Die Gewerkschaft möglicherweise. 
(Bundesrat D r 0 c h t e  r: Sicher!) 

Ich darf an dieser Stelle zum Kollegen Sacher -
Gott sei Dank ist er wieder da - ,  nur  repl izierend et­
was sagen, weil er den armen Kollegen Frischenschla­
ger so attackiert hat. 

Herr Ko llege Sacher ! Ich glaube, es ist schon ein 
Unterschied, ob in Niederösterreich i rgendeine Perso­
nalvertretung 1 00 Prozent hat oder ob Kollege Fri­
schenschlager im Ministerium 10 oder 12 Prozent an 
Beamten, die n icht schwarz oder rot sind, eingestellt 
hat. Das eine ist ein begrü ndeter Aufho lprozeß, das 
andere ist woh l  e ine unbegründete Machtausübung. 
(Bundesrat S t r u t z e n  b e r g  e r: Das war eine falsche 
Aussage mit dem begründeten Prozeß, die zeigen es!) 

Was Studiengebühren anlangt , muß ich sagen, daß 
mir die klassenkämpferischen Ansätze des Kollegen 
Drochter doch ein bißchen übertrieben zu sein schei­
nen, daß also das Kind eines Fleischhauers wieder 
Fleischhauer werden muß. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: 
Sie brauchen um Ihre Tochter oder Ihren Sohn keine 
Angst zu haben, die werden wieder Professor!) Ich ver­
stehe Sie schon. 

Herr Kollege Drochter. ich kann S ie beruhigen,  bei 
uns Liberalen ist das Thema Studiengebühren noch 
nicht ausdiskutiert. Aber ich nehme an (Zwischenruf 
des Bundesrates D r 0 C h t e r), wir werden Sie dann 
informieren. Aber reden darf man hoffentl ich dar­
über, Herr Kollege Drochter. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: 
Reden können Sie!) 

Wir haben auch in Graz bemerkt, daß hinsicht l ich 
der Forschungseinrichtungen mangelnde Absprachen 
bestehen. Es besteht zwar. wie zum Beispiel im Joan­
neu m ,  das Interesse, Fachhochschulen zu betreiben.  
aber die Herren dort haben uns gesagt, man hat sie 
richtig abgeschreckt . Ich kann jetzt d ie Einzelheiten 
nicht nachvollziehen , aber wenn es so war - ich habe 
keine U rsache , das nicht zu glauben - ,  dann würde 
ich bitten, das doch noch einmal zu überden ken.  

Nun auch einige Formulierungen dazu - aber das 
sind Kleinigkeiten - ,  warum das Doktoratsstudium 
u m  zwei Semester verlängert werden sol l .  Ich weiß 
schon,  was gemeint ist , wie es aber  formuliert ist , 
könnte man meinen, man würde da noch eine Ver­
SChärfung statt eine Milderung erfahren.  

Ic h verstehe auch nicht ganz. warum man gerade 
auf vier Frauen von den 1 6  im Fachschulrat gekom­
men ist. Ich weiß schon, irgendeine Ouotenregelung 
hat man gesucht. (Bundesrat D r 0 c h t e r: Gleichbe­
handlung, Herr Professor!) Vier ist doch keine Gleich­
behandlung, Herr Kollege Drochter! (Bundesrätin 
S c h i c k e r: 25 Prozem!) Jetzt ist natürlich d ie Frage, 
sind es rein technische Sachen .  wären vier vielleicht 
sogar zu viel .  (Bundesrätin S c h i  c k e r: Also bitte, 
Herr Kollege!) Frau Kollegin, ich habe " vielleicht" ge­
sagt. Sind es mehr soziale und humanwissenschaftli­
ehe Probleme, sind vier viel leicht zu wenig. Habe ich 
es jetzt wieder gut gemacht? (Bundesrälin Dr. K a r  l s­
s o  n: Im Gegemei/! Das mit der Gleichbehandlung und 
mit der Emanzipation haben Sie noch nicht begriffen!) 
- Aber Sie werden mir dann erklären ,  weshalb gera­
de vier von 1 6. 

Kollege Eberhard hat, glaube ich ,  von der Gefahr 
einer " Massenfachhochschule" gesprochen, und ich 
verstehe auch nicht, warum es 1 000 Studenten sein  
müssen, damit es  " Fach hochschule" heißen darf. Mir  
kommt das doch etwas großdimensioniert vor. Ich 
weiß schon, da gibt  es Studienlehrgänge, die man split­
ten kann,  aber mir feh lte auch ein Hinweis auf die 
mögliche finanziel le Beteil igung des B undes . Ich wil l  
den Bund nicht verpflichten , ich sehe es durchaus als 
eine Mögl ichkeit, einmal ohne diese finanzielle Un­
terstützung auszukommen, aber ein Hinweis, unter 
welchen U mständen und in welchen Bereichen eine 
finanzie lle Beteiligung möglich sein könnte, hätte 
nicht gerade geschadet. 

Warum die Fachhochschule die Förderung der 
Durchlässigkeit der Bi ldungseinrich tu ng als besonde­
res Anliegen hat, weiß ich nicht; das sol l te auch ein 
al lgemeines Anliegen sein,  aber gerade die Fachhoch­
schule wird in diesem Bereich vielleicht nicht so viel 
tun können. 

Herr Kollege Drochter! Sie haben das Fernstudium 
angesprochen. Mir  scheint, es  ist ein bisserl schwach 
formuliert,  wenn da steht:  nur in Elementen das Fern­
studium. (Bundesrat P r ä  h a u  s e r: Passende Elemen­
te! - Besser als gar nichts!) Im Ausschuß haben wir 
gehört, es wird das Fernstudium geben,  aber wenn 
steht "nur in Elementen" , heißt das, nur i n  kleinen 
Teilen. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Es gibt sehr viele Ar­
beitnehmer, die tatsächlich arbeiten gehen müssen und 
ein Fernstudium betreiben!) Herr Kol lege Drochter, das 
weiß ich. (Bundesrat D r 0 e h  t e  r: Ich will, daß diese 
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auf die Fachhochschule gehen können und daß Ihnen 
das angerechnet wird!) Herr Kollege, ich bin fürs Fern­
studium. (Bundesrat D r 0 c h i  e r: Das ist ein erster 
Schritt!) Sie sind zufrieden mit dem ersten Schritt, ich 
hätte ein b ißchen mehr gewollt. Aber Sie wollen das 
offenbar n icht so schnell .  sonst könnten Sie das nicht 
so oft verlangen. 

Ich komme trotz allem ganz leicht zu einer Zustim­
mung zu diesem Gesetz, denn es ist europareif. es ist 
innovativ, es ist deregulierend, es ist anpassungsfähig, 
und es b ietet die Mögl ichkeit der Chance und der Be­
währung. 

Herr Präsident! Wenn Sie einverstanden sind, noch 
ein paar Worte zur Geschäftsbehandlung. In der letz­
ten Aussch ußsitzung wurde ich sozusagen vom Bera­
tungstisch auf die "Strafbank" verwiesen; für einen 
ehemalige n  Vorsitzenden des Ausschusses finde ich 
das eigentlich degoutant .  Ich mußte dan n  irgendwie 
versuchen ,  mit dem Vorsitzenden zu sprechen bezie­
h ungsweise jemanden zu finden ,  der für mich einen 
Antrag stellt .  ( Vizepräsident S t r u t z e n  b e r g e r 
übernimmt den Vorsitz .) 

Vielleicht könnte man über diese Vorgangsweise 
einmal Uberlegungen anstel len.  Ich würde jedenfalls 
sehr daru m  bitten, den n  man muß es einer Minder­
heit nicht auch noch besonders schwierig machen. 
(Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Schauen Sie nicht uns 
an, der Vorsitzende ist von einer anderen Partei!) -

Frau Kollegin , es haben auch Vorsitzende gelegentlich 
schon vergessen ,  d iesen Antrag zu stellen, obwohl ich 
Sie vorher darum gebeten habe. (Bundesrat D r 0 c h­
I e r: Die Sozialdemokraten sind geschäftsordnungsge­
sichert und -gefestigt!) Ich bitte also um eine entspre­
c hende .�egelt�pg. - Danke. (Beifall bei Bundesräten 
von SPO und O VP.) 14.25 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere Wort­
meldungen liegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Das is t  nicht 
der Fall .  

D ie Debatte ist  geschlossen .  
Wird vorn Herrn Berichterstatter e in  Schlußwort 

gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 
Die A b  s t i m  m u n g über die vorliegenden Be­

sch lüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 
Wir kom men zunächst zur Abstimmung über den 

Beschluß des National rates vom 5 .  Mai 1 993 betref­
fend ein B u ndesgesetz über Fachhochschul-Studien­
gänge. 

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates keinen E inspruch zu erhe­
ben ,  um ein Handzeichen. - Es ist dies S t i m  m e n -
m e h r h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben , ist so­
mit a n  g e  n 0 m m e n .  

W r  kom men weiters zur Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 5. Mai 1 993 betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das B undesgesetz über das 
Wohnen in Studentenheimen (Studentenheimgesetz) 
geändert wird. 

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates keinen E i nspruch zu erhe­
ben, um ein  Handzeichen .  - Es ist dies S t i m  m e  n ­
e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist so­
mit a n g e n o m m e n. 

Weiters kommen wir zur Abst immung über den 
Beschluß des Nationalrates vom 5. Mai 1 993 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Hoch­
schulstudiengesetz geändert wird. 

Ich b itte jene Bundesrätinnen u nd Bundesräte, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden Be­
sch luß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben, um ein Handzeichen . - Dies ist S t i m  m e  n ­
e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben. ist so­
mit a n  g e n 0 m m e n. 

Schließlich kommen wir zur Abstimmung über den 
Beschluß des Nationalrates vorn 5. Mai 1 993 betref­
fend ein Bundesgesetz, mit  dem das Studienförde­
rungsgesetz 1 992 geändert wird. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben ,  um ein Handzeichen .  - Dies ist S t i m  m e  n ­
e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist so­
mit a n  g e n  0 m m e  n .  

7 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 5 .  Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz über die Studienrichtung 
Veterinärmedizin (VetMed·StG 1993) (964 und 
I049INR sowie 4541/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir gelangen 
nun zum 7. Punkt der Tagesordnung: Beschluß des 
Nationalrates vom 5. Mai 1 993 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Studienrichtung Veterinärmedizin 
(VetMed-StG 1 993). 

Berichterstatter ist Herr B undesrat Erich Putz. Ich 
bitte ihn um den Bericht . 

Berichterstatter Erich Putz: Hohes Haus! Das Bun­
desgesetz über die Studienrichtung Veterinärmed izin ,  
BGBL Nr. 430/ 1 975,  wurde dreimal , nämlich i n  den 
Jahren 1 983, 1 985 und 1 990 novelliert. 

Der nunmehr vorgelegte Entwurf eines neuen B un­
desgesetzes über die Studienrichtung Veterinärmedi­
zin dient nachstehenden Zielsetzungen: 

frühzeitige Feststellung der Eignung; Schaffung kla­
rer Strukturen; Reduktion praktischer Prüfungsteile; 
Sicherstellung des integrativen Wissenserwerbs durch 
prüfungsfreie Zeiträume; Trennung von Basis- u nd 
Spezialausbi ldung; Intensivierung der klinischen Aus­
bi ldung; Sicherstellung einer EG-konformen Ausbil­
dung. 

Zur Realisierung der angegebenen Ziele enthält der 
gegenständliche Gesetzesbesch luß folgende Maßnah­
men :  

Erstens: Gliederung des Studiums i n  zwei Studien­
abschnitte (Vorklinik vier Semester, Klinik sechs Se­
mester); 

zweitens: Absolvierung von schri.ft l ichen Vorprü­
fungen zur ersten Diplomprüfung über die Gegen­
stände Zoologie, Haustierkunde, Grundlagen der 
medizin ischen Physik und Grundlagen der medizini­
schen B iochemie; 

drittens: Schaffung von verbindlichen Prüfungsab­
folgen im vorklinischen u nd klinischen Abschnitt; 

viertens: Vollständige Ablegung der ersten Diplo m­
prüfung als Voraussetzung für den Eintritt i n  den 
zweiten Studienabschnitt; 

fünftens: Schaffung eines prüfungsfreien Zeitrau­
mes von drei Semestern; 
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sechstens: Ausweitung der kl inischen Propädeutik; 
siebentens: E inführung einer Klinisc hen Ausbi l­

dung für Kleingruppen fortgeschrittener Studieren­
der; 

achtens: Trennung von Basis- und Spezialausbi l­
dung durch die Ausdehnung der Wahlfächer, i n  deren 
Rahmen auch berufsor ientierte, interdiszipl inäre 
Lehrangebote als Schwerpunkte zu gestalten sind; 

neuntens: Reduktion praktischer Prüfungsteile auf 
jene Fächer, in denen klinisch-diagnostische oder the­
rapeutische Fäh igkeiten nachzuweisen sind. 

Im Rahmen dieser Studienreform wird auch der 
postgraduale Bereich neu gestaltet: Das Doktoratsstu­
dium als rei n  wissenschaftl iches Studium wird (von 
b isher drei )  auf vier Semester verlängert. Es wird die 
Verpflichtung geschaffen, Lehrveranstaltungen nicht 
nur im Dissertationsfach ,  sondern auch in den Fach­
gebieten Wissenschaftstheorie, Biometrie, Statistik 
und wissenschaftliche Dokumentation sowie Ge­
sch ichte der Veterinärmedizin zu absolvieren.  

Das Erweiterungsstudium " Lebensmittelhygiene" 
wird nicht mehr eingerichtet werden, da es nicht im 
erwarteten Umfang angenommen wurde. 

D ie Gesamtkosten der Studienreform sind im Er­
gebnis mit  zirka 8 Millionen Schilling jährlich zu ver­
anschlagen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt  nach Beratung der Vorlage am 1 1 . Mai 1 993 mit 
Stimmeneinhelligkeit den A n t r a g, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Vizepräsident  Walter Strutzenberger: Danke für 
den Bericht.  

Wir gehen in die Debatte ein. 
Ich erteile Herrn Bundesrat Ing. Penz das Wort. 

14.31 
B undesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, Niederöster­

reich) : Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Meine sehr geehrten Damen und Herren !  M it der 
Reform des Studiums der Veterinärmedizin kommt es 
in Österreich zu einer Premiere: Erstmals wird bei ei­
nem Studium nach dem ersten Semester e ine Eig­
n ungshürde in Form von vier sch riftlichen Vorprü­
fungen, die ja vom Herrn Berichterstatter bereits i m  
Detai l  genannt und aufgezählt wurden, vorgeschrie­
ben. 

Diese Vorprüfungen stellen die Voraussetzung für 
die Zulassung zu allen anderen Lehrveranstaltungen 
dar - mit Ausnahme der Vorlesungen. Mit  diesen 
Vorprüfungen soll  den Studenten,  wie es auch in den 
Erläuterungen zu diesem Gesetzentwurf heißt - ich 
zitiere - "bereits am Beginn  des Studiums d ie Mög­
l ichkeit zur Selbstreflexion gegeben werden " .  - Ende 
des Zitats. 

Weitere Neuerungen sind: eine überschaubare Ge­
staltung des Studienablaufes - zwei statt bisher drei 
Studienabschniue; ein vorklinischer Abschnitt im 
Umfang von vier Semestern und e in  klinischer Ab­
sch nitt i m  Ausmaß von sechs Semestern;  die Tren­
nung - diese ist besonders wichtig - von Basis -
und Spezialausbildung; d ie Schaffung eines prüfungs­
freien Zeitraumes von drei Semestern während des 
Kernbereiches der klinischen Ausbildung; Verlegung 
des Praktikums an das E nde des Studiums, also nach 
Ablegung der zweiten D iplomprüfung. Auf diese Wei­
se sol len die künftigen Absolventen der Veterinärme­
dizin tatsäch l ich die erworbenen Fähigkeiten prak­
tisch erproben können. 

Die Regierungsvorlage enthält erstmals eine Ober­
grenze für den Gesamtumfang der prüfungsrelevanten 
Lehrveransta ltungen im Diplomstudium, nämlich 
mit 270 Wochenstunden. 

Bei dem nunmehr zu beschl ießenden Gesetz han­
delt es sich um keine Novel l ierung des Bundesgesetzes 
über die Studienrichtung Veterinärmedizin, das aus 
dem Jahre 1 975 stammt. sondern um e in  neues B un­
desgesetz. Begründet wird dies in der Regierungs�orla­
ge auch damit, daß die nunmehr vorgesehenen Ande­
rungen derart umfangreich sind und e ine neue Syste­
matik von derart gravierender Bedeutung ist. daß eine 
neuerliche Novellierung wenig Sinn hätte und keine 
geeignete legistische Maßnahme darstellen würde. 

Dem nunmehr vorliegenden Gesetz ist auch eine 
Mängelanalyse vorangegangen .  Sie hat in den prakti­
schen Auswirkungen folgendes ergeben:  

Erstens: Es fehlt eine al lgemeine frühzeitige Fest­
ste llung der Eignung der Studierenden für das Studi­
um der Veterinärmedizin .  Dementsprechend hoch ist 
die Zah l  der Studienabbrecher, insbesondere an der 
Veterinärmedizin, nämlich mit  einer Drop-out-Rate 
von 65 Prozent - es sind in erster Linie Damen, die 
das Studium abbrechen. 

Zweitens: Der organisatorische Ablauf des Studi­
ums war so gegliedert, daß es zu erheb l ichen S tudien­
verzögerungen gekommen ist. Die durchschnittl iche 
Studiendauer betrug - bei e iner gesetzl ich vorge­
schriebenen Studiendauer von zehn Semestern -

1 8  Semester. Diese Zahl l iegt weit über jener ver­
gleichbarer Studien - auch an der Universität für Bo­
denkultur, wo es beispielsweise im Bereich der Ku1-
turtechnik im Schnitt 16 Semester sind . 

Drittens: Es lag keine Trennung von Bas��- und 
Spezialausbildung vor, was zu einer starken Uberla­
dung einzelner Fachgebiete und .?u einer großen Prü­
fungsbelastung führte und d ie Uberschaubarkeit des 
Studiums wesentlich erschwerte. 

Viertens: Die große Zahl der Pflichtveranstaltungen 
führte zu einer ungünstigen und falschen Placierung 
der Lehrveranstaltungen. 

Dem hat man nunmehr Rechnung getragen, und 
ich glaube, daß der nunmehr vorliegende Gesetzestext 
praktikabel ist. Jedenfalls wird dieser Gesetzestext 
n icht nur vom Lehrkörper der Universität für Veteri­
närmedizin ,  sondern auch von den Studentenvertre­
tern als positiv beurteilt und auch akzeptiert. 

Die Gesamtkosten der Studienreform werden mit 
rund 8 Mil l ionen Schi l l ing jährl ich angegeben, d ie 
sich im besonderen dadurch ergeben, daß eine Aus­
weitung des Wahlfachangebotes und die Einführung 
von Schwerpunktfachern in der klinischen Ausbil­
dung diese Kostensteigerung erfordern und die Zahl 
der Lehrauftragsstunden um zumindest 40 erhöht 
wird. Die Mehrkosten dafür werden mit rund 
2 Mil l ionen Schi lling per anno geschätzt. 

.. Weiters wird natürl ich auch die Anschaffung von 
"Ubungstieren" - unter Anführungszeichen - für 
das Tierspital notwendig sein,  u m  auch die praktische 
Ausbildung verbessern zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
möchte bei dieser Gelegenheit n icht nur den Gesetzes­
text lobend hervorheben, sondern auch auf einige 
Probleme an der Veterinärmedizin h inweisen.  So ist 
zum Beispiel die Zahl der S tudenten von 1 400 i m  
Jahr 1 980/81 in der Zwischenzeit auf 2 766 im letzten 
Studienjahr angestiegen. Und nur der Vollständigkeit 
halber sol l  auch erwähnt werden, daß die Veterinär-
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medizinische Universität aber nur für eine Kapazität 
von 1 000 Hörern ausgerüstet ist - das Zweieinhalb­
fache ist dort nicht verkraftbar. Im gleichen Zeitraum 
hat sich d ie Zahl der ordentlichen U n iversitätsprofes­
soren - obwohl  sich die Zah l  der Studenten um fast 
1 500 erhöht hat - aber lediglich von 23 auf 25 er­
höht; damit schneidet die Veterinärmedizin von allen 
U niversitäten am schlechtesten ab. 

Wenn ich also von einer Vielzah l  von Studenten 
spreche, so bedeutet das natürlich auch,  daß die vor­
handenen Raummöglichkeiten keinesfalls ausreichen. 
Es ist daher zu begrüßen, daß diesem Raumprob lem 
nunmehr durch einen Neubau in Floridsdorf einiger­
maßen entgegengetreten werden sol l .  Wenn der Zeit­
plan eingehalten werden kann ,  wird 1 995 dieser neue 
Standort bezogen werden können und auch in Betrieb 
gehen. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber auch darauf 
aufmerksam machen. daß mir  seitens der Studenten­
vertreter zugetragen wurde . daß einige Mängel vor­
handen sind, die vielleicht noch behoben werden kön­
nen .  

E s  ist beispiel sweise geplant, daß die Schweinestal­
l ungen im ersten Stock eingerichtet werden so llen. Da 
kann von einer optimalen Planung sicher nicht die 
Rede sei n  - noch dazu in Betonbauweise . Wir haben 
ja in den vergangenen Tagen heftig über Tierschutzge­
setze diskutiert, und ich glaube, daß die Veterinärme­
d izin eine Vorbildfunktion hat und dem auch entspre­
chen sol l .  Diese Planung wird a lso von den Studenten 
besonders kritisiert. Ich hoffe, daß das soeben Gesagte 
nur eine Fehlinformation ist. 

Es ist für den Standort Floridsorf auch keine EDV 
vorgesehen. Wir hätten noch einige Jahre Zeit, diese 
Mängel zu beheben, damit  sich dieses sehr  brauchbare 
Gesetz, dem wir - wovon ich überzeugt bin - heute 
die Zustimmung geben werden ,  dann auch in der p'ra­
xis entsprechend auswirken .. kann .  (Beifall bei der O VP 
und bei Bundesräten der SPO.) 14.40 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als nächstem 
Redner erteile ich Herrn B undesrat Wöl lert das Wort. 
14.41 

B undesrat Karl Wöllert (SPÖ, Oberösterreich):  
Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Damen 
und Herren des Hohen Hauses! Nach ausführlichster 
Berichterstattung und einem sehr  ins Detail gehenden 
Vorredner kann ich mich kurz fassen .  Eine Debatte 
um die Reform der Universitäten darf sich naturge­
mäß nicht nur m it der Reform der Organisation a l lein 
befassen - dies vor allem deshalb nicht, wei l  Organi­
sation n ie Selbstzweck sdn darf, sondern stets im 
D ienst der Qualität von Forsch u ng und Studium ste­
hen muß. Im vorliegenden Gesetzentwurf geht es da­
her in erster Linie um die Reform des Studiums. 

Es gab in dieser Legislaturperiode - einiges davon 
ist schon angeklungen - bereits einige Studienrefor­
men , so etwa die Novelle zum Bodenkultur-Studien­
gesetz und heute eben die zum veterinärmedizini­
schen Studium. In  diesem Zusa mmenhang muß gesagt 
werden, daß bei dieser Studienrichtung, trotz dreier 
Novellen seit 1975, nämlich 1983, 1985 und 1990, 
eine eher unbefriedigende Ausbi ldungssituation gege­
ben war. Ein Mängelkatalog, der zur Vorbereitung 
dieses neuen Gesetzeswerkes erstel lt worden war, hat 
eine Reihe von Unzulänglichkeiten zu Tage gebracht. 
So fehl t  beispielsweise die heute schon einmal er­
wäh nte frühzeitige Feststel lung der Eignung der Stu­
dierenden, was zu e iner hohen Anzahl von Studienab­
brechern geführt hat. 

Der bisherige organisatorische Ablauf ist ebenfalls 
unbefriedigend. Das Studium ist aufgrund der gegen­
wärtigen Lage relativ wenig strukturiert; dies wieder­
um führt zu erheblichen Studienverzögerungen. Mein 
Kol lege Penz hat ja schon erwähnt, daß die durch­
schnittl iche Studiendauer anstelle der gesetzl ich vor­
gesehenen 10 Semester �.8 Semester beträgt, und das 
ist doch eine erhebliche Uberschreitung. 

Die Systematik und Integration der Fächer im Auf­
bau des Studiums sind ebenfalls verbesserungswürdig 
und so we iter. 

Aufgrund al l  dieser Tatsachen ergibt sich die Re­
formnotwendigkeit dieses Studiums, vor a l le m  auch 
deshalb, wei l  bereits die Absolventen des Diplomstu­
diums die fachl iche Voraussetzung für die Ausübung 
als Tierarzt erwerben. Das wichtigste Ziel des Studi­
ums muß es daher sein, eine Befähigung zu vermit­
teln,  damit man unmittelbar nach der Sponsion den 
Beruf des Tierarztes auch tatsächl ich effizient ausüben 
kann. 

Das neue Gesetz sieht aus diesem Grund eine Re ihe 
von Verbesserungsmaßnahmen vor, wie zum Beispiel 
die Strukturbereinigung, die die bisherige Dreiglied­
rigkeit der vorklinischen, klinisch-theoretischen und 
klinischen Ausbi ldung beim Diplomstudium in einen 
vol lklinischen Abschnitt von vier Semestern und ei­
nen klinischen Abschnitt von sechs Semestern um­
wandeln wird. 

Am Beginn des Studiums sollen die Studierenden 
die Möglichkeit zur Feststel lung der Eignu ng durch 
entsprechende organisatorische Maßnahmen erhalten, 
wobei ich aber gleichzeitig hinzufügen möchte, daß 
dies keine Hintertür sein darf, durch die das .,Ge­
spenst" Numerus clausus wiederbelebt wird. 

Eine starke Strukturierung des Studienverlaufs sol l  
zu einer Verkürzung der durchschnitt l ichen tatsächli­
chen Studiendauer führen.  

Ein weiteres Problem, nämlich den Studierenden 
erhöhte Konzentration auf die Zeit der klinischen 
Ausbildung zu ermöglichen, wird durch e inen, heute 
auch schon erwähnten prüfungsfreien Zeitraum von 
drei Semestern geschaffen. Diese Variante hat sich be­
reits in unserem Nachbar land Schweiz sehr bewährt. 

Gleichzeitig erfolgt eine Entflechtung bei teilweise 
überladenen Teil prüfungen, vor a l lem im praktischen 
Bereich, und d ie derzeit ebenfalls u nbefriedigende Si­
tuation bei der Abwickl ung des Praktikums wird re­
formiert, indem ein Großteil  des Praktikums nun­
mehr erst nach vollständiger Ablegung der zweiten 
Diplomprüfung abgeleistet werden kann.  So können 
künftige Absolventen ihre bereits tatsächlich  erworbe­
nen Fähigkeiten praktisch erproben. 

Meine Damen und Herren! Das neue Studiengesetz 
bietet nun, w ie die erwähnten Beispiele zeigen, viele 
Möglichkeiten, dieses Studium besser zu stru kturieren 
und besser zu organisieren u nd damit d ie Ausbil­
dungssituation im Veterinärwesen entscheidend zu 
verbessern. 

Meine Fraktion stimmt daher dem Antrag, gegen 
diesen Gesetzesbeschh�.ß kei12en Einspruch zu erhe­
ben , zu. (Beifall bei SPO und O VP.) 14.45 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere Wort­
meldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist n icht der 
Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 
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Wird vom Herrn Beric hterstatter e in Schlußwort 
gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  

Wir  kommen daher zur A b  s t i m  m u n g. 
Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die 

dem Antrag zust immen, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben, um ein Handzeichen. - Es ist dies S t i m  m e n ­
e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist so­
mit a n  g e n 0 m m e  n .  

8 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6 .  Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Wählerevi­
denzgesetz 1973, das Volksbegehrengesetz 1973, das 
Volksabstimmungsgesetz 1972, das Volksbefragungs­
gesetz 1989, das Volkszählungsgesetz 1980 und das 
Bundespräsidentenwahlgesetz 1971 geändert werden 
(Wahlrechtsanpassungsgesetz) ( 1021 und 1043/NR so­
wie 4542/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir kommen 
zum 8. Punkt der Tagesordnung: Besc hluß des Natio­
nalrates vom 6. Mai 1993 betreffend Wahlrechtsanpas­
s u ngsgesetz. 

Berichterstatter in ist Frau B undesräti n  Giesinger. 
Ich bi tte sie um den Bericht .  

Berichterstatterin I1se Giesinger: Herr Präsident! 
Herr Minister ! Herr Staatssekretär! Hohes Haus! Ziel 
des Gesetzesbeschlusses des Nationalrates ist die An­
passung der im Titel genannten Gesetze an die durch 
die  Nationalrats-Wahlordnung 1992 gegebene Rechts­
lage sowie die Einführung einzelner praxisorientierter 
materiell-recht l icher Verbesserungen. Die erforderli­
chen Anpassungen beziehen sich insbesondere auf Re­
gelungen über das Wah lalter, den Instanzenzug an den 
Bundesminister bezüglich Kostenentscheidungen,  die 
Verwenqp.ng von Schreibwerkzeug in Wahlzellen so­
wie die Ubermittlung schriftl icher Anbringen vor al­
lem im Wege der automatischen Datenübertragung 
oder mittels Telefax. Die vorgesehenen Verbesserun­
gen betreffen unter anderen die Zahl der notwendigen 
Unterschriften bei Anfechtungen nach dem Volksab­
stimmungsgesetz 1972 und dem Volksbefragungsge­
setz 1989 sowie die Gestaltung der St immzettel und 
Fristen ,  durc h  die die Stimmabgabe durch im Aus­
land lebende Wahlberechtigte besser durchzuführen 
ist . 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalismus 
stellt  nach Beratung der Vorlage am 1 1 .  Mai 1993 mit 
Stimmenmehrheit den A n  t r a g, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke für 
den Bericht .  

Wir gehen i n  die Debatte ein . Ich erteile Herrn 
B undesrat Dr. Tremmel das Wort. 
14.48 

B undesrat Dr.  Paul Tremmel (FPÖ, Steiermark): 
Herr Präsident! Herr Min ister!  Herr Staatssekretär !  
Meine Damen und Herren !  Hoher B undesrat! Bevor 
ich hier in die materiel l-rechtliche Würd igung d ieses 
Sachverhaltes e ingehe - bei meiner ersten Wortmel­
dung hier in  diesem Hohen Haus hatte ich nicht d ie 
Möglichkeit, d iese war extem poriert - ,  darf ich mich 
vorstel len.  

Ich komme als Nachfolger des B undesrats Bern­
hard Gauster, der aus gesundheitlichen Gründen se in 
Mandat zurückgelegt hat. Ich komme aus Graz, bin 
verheiratet, habe drei Kinder und leite in meinem 
bürgerlichen Beruf das Amt für Wahlen, Statistik und 

Einwohnerwesen, weswegen ich auch zu dieser Mate­
rie sprechen werde. (Bundesrätin 5 c h i  c k e r: Da ha­
ben Sie einen Vorsprung!) Ich werde den Vorsprung 
nicht al lzusehr ausnützen und mich bemühen, mich 
kurz zu fassen .  - Ich bitte um Verständnis dafür, daß 
ich mich vor meiner Rede hier vorgestellt  habe. 

Wir werden dieser Vorlage d ie Zustimmung nicht 
geben. Um es exakt auszudrücken: Wir werden Ein­
spruch dagegen erheben. Warum? 

An I aßgese tz ist die Nationalratswahlordnung 
( NRWO ), die seit 1 .  Mai dieses Jahres in Gült igkeit 
ist. Sei nerzeit hat d ie freiheitliche Fraktion gegen d ie­
ses Gesetz Einwand erhoben - ich sage das nur ganz 
kurz -, weil unserer Meinung nach die Vermehrung 
der Wahlkreise in Regionalwahlkreise nicht zielfüh­
rend ist, wei l  zweitens eine Verschiebung des Verhält­
niswahlrechts in Richtung Mehrheitswahlrecht statt­
gefunden hat, siehe § 100 NRWO, (4-Prozent-Klau­
se I ) .  

Damit können wir  auch dem Vorwurf entgegentre­
ten.  daß die Freiheitlichen nur aus Eigennutz zu 
einem Gesetz sprechen. Wir haben keine Angst, daß 
wir die 4 Prozent n icht erreichen könnten. (Bundesrat 
W e  d e n  i g: Das war nichi immer so!) 

Die Frau Berichterstatterin hat bereits die Gründe 
für dieses Wahlrechtsanpassungsgesetz angeführt. I n  
den einzelnen Gesetzen wird immer auf die National­
rats-Wahlordnung verwiesen, und da sind einige Be­
griffe richtigzustellen: Früher h ieß es Hauptwahlbe­
hörde - jetzt B undeswahlbehörde, früher lautete es 
Arrest - jetzt Freiheitsstrafe. Das heißt also, diese 
eher formalrechtlichen Anpassungen sind der Inhalt. 
Des weiteren wurden auch das Wahlalter, die Verwen­
dung von Schreibwerkzeug, Telefax und ähnliches 
mehr  angeführt. 

Meine Damen und Herren !  Lassen Sie mich noch 
ganz kurz über das anlaßgebende Gesetz, also über die 
Nationalrats-Wahlordnung sprechen .  

Gerade der Bundesrat müßte bem üht sein ,  wieder 
das föderalistische Element oder auch das Element 
der Bürgervertretung in  ein Wahlgesetz einfließen zu 
lassen. Meiner Meinung nach ist diese Nationalrats­
Wahlordnung doch eher ein parteienförderndes Ge­
setz. Jetzt wird der Einwurf kommen, wir alle gehören 
Parteien an, ich weiß das schon , aber bitte schauen wir 
uns die Wahlbetei ligungen an. Tei lweise haben wir 
nur mehr eine so lche bis  zu 50 Prozent, die Wahl­
pflicht ist teilweise auch schon weggefallen. Der An­
tei l  - das ist vielleicht das demokratiepolitisch beach­
tende. interessante und für uns nachdenklich stim­
mende - jener Ungültigwähler, die heute h ingehen 
und nicht nur aus Irrtum einen ungültigen Stimmzet­
te l einwerfen, wird von Mal zu Mal größer. 

Unsere B undesverfassung und die Wahlordnungen 
in  ihrem inneren Geist sehen auch vor, dem Willen 
des Wählers Rech nung zu tragen.  Das geschieht aber 
meiner Meinung nach nicht immer. Ich möchte, daß 
Sie über ein Model l  nachdenken: Wir sollten die Ver­
hältniszahlen nicht mehr von der Zahl der abgegebe­
nen gült igen Stimmen berechnen, sondern von der 
Anzahl  der insgesamt abgegebenen Stimmen, also gül­
tige und ungültige, um auch deren Willen zu berück­
sichtigen. 

Das würde dann in der Praxis heißen.  daß ein Tei l  
der  Sitze freibleiben würde. Für  die Parteien.  für die 
wahlwerbenden Gruppen wäre dies vielleicht ein heil­
samer Schock. so daß sie sich durchaus bemühen wer­
den. wieder im Sinne des Wählers tätig zu werden und 
ihm den Eindruck zu vermitteln,  daß er nicht nur 
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.,Abstimmungsmaschine'· ist, sondern mit seiner 
Stimme die pol itische Landschaft beeinflussen kann. 
Das zum Generellen, meine Damen und Herren. 

Nun zum einzelnen : Der Städtebund hat schon in 
sei nen Ausführungen dargelegt, daß die Begutachtung 
zu e inem solchen Gesetzesbereich ,  der gravierend ist , 
äußerst kurz ist, nämlich nur 1 4  Tage. Man kann sich 
jetzt nicht darauf ausreden .  daß das relativ kurzfristig 
vorgelegen sei ,  denn das entsprechende Verfassungs­
änderungsgesetz und die Nationalrats-Wahlordnung 
ist bereits i m  Herbst 1 992 in  Kraft getreten .  Die Län­
der und die Gemeinden, die diese Wahlrechte durch­
zufü hren haben. haben sehr wenig Möglic hkeiten ge­
habt, Einwendungen vorzubringen. 

Aus der Praxis darf ich Ihnen ein paar Beispiele 
nennen. Man hat im § 22 NRWO bei Begehung von 
strafbaren Handlungen geregelt. daß man nach sechs 
Monaten wieder wählen kann.  Diese Sechs-Monate­
Frist tritt aber erst dan n  ein, wenn die Strafe abgeses­
sen ist. I m  Meldegesetz ist vorgesehen. daß zum Bei­
spiel Einsitzende in irgendeiner Strafanstal t  be i der 
Meldebehörde nicht gemeldet werden. 

Meine Damen und Herren!  Jetzt frage ich Sie: Wie 
sol l  eine Wahlbehörde in einer Strafanstalt einen 
Wahlsprengel einrichten, wenn sie gar nicht weiß, wer 
wählen darf, und wer überhaupt gemeldet ist. Das 
wurde übersehen. 

Ein anderes Beispiel aus der Praxis: Wir hatten in 
Graz im Jänner dieses Jahres Gemeinderatswahlen 
und österreichweit eine Premiere; wir hatten nämlich 
zirka 14  000 Einsprüche. Jetzt können Sie a ls Experte 
des Wahlrechtes entgegenha lten, d ie müssen alle indi­
vidualisiert sein .  Sie waren es auch; sie waren alle ein­
zel n  unterschrieben. (Bundesrälin S c h i  c k e r: Das 
waren die Studenten, die sich hinein reklamieren haben 
müssen! Das wissen Sie doch, Herr Dr. Tremmel! Das 
war ja auch ein wunder Punkt!) 

Gnädige Frau! Ich bin der Leiter der Wah lbehörde. 
39 Leute haben für 1 4 000 Leute individualisiert be­
einsprucht, die haben das mit dem Computer runter­
fahren lassen und haben einzeln unterschr ieben. -
Ich wollte hier nur die Folgen darstellen. Was passiert, 
wenn heute zum Beispiel mittels Einsprüche jemand 
versucht, eine Wahl zu behindern oder möglicherwei­
se zu verhindern? 

D ie materiell-rechtliche Schlußfolgerung daraus ist, 
daß man das Einspruchsrecht möglicherweise ein­
sch ränken sol lte. In diesem Zusammenhang ist auch 
von den Auslandsösterreichern die Rede. Auch da be­
steht diese Möglichkeit. 250 000 Auslandsösterreicher 
wurden beeinsprucht! Die Wahlbehörden würden nie 
mehr zu Rande kom men. Also man muß hier ein paar 
Dinge bedenken. (Bundesrat Ing. P e n z: Wie wollen 
Sie das einschränken? Das ist doch in einer Demokratie 
etwas ganz wichtiges, das Einspruchsrechl!) 

Das Einspruchsrecht soll man nur mehr für seine 
Interessen beanspruchen können. Jeder, der bei der 
Wahlbehörde beeinsprucht wird, soll die Möglichkeit 
haben, daß er rückgefragt wird, ob er beeinsprucht 
werden wil l .  Aber daß man heute für Hunderte Perso­
nen Einspruch erheben kann,  ist, gelinde gesagt , de­
mokratiepol itisch bedenklich .  Das heißt ja, es könnte 
auch jemand sagen: Wie kom men Sie dazu, für mich 
einen Einspruch zu erheben, ich will gar nicht beein­
sprucht werden, oder ich möchte keinen Einspruch 
erheben. Das ist die andere Seite der Medaille. (Staats­
sekretär Dr. K 0 s t e l  k a: Herr Bundesrat!) Wir haben 
ungefähr 1 50 Verfahren in Graz laufen, bei denen Be­
einspruchte bis zum Strafrichter gehen. wei l  sie beein-

sprucht worden sind . - Bitte sehr. Herr Staatssekre­
tär.  (Staatssekretär Dr. K 0 s l e l k a: Herr Bundesrat! 
Ich wollle Ihnen nur eine Frage stellen: Wie bekommen 
Sie jemanden, der zu Unrecht in die Wählerevidenz ein­
getragen wurde, aus der Wählerevidenz heraus? Das 
Modell, das Sie hier anschneiden, kann nicht funktionie­
ren! - Vizepräsident S t r u t z  e n b  e r g e r: Ich denke, 
es ist nur ein kleiner Zwischenruf!) 

Das wollte ich auch sagen . Ich beuge m ich  durch­
aus der Geschäftsordnung, man könnte natürlich 
auch eine Fragestunde machen .  ( Vizepräsident 
S I r  u 1 z e n  b e r g e r: Die aber leider keine Dialoge 
vorsieht!) 

Herr Staatssekretär! Grundsätzlich ist es in der 
Wahlordnung vorgesehen, daß jeder beeinspruchen 
kann. Wenn jemand in der Wählerevidenz drinnen 
ist, dann muß er - das steht auch im Gesetz - inner­
halb einer kurzen Frist verständigt werden. Er kann 
dann gemäß Wahlrechtsbedingungen, zum Beispie l  
ordentlicher  Wohnsitz oder nicht. entsche iden , ob er 
drinnen bleiben möchte oder nicht. Die Behörde hat 
dann zu prüfen, ob er zu Recht drinnen ist oder nicht.  
Diesbezüglich sehe ich überhaupt ke in Problem. Das 
Problem sehe ich darin.  wenn jemand h ineinrekla­
miert werden sol l  oder wenn irgendwelche Personen 
genannt werden, die nicht einmal österreichische 
Staatsbürger sind. Das war b itte bei uns der Fall .  

Man m uß doch das Wahlrecht und die Demokratie 
durchführbar gestal ten . (Zwischenruf des Bundesrates 
Ing. P e n z.) Das ist mein Hinweis. - Das also zu den 
Mängeln, d ie mir in klei nen Bereichen aufgefa l len 
sind. 

Ein weiteres . weswegen wir uns wieder mit diesem 
Gesetz beschäftigen werden müssen, ist die Frage des 
Wohnsitzes, die auch wieder mit dem E i nspruchver­
fahren zusammenhängt .  In Kürze wird sich der Natio­
nalrat und dann in der Folge der B undesrat wieder 
m it der Wohnsitzfrage " Hauptwohnsitz, weiterer 
Wohnsitz, ordentlicher Woh nsitz, Nebenwohnsitz et 
cetera" beschäftigen müssen . 

Genau in  diesen Gesetzesmaterien ist dieser Wohn­
sitzbegriff von tragender Bedeutung. Er ist noch nicht 
in der oben dargestellten Form gerege lt. - Über die 
Kosten möchte ich mich nur ganz kurz auslassen .  D ie 
Gemeinden haben zusätzliche Kosten zu tragen.  

Bei der Nationalrats-Wahlordnung hat der Stimm­
zettel nun das Format D I N  A 3. Wir haben das auch 
in  Graz zum ersten Mal bei der Gemeinderatswah l  ge­
habt. Allein d ie Falzung, das Unterbringen in Kuverts, 
die Versendung werden wesentliche Mehrkosten ver­
ursachen . Darüber hinaus hat man für Gemeinden 
mit  über 1 000 E inwohnern Verständigungskarten 
vorgesehen, auf denen das Geburtsdatum stehen sol l .  
Da stell t  sich weiter die Frage des Datenschutzes. Das 
heißt , man muß die Verständigungskarten in ein Ku­
vert hineingeben. - Es sind also einige Dinge nicht 
bedacht worden. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Das 
kriegen wir in Wien bei jeder Wahl! Das hat Wien auch 
gemacht!) Größere Gemeinden versenden sie, aber 
man muß sie jetzt in ein Kuvert h ineingeben, wei l  das 
Geburtsdatum draufsteht. 

Zu den einzelnen materiel len Bereichen: Volksbe­
gehrengesetz. Wir hätten gerne - dies ist ein altes 
Anliegen - ,  daß bei über 500 000 Unterschriften 
dann zwingend eine Volksbefragung stattfinden muß.  
Das ist derzeit nicht vorgesehen. 

Die nächste Anregung kommt nicht nur von uns, 
sondern auch vom Städtebund: Die Eintragungslisten 
sollten eine eigene Spalte für die Unterschrift haben . 
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D ie Leute schreiben ihren Namen nicht immer leser­
l ich.  sondern geben ihn in Form der Unterschrift, wie 
sie es eben gewöhnt sind, das heißt. das ist dann 
schwer lesbar. 

Zur Frage der Kosten: Wir als höchstes Organ des 
Föderalismus so llten daran denken, daß eine Kosten­
überwälzung be i diesen Angelegenheiten nicht nllr 
auf die Gemeinden stattfinden kann.  

Die Stimmzettel habe ich bereits erwähnt. 
D ie Möglichkeit zur Frage des Einspruc hes habe 

ic h schon dargelegt. 
Persönliches Erscheinen vor der Gemeinde, wenn 

man eine Stimmrechtsbestätigung abgibt,  und gleich­
zeitig die notariel le Beglaubigung zu fordern, ist ein 
Doppelaufwand, den der Bürger n icht versteht.  

Meine Damen und Herren ! Für uns sind h ier eine 
Menge von Bereichen vorhanden, bei denen wir sagen 
kön nen, sie sind noch nicht ausgereift. Ergo dessen 
werden wir dieser Vorlage unsere �ustim mung nicht 
erteilen können. (BeifaLl bei der FPO.) 15.02 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste Red­
nerin ist Frau B undesrätin Schicker. - B itte sehr. 
15.02 

B u ndesrätin Johanna Schicker (SPÖ, Steiermark): 
Sehr geehrter Herr Präsident!  Herr B undesminister! 
Herr Staatssekretär! Meine Damen und Herren! Ich 
bin nicht in der glücklichen Lage, Herr Dr. Tremmel ,  
Leiterin eines wahlstatistischen Amtes zu sein ,  aber 
ich bin im Gegensatz zu Ihnen noch i mmer in der 
glücklichen Lage, Vizebürgermeisterin zu sei n  - und 
das seit vielen Jahren. Also einen Vorsprung habe ich 
eingeholt. 

Werte Damen und Herren! Herr Dr. Tremmel hat 
einige Sachen gesagt, die ich aus Sicht der Gemeinden 
unterstützen muß, wei l  sie sich mit meinen Erfahrun­
gen aus der Praxis decken.  Aber natürlich kann ich 
mit vielen anderen Punkten nicht einverstanden sein .  

Wir a l le  wissen, daß sich die FPÖ bei  der Debatte 
i m  Nationalrat negativ über die EDV-unterstützte 
Verwaltung geäußert hat. Das verstehe ich nicht, denn 
es l iegt doch i m  Sinne jeder Gemeinde, daß der Bund 
von allen Gemeinden EDV-Listen über das Wähler­
verzeichnis bekommt. Ich sehe das nicht ein .  Ich kann 
jetzt keine Antwort mehr bekommen,  wei l  kein Red­
ner mehr von Ihnen auf der Rednerliste eingetragen 
ist, aber vielleicht könnten Sie mir das nachher erklä­
ren .  

Werte Damen und Herren! D a  die Wählerevidenz 
die Grundlage für die Durchfü hrung aller Wahlen 
und Abstimmungen ist, ist es meineE Ansicht nach 
zweckmäßiger, e inheitlich in ganz Osterreich eine 
EDV-unterstützte Wählerevidenz zu schaffen. Wenn 
man nun davon ausgeht, daß viele kleine Gemeinden 
noch nicht über eine solche EDV-unterstützte Ver­
waltung verfügen, ist es meines Erachtens nur zu be­
grüßen, wenn sich der Bund bereit erklärt, sich bei 
der Instal l ierung solcher Anlagen kosten mäßig zu be­
te i l igen, den n  dadurch wird auch den finanzschwa­
chen und Kleinstgemeinden ermöglicht, über die 
Wählerevidenz hinaus viele andere Verwaltungsaufga­
ben EDV-unterstützt zu erledigen. 

E ine Frage, die ursächlich mit den heutigen Geset­
zesänderungen zusammenhängt, aber letztendlich 
durch  das Meldegesetz zu novel lieren ist, möchte ich 
noch anschneiden, und zwar die Frage des Haupt­
wohnsitzes, die Herr Dr. Tremmel schon angeführt 
hat. 

Die derzeitige verfassungsrechtliche S ituation läßt 
mehrere ordentliche Wohnsitze zu. Dies führt in all  
jenen Fällen, i n  denen die Zuordnung eines Men­
schen zu einem einzigen Wohnort unbedingt notwen­
dig und wünschenswert ist - wie etwa bei der Eintra­
gung in die Wählerevidenz für Wahlen auf Bundes­
ebene, bei der Vo lkszählung oder be i der Inanspruch­
nahme von Leistungen der öffentl ichen Hand - ,  zu 
größten Schwierigkeiten. 

Allein bei der letzten Volkszähl ung mußten in 
226 000 Fäl len mit erheblich personellem.  aber auch 
finanziel lem Aufwand umfangreiche Nacherhebun­
gen durchgeführt werden .  

Der Österreichische Städtebund hat - das ist auch 
��hon heute gesagt worden - gemeinsam mit dem 
Osterreichischen Gemeindebund einen Vorschlag für 
eine Rege,lung des Hauptwohnsitzes ausgearbeitet. 
Beim 43. Osterreichischen Städtetag, der vorige Wo­
che in Eisenstadt stattfand ,  wurde dies noch durch 
eine Reso lution mit  Nachdruck gefordert. 

Gerade bei der letzten Volkszählung sind im Zu­
sammenhang mit der Hauptwohnsitzfrage Sachen pas­
siert - ich sage bewußt "passiert" -. die für nicht we­
nige Gemeinden große Probleme mit sich gebracht 
haben. Einige Beispiele dazu. 

Ich kom me aus einer kleinen Gemeinde, die auf­
grund des Ergebnisses der Volkszählung unter die 
3 OOOer Marke gerutscht ist. Wir haben um 13 Pers­
onen zu wenig gehabt. Nach der normalen Zuzählung, 
die auf jedem Gemeindeamt geführt wird, wären wir 
um einige Personen darüber gelegen, aber aufgrund 
der Beeinspruchungen seitens anderer Gemeinden 
und Städte, vor al lem durch Beeinspruchungen von 
Universitätsstädten,  die uns die Studenten aberkannt 
haben, sind wir in diese Situation geraten. Da unsere 
Studenten aus der Obersteiermark in erster Linie in 
Graz studieren, hat uns die Stadt Graz - das ist in die­
sem Fal l  Herr Dr. Tremmel (Zwischenruf des Bundes­
rates Dr. T r e m  m e l) - diese Studenten aberkannt, 
und die feh len uns jetzt. 

. 

Das heißt also, wir haben nicht nur eine Verm inde­
rung der Zahl der S itze im Gemeinderat, sondern wir 
haben auch in Zukunft weniger Ertragsantei le, aber 
ich brauche das alles gar nicht aufzuzählen. Ab dem 
Jahre 1995 , ab dem das Ergebnis der Volkszäh lung für 
uns als Gemeinde mit der geänderten Zahl der GR­
Sitze in Kraft tritt, sind diese Studenten , die jetzt be­
einsprucht  worden sind, für Graz oder andere U niver­
sitätsstädte, vorwiegend nicht mehr in diesem Städten . 
Ich finde das ungerecht, und aus diesem Grund ist es 
wicht ig, die Hauptwohnsitzfrage zu ändern. 

Ein anderes Beispie l :  Andere Gemeinden oder 
Städte haben sich der Flüchtlinge bedient , das muß 
man auch dazu sagen. "Bedient" ist natürlich ein 
furchtbares Wort. aber so ist es leider. Sie haben sich 
der Flüchtlinge bedient, um vor dem Stichtag mehr 
Menschen auf ihre Liste zu bekommen, die sie aber 
danach wieder loswerden wollten. 

Ich glaube, daß beide Beisp iele zeigen.  daß Hapd­
lungsbedarf besteht .  Es sol lte daher baldigst eine An­
derung des Meldegesetzes erfolgen, damit bei der 
nächsten Volkszählung beziehungsweise bei künftigen 
Wahlgängen für jede Gemeinde, für jede Stadt und für 
jeden Bürger die gleichen yorau�setzungen gelten.  -
Ich danke. (Beifall bei SPO und OVP sowie Beifall des 
Bundesrates Dr. Tremmel.) 15.08 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere Wort­
meldungen liegen nicht vor. 
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Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist nicht 
der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  
Wird ein Sch lußwort von der Frau Berichterstatte­

rin gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  
Wir  kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 
Ich bitte jene Bundesrätinnen und B undesräte, die 

dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegenden Be­
sch luß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben. um ein Handzeichen . - Es ist dies S t i m  m e  n -
m e h r h e i t . 

Der Antrag, ke inen Einspruch zu erheben, ist so­
mit a n g e n  0 m m e  n. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das AIDS-Gesetz 
und das Geschlechtskrankheitengesetz geändert wer­
den (967 und l026/NR sowie 4543/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir gelangen 
nun zum 9. Punkt der Tagesordnung: Beschluß des 
Nationalrates vom 6. Mai 1 993 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das AIDS-Gesetz und das Geschlechts­
krankheitengesetz geändert werden. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Gottfried 
Jaud übernommen. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Hohes Haus! Mit 
dem gegenständl ichen Gesetzesbeschluß des National­
rates sol len einzelne Best immungen des AIDS-Geset­
zes, insbesondere die Defin ition dem heutigen Stand 
der medizinischen Wissenschaft angepaßt werden. 

Darüber hinaus sieht der Gesetzesbesch luß vor ,  daß 
die AIDS-Meldungen nicht mehr an die Bezirksver­
waltungsbehörde, sondern direkt an das Bundesmini­
sterium für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
schutz zu erstatten sind . Zur Erstattung solcher Mel­
dungen sol len nicht wie b isher der ärztliche Leiter der 
Krankenanstalten, der Totenbeschauer sowie der Pro­
sektor, sondern auch jeder freiberuflich tätige Arzt 
verpflichtet werden. Weiters wird der Bundesminister 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz aus­
drücklich verpflichtet, die Länder regelmäßig über die 
aktuelle epidemiologische Lage zu informieren. 

Ferner sieht der Gesetzesbesch luß eine Verord­
nungsermächtigung für den Bundesminister für Ge­
sundheit, Sport und Konsumentenschutz hinsichtlich 
der Qualitätskontrolle und Qualitätssicherung der 
HIV-Tests vor. In solchen Verordnungen sol len insbe­
sondere Regelungen über d ie Produktkontrolle und 
Qualitätskontrolle der Labors getroffen werden. 

Die im gegenständl ichen Gesetzesbeschluß enthal­
tene Novel le zum Geschlechtskrankheitengesetz sieht 
eine Anpassung der Bestimmungen über die Beleh­
rung der Geschlechtskranken an d ie analogen Bestim­
m ungen des § 5 Abs. 2 des AIDS-Gesetzes vor. 

Der Gesundheitsausschuß stellt  nach Beratung der 
Vorlage am 1 1 . Mai 1993 m i t  Stimmenmehrheit den 
A n t r a g, kei nen Einspruch zu erheben .  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir gehen in  
die  Debatte ein. 

Ich erteile Herrn Bundesrat Dr. Pumberger das 
Wort . 
15. 1 1  

B undesrat Dr .  Alois Pumberger (FPÖ, Oberöster­
reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter 
Herr B undesminister! Hoher Bundesrat! Es liegt uns 
heute die Novelle des AIDS-Gesetzes vor. Das AIDS­
Gesetz wurde 1 986 beschlossen und hatte den Zweck. 

wirksame Maßnahmen gegen die Verbreitung dieser 
Erkrankung gesetzl ich zu regeln und festzuschreiben. 

In der Zwischenzeit hat sich aber ein iges in den Er­
kenntnissen um diese Erkrankung geändert, ebenso in 
der Definition einzelner Begriffe, und somit war es 
notwendig, eine Novel le dieses Gesetzes zu verfassen.  

Dieses Gesetz beinhaltet einige Ä nderungen . aber 
- da� muß ich kritisieren - es beinhaltet einige wich­
tige Anderungen eben nicht. Ich werde noch darauf 
zu sprechen kommen. 

Ich darf die Krankheit AIDS kurz erklären. Außer 
dem Herrn B undesminister sind ke ine Sachverständi­
gen anwesend. AIDS ist eine erworbene Immun­
schwächekrankheit, eine Virusinfektion, gegen die es 
keine wirksame Behandlung gibt. Etwa zeh n  Mil l io­
nen Menschen sind weltweit mit AIDS infiziert. und 
bei etwa zwei Mil lionen Menschen ist diese Krankheit 
bereits ausgebrochen .  In Österreich sind in etwa 
10 000 Menschen H IV-positiv, das heißt, sie haben 
den AIDS-Virus in sich,  und nich t  ganz 1 000 Leute 
sind daran erkrankt, und die Hälfte davon ist bereits 
davon gestorben. 

Diese Krankheit ist nicht heilbar. Der Krankheits­
ver lauf ist allerdings durch  Medikamente beeinfIuß­
bar. Je früher man d ie Diganose stellt ,  desto besser -
darin sind sich die Experten e inig - kann der Verlauf 
sein ,  und desto länger kan n  man den Ausbruch der 
Krankheit hinausschieben. Im Jahre 2000 werden 
schätzungsweise etwa 1 8  Mil l ionen Menschen welt­
wei t  erkrankt sein .  

Bei dieser Gesetzesnovelle wurde i n  erster Linie 
einmal die Meldepflicht geändert. B isher unterlagen 
nur die Krankenhäuser und auch die Pathologen der 
Meldepflicht; jetzt .. wurde diese Meldepflicht auf alle 
niedergelassenen Arzte ausgedehnt. Das war meines 
Erachtens notwendig, den n  Menschen mit dieser Er­
kra[lkung wenden sich immer mehr an niedergelasse­
ne Arzte. Ich glaube auch,  daß diese HIV-Infektion zu­
nehme.p.d eine zu behandel nde Krankheit der prakti­
schen Arzte wird, wie der Trend auch schon aus Ame­
�.ika erkennbar ist. Es sind auch die niedergelassenen 
Arzte, die fast i m mer die Er.?tdiagnose stellen. Es sind 
auch die niedergelassenen Arzte, zu denen d ie Leute 
am ehesten kom men, um einen H IV-Test, so heißt 
dieser speziel le Test, dur9.hführen zu lassen.  Die Stär­
ke der niedergelassenen Arzte liegt in der Kontinuität 
der Behandlung dieser Menschen u nd in  der Koordi­
nation, also in einer umfassenden Patientenbetreu­
u ng. 

Allgemein bekannt ist: Je früher der Virus erkannt 
und seine Vermehrung gestoppt wird, desto länger 
dauert es b is zum Ausbruch der Erkrankung u nd de­
sto länger ist die symptomfreie Zeit. Es ist also sehr 
wichtig, eine frühzeitige Diagnose zu stellen. Es hat 
auch wesentliche Vorteile, wenn wir  zu einer frühzei­
t igen Diagnose kom men. Daher müssen wir danach 
trachten, solche Tests möglichst frühzeitig durchzu­
führen und entsprechend dem Ergebnis den Patienten 
darauf vorbereiten zu kön nen. 

Es gilt  auch, die Ermittlung der Infektionsquel len 
so schnell wie möglich festzustellen. Es wäre erstre­
benswert - ich vermisse das in d ieser Gesetzesnovelle 
- ,  als Maßnahmen gegen d ie AIDS-Verbreitung frü h­
zeitig und routinemäßig Tests d urchzuführen. Das 
sol lte auch in den Krankenhäusern so gehandhabt 
werden. Im Allgemeinen Kranken haus in Wien war 
dies schon der Fall ,  und in der Universitätsklinik hat 
man diese Tests auch bei jeder Krankenhausaufnahme 
serienmäßig durchgeführt .  Die Rech tslage hat es aber 
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dann verboten. und so mit ist wieder diese Lücke ent­
standen. 

Bei dieser Novelle hätte man dafür vorsorgen kön­
nen, bei jeder Krankenhausaufnahme obligat, und 
zwar in erster Lin ie zum Schutz des Personals, diesen 
Test durchzuführen. Das Personal im Krankenhaus 
muß ja wissen, wie es sich einem AIDS-Patienten ge­
genüber verhalten sol l .  und es muß wissen, welche 
Risken es gibt. wenn man zum Beispiel direkten B lut­
kontakt hat . 

Ebenso obl igate Tests wären in Haftanstalten durch­
zuführen. 

Weiters wäre es unbedingt notwendig - da spreche 
ich den Herrn B undesminister für Gesundheit an - ,  
daß wir HIV-Tests endl ich i n  das Vorsorgemedizin­
programm aufnehmen, daß die Gesundenuntersu­
chungen um den H IV-Test erweitert werden,  denn Pa­
tienten haben sehr oft die Scheu, sich einem AIDS­
Test - in den sogenannten AIDS-Hilfe-Stel len der 
einzelnen Landeshauptstädte ist er kostenlos - zu un­
terziehen. Da gibt es eine große Schwellenangst, und 
die Patienten gehen nicht gern dorthin ,  um einen 
AIDS-Test machen zu lassen .  Sie lassen ihn lieber bei 
ihrem Hausarzt im Rahmen einer Vorsorgeuntersu­
chung machen. Sie haben auch d ie Scheu, einen 
AIDS-Test zu verlangen, da sie glauben, dadurch in ei­
nen schlechten Ruf zu kommen. S ie lassen diesen Test 
viel l ieber im Rahmen einer Vorsorgeuntersuchung 
durchführen. 

Es ist viel einfacher, wenn die Leute zu einer Vor­
sorgeuntersuchung kommen, daß der AIDS-Test rou­
tinemäßig dabei ist. Dann weiß man , ob man HIV-po­
sitiv ist oder nicht. Damit wäre eine große Palette an 
Patienten erreichbar, und bei einem positiven Ergeb­
nis des AIDS-Tests kann man entsprechende vorsor­
gende Maßnahmen ergreifen.  

Auch in  den Mutter-Kind-Paß sol lte man diesen 
AIDS-Test aufnehmen, als Untersuchung sowohl  
beim Kind als auch bei der Mutter. Es  gibt  noch i m­
mer die Lues-Untersuchung, die Syphi lis-Untersu­
chung, die im Mutter-Kind-Paß-Program m  enthalten 
ist , ebenso wie die Toxoplasmose, die noch wichtiger 
ist. Aber HIV-Viren werden noch nicht getestet. Es 
wäre schon die Dringlichkeit gegeben ,  diesen HIV­
Test auch in  den Mutter-Kind-Paß in  Zukunft aufzu­
nehmen. 

Eine weitere Maßnahme gegen die Verbreitung der 
AIDS-Krankheit in unserem Land wäre, daß man an 
den Grenzen Österreichs gewisse Maßnahmen er­
greift, um eine Einwanderung H IV-positiver Men­
schen - der Herr Gesundheitsminister hat bereits sei­
nen skeptischen B lick aufgesetzt - zum indest zu regi­
strieren.  Am besten wäre es. Schritte zu unternehmen, 
1:!m eine Einwanderung HIV-positiver Menschen in 
Osterreich verbieten zu können. Ich habe bereits im 
Sommer vergangenen Jahres diese Forderung aufge­
stel l t  und wurde wegen dieser Forderung vor allem 
von der l inks-grünen Seite im Par lament, namentl ich 
von Frau Petrovic, als Halbfaschist bezeichnet . Der 
Herr Gesundheitsminister wurde auf diese Frage an­
gesprochen, und er hat gesagt, er wol le nicht einmal 
einen Gedanken daran verschwenden .  

Bereits e in  paar Wochen später ist aufgrund einer 
Zeitungsmeldung bekanntgeworden ,  daß Israel auf 
Anregung des Gesundheitsministers von Israel ,  Hei m  
Ramon, mit Wirksamkeit vom 1 .  Jänner 1 993 be­
schlossen hat. daß ab 1 .  Jänner 1 993 infizierte Ein­
wanderer, Gastarbeiter und Langzeittouristen nicht 
einreisen dürfen. Sollten sie schon im Inland sein ,  

werden sie wieder ausgewiesen.  Nicht einmal J uden ,  
die einreisen wollen. dürfen. wenn sie HIV-positiv 
sind. nach Israel einreisen. 

Diese Aktivität des israelischen Gesundheitsmini­
sters ist sehr  löb l ich. und er hat großes Verantwor­
tungsgefühl  der israelischen Bevölkerung gegenüber 
an den Tag gelegt. Es hat mich sehr  gefreut, daß ich 
mit meiner Forderung 14 Tage vorher gar n icht  so 
sc hlecht gelegen bin, und viel leicht bekomme ich 
heute eine Antwort von unserem Herrn Gesundheits­
minister. wie er heute dazu steht. ob er seine .. Mei­
nung der Sprac hlosigkeit'· zu d iesem Thema schon ge­
ändert hat. oder ob er schon neue Erkenntnisse hat 
oder neue Schritte plant. ob man auch in Österreich 
ähn liche Wege gehen wird wie in Israel .  

Das ist aber n icht nur  in Israel so, sondern auch in 
den USA. Der internationale AIDS-Kongreß fand im 
vergangenen Sommer in Amsterdam statt, soUte aber 
ursprünglich in den Vereinigten Staaten stattfi nden. 
Zu diesem AIDS-Kongreß waren erstmalig aber auch 
HIV-positive Patienten geladen, damit diese Stel lung­
nahmen und Debattenbeiträge abgeben können, und 
da in den USA ein Einreiseverbot für HIV-positive 
Menschen besteht, mußte man diesen Kongreß aus 
den Vereinigten Staaten auslagern und in Amsterdam 
durchführen. 

Das liberale Land der Vereinigten Staaten von 
Amerika hat also hier auch eine Maßnahme gesetzt. 
die für den Schutz der Bevölkerung der Vereinigten 
Staaten einen  ganz wesentlichen Bei trag leistet, daß 
die Bevölkerung keinem enorm erhöhten Risiko,  daß 
AIDS-Viren i mportiert werden, ausgesetzt ist. 

Auch Saudi-Arabien hat ähnl iche Maßnahmen ge­
setzt; für Australien gil t  dasselbe. 

Ich möchte daher meine Forderung vom Au­
gust 1 992 wiederholen,  und ich bin schon neugierig 
darauf, wie die Meinung der verantwortlic hen Ge­
sundheitspolit iker jetzt ausschaut . 

Eine weitere Maßnahme dieser AIDS-Gesetz-Novel­
le ist die, daß ein HIV-positiver Patient, der bisher der 
Bezirksverwaltungsbehörde zu melden war, nunmehr 
direkt dem B undesministeriu m  für Gesundheit zu 
melden ist . Darin sehe ich eine gewisse Diskrepanz, 
denn al le meldepflichtigen Krankheiten müssen dem 
Amtsarzt gemeldet werden .  Da die Bezirksverwal­
tungsbehörde die ersJe AnlaufsteI le - auch für die 
Stat istik und für die Uberwachung von Prostituierten 
- ist , sol l te man diese Meldung nach wie vor zuerst 
an die Bezirksverwaltungsbehörde sch icken und nicht 
an das Ministerium. wei l  man so oft kostbare Zeit ver­
liert, wenn das örtliche Gesundheitsamt über das Mi­
nisterium informiert wird. Prostituierte, die regelmä­
ßigen Kontrollen unterzogen werden, könnten erst 
wesentlich später erfaßt werden .  Inzwischen haben sie 
den Wohnsitz gewechselt. sind wieder n icht greifbar, 
haben in der Zwischenzeit wahrschein lich schon v iele 
Kontakte gehabt, und der Ausbreitung der Krankheit 
sind ebenso keine strengen Grenzen gesetzt. 

Auch im Begutachtungsverfahren sind "große" Kri­
tikpunkte laut geworden.  Tirol ,  Vorarlberg, der Städ­
tebund. die Arbeiterkammer, diese haben al le gefor­
dert, daß diese Meldung weiterhin an die Bezirksver­
wa ltungsbehörde gerichtet werden sol le. Die B ischofs­
konferenz hat zudem noch eine U ntersuchungs- und 
Behandlungspflicht gefordert: Pflicht. wohlgemerkt! 

Ein weiteres Problem dieses AIDS-Gesetzes ist -
und das hat sich eigentlich seit dem AIDS-Gesetz 1 986 
nicht geändert - ,  daß § 8 Abs. 3 dieses Gesetzes vor­
schreibt . daß Zuschüsse nur physischen und j urist i-
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schen Personen zur Errichtung und zum Betrieb so l­
cher Ste llen gewährt werden dürfen, mit Rücksicht 
auf die Zah l  der Personen, die die dort gebotene Hilfe 
i n  Anspruch nehmen. Diese m uß zweckmäßig und 
wirtschaftl ich erscheinen. Diese zwei Parameter: 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit. vermisse ich 
ganz besonders bei der österreichischen AIDS-Hilfe. 

Die österreichische AIDS-Hilfe wurde ja i m  vergan­
genen Jahr durch den Rechnungshof geprüft, wei l  der 
Verdacht des Betruges und der fahrlässigen Krida vor­
lag. und der Rechnungshof hat sehr strenge, ja ver­
nichtende Kritik an der österreichischen AIDS-Hilfe 
geäußert. Es ging sogar so weit, daß die AIDS-Hi lfe so­
fort aufgelöst wurde und in Länder-AIDS-Hilfen auf­
geteilt wurde. Es gibt jetzt meines Wissens sieben Lan­
desorganisationen , in sieben Landeshauptstädten be­
findet sich ein AIDS-Hilfebüro - mit der Möglich­
keit. daß dort erkrankte oder nicht erkrankte 
Menschen beraten werden können und dort auch ein 
kostenloser AIDS-Test gemacht werden kann .  

Die  Wirtschaft l ichkeit dieser Insti tution wage ich 
zu bezweifeln .  Allein im lahr 199 1  erhie lt d ie öster­
reichische AIDS-Hilfe 28 Mil l ionen Schil l ing an För­
derung. Die Verantwortl ichen der AIDS-Hi lfe haben 
Liegenschaftskäufe getätigt, ohne vorher bei m  Mini­
sterium rückzufragen, ohne eine Bewill igung einzu­
holen, und das Bundesministeriu m  hat grob fahrlässig 
gehandelt, da es nachträglich und kritiklos die Beträge 
überwiesen hat 

Da i m  Gesetz die Wirtschaftlichkeit vorgeschrieben 
ist - das wird auch mit dieser Novelle Gott sei Dank 
nicht geändert -, möchte ich hier ein Be ispiel von 
Nichtwirtschaftlichkeit dieser AIDS-Hilfe anführen. 
Im lahre 1 99 1  wurden österreichweit sage und schrei­
be 66 B lutabnahmen durchgeführt, und für 66 B lut­
abnahmen wurden 366 Honorarstunden verrechnet. 
Eine B lutabnahme ergibt also 5,5 Stunden Arbeitszeit 
oder 2 000 S Honorar. Im Vergleich dazu bekommt 
ein Vertragsarzt der Gebietskrankenkasse für eine 
B lutabnahme etwa 20 S .  Also die 100fachen Kosten 
entstehen für eine B lutabnahme bei einer AIDS-Hilfe. 
D ie Personalauslastung bei der AIDS-Hilfe ist äußerst 
kritisch zu bewerten. Man hat berechnet. daß für eine 
Beratung b is zu 1 55 Minuten aufgewendet wurden .  
Für  eine Beratung! - Da kann man doch nicht von 
Wirtschaftlichkeit sprechen! 

Es wäre also - ich habe diese Forderung schon ein­
mal gestel l t  - zu überlegen, ob man nicht auch die 
Landes-AIDS-Hilfen auflösen sol l .  S ie kön nten teil­
weise personalmäßig in die bestehenden öffentlichen 
Gesundheitsdienste integriert werden. Dort ist ja ein 
Arzt vorhanden, der die B lutabnahme vornehmen 
kann ;  die psychologische Betreuung können weiter­
hin die Spezialisten der derzeitigen AIDS-Hi lfe durch­
führen. 

Eine Aufgabe, die sich die AIDS-Hilfe angeeignet 
hat, nämlich d ie Information über die Erkrankung, ist 
ja eigentlich eine Aufgabe, die dem B undesministeri­
um obliegt, und es wäre das auch durch das B undes­
ministerium für Gesundheit durchzuführen.  Also da 
könnte man Abhilfe schaffen und d ie AIDS-Hilfe er­
satzlos streichen und einerseits in den öffent lichen 
Gesundheitsdiemt eingl iedern. ander�rseits in den 
Aufgabenbereich der niedergelassenen Arzte. 

Diese AIDS-Gesetz-Novelle ist ein weiterer Beweis 
für die vielen erfolglosen Schritte, die in der letzten 
Zeit, vorwiegend in den letzten Monaten, aber auch 
lahren seitens des Gesundheitsministerium getätigt 
wurden. Dieses AIDS-Gesetz bringt nicht den ge­
wünschten Effekt der Eindämmung der Ausbreitung 

der Krankheit AIDS. Ich ver misse die nöt igen Schritte 
in dieser Novelle. 

Allein die Empfehlung, Safer-Sex-Kondome zu ver­
wenden,  und die Aufklärung unserer Mitbürger genü­
gen nicht ,  um die AIDS-Quote niedrig halten zu kön­
nen. 

Von den HIV-positiven Patienten sind 55 Prozent 
drogensüc:ptig. Trotzdem fordert der Gesundheitsspre­
cher der OVP Dr. Leiner, auch ein Arzt, Heroin auf 
Krankenschein.  obwoht  er weiß, daß in viden Län­
dern dieser Erde dieses Mode ll beziehungsweise dieser 
Versuch klägl ic h gescheitert ist, zu einem Fiasko ge­
führt hat. Und der Gesundheitsmin ister unterstützt 
diesen Gedanken. er kan n  dieser Idee viel abgewin­
nen, und er ist d iskussionsbereit darüber. Ich glaube 
nicht, daß es im Sinne der österreichischen Bürger ist , 
auf der einen Seite eine Drogenliberalisierung in 
Form der Freigabe von Heroi n  auf Krankenschein an 
Drogensüchtige zu bewirken und auf der anderen Sei­
te rigorose Maßnahmen gegen Raucher und B iertrin­
ker zu ergreifen. Da ist das Maß nicht auf der richt igen 
Seite. 

Meine Damen und Herren!  Wir m üssen einen an­
deren Weg in der Gesundheitspolitik gehen.  Wir müs­
sen danach trachten , daß die Lösung der Hauptproble­
me in der Gesundheitspolit ik in Angriff genommen 
wird, beispie lsweise d ie Spitalsreform. Auch ein we­
sent liches Problem ist meines Erachtens die Bekämp­
fung von AIDS. Besonders wichtig ist dabei die Nied­
righaltung der AIDS-Rate . Ich vermisse, wie ich schon 
gesagt habe , da wirksame Maßnahmen. 

Wir brauchen schon den Schutz des Patienten in 
Form der Anonymität, man m uß bei der Meldung 
korrekt vorgehen, so , daß die Anonymität nicht ge­
fährdet wird. Wir brauchen aber auch den Schutz der 
gesunden Bevölkeru ng. Das erachte ich als ganz be­
sonders wichtig! .für den Schutz der noch gesunden 
Bevölkerung in Osterreich wird seitens des Gesund­
heitsministeriums n ichts gemacht.  Das wäre die 
Pflicht des Gesundheitsministers. Ich vermisse aber je­
den Ansatz, der da eine Lösung bringen könnte. 

Meine Damen und Herren! W irksame Maßnahmen 
gegen die Verbreitung von AIDS zu ergreifen, wäre 
Aufgabe, Ziel und Zweck dieser AIDS-Gesetz-Novel­
le. Ich sehe aber keinen Ansatz dazu. Es wird genauso 
wie b isher weitergehen, es wird der Schutz der Bevöl­
kerung in keiner Weise vergrößert, und daher können 
wir Freiheitl ichen dieser Novel le nicht unsere Zu­
stimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 15.34 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster Red­
ner: Herr Bundesrat Ferlitsch .  - Bitte. 
15.34 

Bundesrat Hans Ferlitsch (SPÖ, Kärnten) :  Herr 
Präsident! Herr Bundesminister Dr. M ichael Ausser­
winkler! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!  
Hohes Haus! Da das heute meine erste Rede ist im Ho­
hen Haus, darf ich m ich  ganz kurz vorstel len: Ich bin 
Kärntner so wie der geschätzte Herr Minister, komme 
aus dem Gail tal ,  aus der Karnischen Region und bin 
dort in der kleine n  Langemeinde S1. Stefan im Gailtal 
Bürgermeister. (Beifall.) Danke schön.  

Der heute zu beratende Gesetzesbesch l uß des Natio­
nalrates vom 6. Mai 1 993 betreffend ein B undesgesetz, 
mit dem das AIDS-Gesetz und das Geschlechtskrank­
heitengesetz geändert werden sollen, zeigt, daß man 
sich dieser äußerst schwerwiegenden Problematik be­
wußt ist und von seiten des zuständigen Bundesmini­
steriums für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
schutz mit  großer Verantwortung im Sinne der betrof-
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fenen Menschen sowie auch aller Mitmenschen.  und 
zwar durch vorbeugende Maßnahmen.  hande lt. Das 
erste österrei<.:hische AIDS-Gesetz. e ines der ersten 
dieser Art in Europa , das 1 986 erlassen wurde. so l l  an 
den heutigen medizinischen und wissenschaft lichen 
Stand angepaßt werden. 

Demnach ist die Diagnose AIDS bereits dann anzu­
nehmen, wenn neben dem Nachweis für eine HIV-In­
fektion auch nur eine spe.�ifische Ind ik�ltorerkran­
kung vorliegt. Eine weitere Anderung betrifft d ie Effi­
zienz der Meldungen über AIDS. die direkt an das 
B undesministerm für Gesundhe it,  Sport und Konsu­
mentenschutz zu erfolgen haben. Außer!!em wird der 
Kreis der zur Meld�.ng verpflichteten Arzte auf alle 
freiberuflich tätigen Arzte erweitert. 

Weiters wird der im b isher geltenden AIDS-Gesetz 
enthaltene Begriff "Personen, die gewerbsmäßig Un­
zucht treiben" durch eine Formulierung ersetzt, die 
präziser auf die Vornahme sexueller Handlungen ab­
stellt ,  die mit einem HIV-Infektionsrisiko verbunden 
sind und d ie  daher bei Ausübung der  Prost itution be­
sondere sanitätsrechtliche Bestimmungen erfordern .  
Dies ist dann der Fal l ,  wenn unter Körperkontakt se­
xuelle Handlungen erfo lgen .  Die Neufassung stellt auf 
Duldung oder auf die Vornah me sexueller Handlun­
gen am Körper ab . Das heißt, daß damit nicht nur die 
Ausübung des Geschlechtsverkehrs erfaßt ist, sondern 
sämtl iche sexuelle Handlungen mit Körperkontakt. 

Diese Novelle hält insbesondere vor dem Hinter­
grund auch der Auswirkung auf die Psyche des Betrof­
fenen fest, daß möglichst sicheren Testsystemen zum 
Nachweis einer HIV-Infektion größte Bedeutung zu­
kommt. Daher beinhaltet die Gesetzesnovelle auch 
eine Verordnungsermächtigung, aufgrund welcher 
der Herr Gesundheitsminister weitere Bestimmungen 
über die Oualitätskontrolle und Oual i tätssicherung 
sowie über die Durchführung von Tests treffen kann .  
D ie S icherung der Oualitätskontrolle von Testkids ist 
im Hinb lick auf das B1utspendewesen unabdingbar, 
da man nur auf diese Art und Weise Empfängern von 
Blutkonserven einen höchst möglichen Infektions­
schutz gewähren kann .  

Meine sehr  geschätzten Damen und Herren!  Auf­
grund der Schätzung der Weltgesundheitsorganisation 
gibt es derzeit weltweit 1 ,5 Millionen AIDS-Patienten .  
1 1  bis 1 3  Mill ionen Menschen sol len nach dieser 
Schätzung infiziert sein . In Österreich sind vom Jän­
ner 1 983 bis 3 1 . März 1 993 934 Personen an AIDS er­
krankt , davon sind bereits 575 verstorben. 

Zur näheren I l lustration darf ich Ihnen einige stati­
stische Daten näherbringen, die sich auf unsere Bun­
desländer beziehen. Von 1 983 b is 1 993: im Burgen­
land 9 erkrankt, 4 verstorben; in Kärnten 16 erkrankt, 
8 verstorben; in Niederösterreich 44 erkrankt, 22 ver­
storben; in Oberösterreich 1 63 erkrankt, 1 07 verstor­
ben ;  in Salzburg 47 erkrankt, 29 verstorben; in der 
Steiermark 90 erkrankt , 63 verstorben; in Tirol 78 er­
krankt , 39 verstorben; in Vorarlberg 3 1  erkrankt, 1 4  
verstorben; i n  Wien 456 erkrankt, 2 89 verstorben; das 
ergibt schließlich die Summe von 934 Erkrankten 
und 575 Verstorbenen . 

Aufgetei l t  nach der Risikosituation bedeutet dies. 
daß bei den Homosexuellen 385 erkrankt und 255 ver­
storben sind. In der Drogenszene sind 276 erkrankt, 
146 verstorben .  Bei den Transfusionsempfängern sind 
23 erkrankt, und es gab 16 Todesfalle. Mutter/Kind : 
1 7  erkrankt. 10 Todesfälle .  

Aufgeteilt auf die Statistik der Männer:  Homo­
sexue lle: 255 verstorben; Drogenabhängige: 106 ver­
storben. 

Bei den Frauen: Drogen: 40, Transfusionsempfän­
ger:  1 0. 

Bei den Kindern bis zu 1 3  Jahren gab es bei den 
Knaben 1 1  Todesfälle und bei den Mädchen 9.  

Ich glaube. daß diese Zahlen doch nachdenklich 
machen; da es ja so ist , daß wir in der Vergangenheit 
d ieses '�!1ema nicht gerne angesprochen haben,  wei l  es 
i n  der Offentlichkeit n icht so päsent war, und wir es 
eher verniedlicht haben. Dank unserem Gesundheits­
min ister Dr.  Michael Ausserwinkler ,  dank seiner Ak­
tionen ist es ge lungen,  dieses Thema vol l  in die Öffent­
lichkeit zu bringen .  Wir wollten die Diskussion dar­
über erneut eröffnen, um auf d iesem Weg im speziel­
len d ie Jugend, aber auch al le Erwachsenen,  Eltern 
und Institutionen, die von dieser schweren Krankheit 
befal1enen Menschen. auf die, mit einem Wort gesagt, 
vo m Tod gezeichneten Menschen aufmerksam zu ma­
chen . um in weiterer Folge die notwendigen Maßnah­
men setzen zu kön nen.  

Ein Pionier war diesbezüglich sicherlich Gesund­
heitsminister Ausserwinkler. der es verstanden hat. 
diese ganze Materie in die Öffentl ichkeit zu bringen. 
Wir haben daher die Verpflichtung, alles zu unterneh­
men ,  damit die Aufklärung in dieser Hinsicht we iter­
hin so erfolgt wie bisher, gleichzeitig aber bereits Er­
krankten Hilfestellung angedeihen lassen, und für 
jene Menschen, die zu schützen sind, die notwendigen 
Schritte zu setzen. 

Meine Damen u nd Herren !  Dabei kommt uns si­
cherlich das neue Gesetz sehr  zugute. Denn es ist si­
cherlich so - Herr B undesrat Dr .  Pumberger, Sie als 
praktischer Arzt, werden das beurteilen können, aus 
Ihren Ausführungen ist das aber nicht so ganz hervor­
gegangen -, daß man zur Lösung des Problems AIDS 
sicherlich an der Wurzel packen ,  also bei der Entste­
hung ansetzen m uß. Und da hat der Gesund he itsmini­
ster sehr wohl großartige Aktionen gesetzt (Bundesrat 
lng. P e n z: Mit wenig Erfolg!), und ich darf ihm von 
dieser Stel le aus und als B undesrat der sozialdemokra­
tischen Fraktion herzlich dafür danken, daß dieses 
Thema endlich einmal in die breite Öffentl ichkeit ge­
langt ist und daß auch in weiterer folge Maßnahmen 
gesetzt werden. (Beifall bei der SPO. - Bundesrat Dr. 
P u m b e r g e r: Beispiele!) Beispiele gibt es gen ug. 
(Bundesrat Dr. P u m b e r g e r: Nennen Sie mir ein 
einziges Beispiel!) Gerade Sie als Arzt müßten das wis­
sen: Ich bringe das Beispiel Kondom. (Bundesrat Dr. 
P u m b e r g e r: Das Kondom ist keine Erfindung des 
Herrn Ministers! - Heiterkeit.) 

Es ist so, daß es auch seitens der verschiedenen Ju­
gendorganisationen Aufklärungskampagnen gibt, so 
unter anderem von der sozialdemokratischen Jugend, 
die es verstanden hat, speziel l  für den Bereich der Ju­
gend immenses zu leisten, um die Jugend aufzuklären.  
Man müßte sicherlich auch noch i m  Bereich unserer 
Schulen noch e iniges tun, um eben speziel l  die Ju­
gend auf dieses schwerwiegende Problem aufmerksam 
zu machen, um sie vor d ieser neuen Geißel der 
Menschheit zu warnen. 

Wir von der sozialdemokratischen B u ndesratsfrak­
tion werden daher gegen die vor liegende Novelle des 
AIDS-Gesetzes beziehungsweise des Geschlechts­
krankheitengesetzes keinen Einspruch erheben.  -
Ich daJ}.ke sehr  für Ihre Aufmer�amkeit. (Beifall bei 
der SPO und bei Bundesräten der O VP.) 15.43 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster Red­
ner: Herr Bundesrat Mag. Tusek. Ich erteile ihm das 
Wort. 
15.43 

B undesrat Mag. Gerhard Tusek (ÖVP, Oberöster­
reich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmi­
n ister! Geschätzte Damen und Herren! AIDS, das zen­
trale Thema dieser Debatte, ist eine sehr "junge" 
Krankheit: Seit kaum mehr als zehn Jahren wissen 
wir etwas über d iese erworbene. durch  Viren verur­
sachte Schwächung unseres Immunsystems. Die Erre­
ger, die über Körperflüssigkeiten - vor allem über 
B lut und Sperma - von einem infizierten Menschen 
auf e inen anderen übertragen werden,  setzen sich in 
Zellen unseres B lutes. den T-Helferzel len fest und be­
hindern d iese, ihrer zentralen Funktion im Immunsy­
stem nachzukommen. 

In diesen zeh n  Jahren - beide mei ner Vorredner 
erwähnten d ies - hat sich diese Krankheit derart aus­
gebreitet, sodaß wir heute weltweit bei über 
10 Mi llionen Fäl len von HIV-infizierten Menschen 
halten.  HIV, diese Abkürzung steht für den Erreger 
für Humanes-Immundefizienz-Virus. Es handelt sich 
dabei um ein sogenanntes Lente-Virus, das heißt, daß 
seine Wirkung sehr langsam erfolgt. 

Herr B undesrat Dr. Pumberger hat das ja bereits 
angeführt, wobei ich dazu sagen möchte, daß ich 
mich, was Ihren Analysetei l  anlangt, Herr Doktor, zu 
80 Prozent durchaus Ihrer Meinung anschl ießen 
kann, al lerdings kann ich Ihre Schlußfolgerungen 
nicht so ganz teilen. 

Es gibt also derzeit weltweit etwas mehr als 
10 Mill ionen damit infizierte Menschen: Über 
1 ,5 Mil l ionen Menschen - Kollege Ferl itsch hat das 
auch in seiner Rede erwähnt - zeigen bereits Erkran­
kungssymptome. Die Zah l  der Neuansteckungen ist 
enorm hoch und wird auf täglich - ich betone: täg­
l ich!  - 5 000 geSChätzt! 

In Österreich - auch diese Zahlen haben wir vom 
Vorredner gehört - sind die Zah len etwas anders. 
Hier, Kollege Ferl i tsch,  darf ich Sie aus Aktualitäts­
gründen etwas korrigierren. Ich habe d ie österreichi­
sche AIDS-Statistik h ier, d iesen periodsch herausgege­
benen Bericht des Ministeriums, und zwar vom 
3.  Mai 1 993 . Dieser zeigt genau die Tendenz an, d ie 
Sie auch aufzeigten, daß nämlich die Zahl der Er­
krankten steigt. 

Während Sie, Herr Kollege Ferl i tsch ,  diese Zahl 
mit 934 angaben, gibt es nach der jetzigen neuen Stati­
stik, nämlich der vom 3 .  Mai 1993, bereits 944 Fälle 
von AIDS-Erkrankungen in Österreich; 585 daran 
Gestorbene. Das heißt, d iese Zahl hat sich in den letz­
ten Monaten leider und tragischerweise wieder er­
höht! 

Wir  sehen - gerade diese Sterbl ichkeitsrate von 
wei t  über 50 Prozent zeigt das sehr genau - ,  daß wir 
nahezu hi lflos dieser furchtbaren Krankheit gegen­
überstehen und daß es auch trotz der gewaltigen An­
strengungen zu deren Bekämpfung, d ie Wissenschaft 
und Forschung unternehmen, noch nicht den ge­
wünschten Erfolg gab. 

Es ist - auch das betonten beide meiner Vorredner 
- höchste Zeit, wirklich alles daran zu setzen, d ieser 
Entwicklung Herr zu werden. Was wir h ier in diesem 
Hohen Haus dazu beitragen können, ist , entsprechen­
de Rah menbedingungen zu schaffen und damit Ak­
zente zu setzen,  um der verheerenden Ausbreitung 
dieser Krankheit Einha lt gebieten zu können.  

Ein richtiger Weg dazu war das AIDS-Gesetz aus 
dem Jahre 1986. Die jetzige dritte Novel le - alle zwei 
Jahre wurde dieses Gesetz novell iert - zeigt, daß eine 
rasche Entwicklung auf diesem Gebiet erfolgt. Heute 
geht es - wie beide meiner Vorredner bereits aus­
führten - vor al lem um Anpassungen von Begriffen,  
d ie nicht mehr dem aktuellen Stand der medizini­
schen Wissenschaft entsprechen, so zum Beispiel die 
Bezeichnung für den AIDS-Erreger, der.  nach ver­
schiedenen Bezeichnungen in der Vergangenheit, 
nunmehr einheitlich als "HIV" bezeichnet wird .  

D ie weitere Neufestlegung betr ifft die Diagnose. 
Wie schon erwähnt: e in  positiver H IV-Test und eine 
der spezifischen Indikatorerkrankungen.  

Zu  einem Punkt der Novelle erlaube ich mir,  gera­
de hier i n  der Länderkammer des österreichischen 
Par laments, kri tisch Stel lung zu beziehen. Ich meine 
damit § 3 Abs. 1 ,  in  dem vorgesehen ist, daß d ie Mel­
dung innerhalb einer Woche nach Feststehen der dies­
bezügl ichen Diagnose schriftlich an den Bundesmini­
ster für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
zu erstatten ist. 

D iese Best immung widerspricht dem Subsidiari täts­
prinzip: B isher war es so, daß eine so lche Meldung an 
die Bezirksverwaltungsbehörde erstattet werden muß­
te. D iese neue Best immung bedeutet einen Schritt zu 
mehr Zentralismus; daher erachte ich diese Besti m­
mung aus föderalistischer Sicht für eher problema­
tisch.  Doch ich gestehe schon ein: Es gibt auch in die­
sem Zusam menhang positive Aspekte. Der für mich 
wichtigste positiv�. Aspekt ist die Einbeziehung der 
niedergelassenen Arzte in  das gesamte Meldesystem, 
was sicherlich mehr Effizienz bedeutet. 

Darüber h inaus hat laut diesem Gesetz der Herr 
Bundesminister d ie Länder regelmäßig über die S itua­
tion bezüglich epidemiologischer Erkrankungen zu 
infomieren. - Diese beiden Aspekte halte ich also für 
durchaus positiv, und das kann daher sozusagen als 
Kompensation zu diesem stark zentralistischen Aspekt 
betrachtet werden. In Zukunft wird es aber notwendig 
sein ,  gemei nsam Akzente zu setzen, damit einer weite­
ren Ausbreitung dieser furchtbaren Erkrankung Ein­
halt geboten wird. 

Ganz wesentlich scheint mir in d iesem Zusam men­
hang die verstärkte Aufk lärung der Bevöl kerung und 
eine entsprechende Prävention zu sein .  Sicherl ich ist 
auch d iesbezüglich einiges an Positivem geschehen. 
Ich denke in d iesem Zusammenhang - Herr B undes­
rat Dr.  Pumberger, ich darf Ihre Frage nach einer 
zweiten Maßnah me des Ministers vielleicht ergänzend 
zu meinem Vorredner beantworten - besonders an 
die Enttabuisierung dieses Themas in den Schulen. 
(Der P r ä  s i  d e n  I übernimmt wieder den Vorsitz. )  

Gerade d ie Lehrer s ind es,  die offen an die Behand­
lung dieses Themas herangehen und sehr wertvolle In­
formationen - meist in Zusammenarbei t  mit den 
Schulärzten - den j ungen Menschen geben. Ich glau­
be, das ist ein wichtiger und richtiger Weg, der in Zu­
kunft sogar noch ausgebaut werden sol lte. 

Weitere M aßnahmen in diesem Gesetz betreffen 
eine verstärkte Oualitätskontrolle und Oualitätssiche­
rung im Bereich der D iagnostik :  Ein verläßlicher 
�IDS-Test ist Voraussetzung für die Akzeptanz der 
Arzte in d iesem Bereich. B is dato hörte man von Un­
sicherheitsraten um die 30 Prozent; das führte natür­
L ich zu entsprechender Veru nsicherung, was d ie Zu­
verlässigkeit der D iagnose anlangt. 

Absch ließend möchte ich noch bemerken, daß der 
Schutz der Erkrankten vor D iskriminierung ein wich-
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tiges Anliege!). sein muß. Wir müssen al les daran set­
zen,  diesen Armsten der Armen jede nur mögliche 
Hilfe zuzugestehen. Wir dürfen aber nicht vergessen 
- auch das erwäh nte Herr Dr.  Pumberger - ,  daß 
auch die Gesunden zu schützen sind; ich denke in die­
sem Zusammenhang in erster Linie an das Kranken­
pflegepersonal. 

Gerade jene Menschen, die so aufopfernde Tätigkei­
ten für uns al le leisten, brauchen die S icherheit, daß 
sie in der Ausübung ihres so schweren Berufes n icht 
selbst gesundheit l ich  gefährdet werden.  Dazu wird in 
einer weiteren Novelle die Möglichkeit von Serienun­
tersuchungen zu schaffen sein .  

Die vorliegende Nove lle ist meiner Auffassung 
nach ein Schritt - wenn auch ein kleiner Schritt -
in  die richtige Richtung. Aus diesen Gründen wird 
meine �raktion dazu ihre Zustimmung geben. (Beifall 
bei der O VP und bei Bundesräten der SPO.) 15.52 

Präsident: Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau 
B undesrätin Irene Crepaz. Ich ertei le ihr dieses. 
15 .52 

B undesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tiro l) :  Herr Präsi­
dent !  Herr Minister !  Ich komme nicht aus Kärnten, 
sondern aus Tirol, und werde daher ganz kurz aus Ti­
roler Sicht e in paar Gedanken zu diesem Gesetz ein­
bringen. Ich kann mich wirkl ich kurz fassen ,  da mei­
ne Vorredner ja ausführlich - aus ärztl icher und 
auch  aus statistischer Sicht - d ieses Gesetz beleuchtet 
haben. 

Das Bundesgesetz, mit dem das AIDS-Gesetz und 
das Geschlechtskrankheitengesetz geändert wird, das 
von der sozialdemokratischen Fraktion n icht bean­
sprucht wird, wird in der Hauptsache dem heutigen 
Stand der medizinischen Wissenschaft und medizini­
schen Forschung angepaßt. 

AIDS, vor zehn Jahren noch nahezu u nbekannt, 
und 1986 erstmals auch gesetzlich erfaßt, weitet sich 
aus. In Tirol gab es zum 31. Dezember 1992 
70 AIDS-Kranke, wovon bereits 43 gestorben sind. B is 
zum Jahr 2 000 ist in Tirol mi t  zirka 150 weiteren 
Neuerkrankungen zu rechnen. 

Ich möchte nun auf die problematische Sit uation in 
Tiro l ,  was den Bereich der Sozialarbeiter an langt. ver­
weisen. Es sind bei der AIDS-Hilfe Tirol zurzeit zwei 
Sozialarbeiterinnen zu je 20 Wochenstunden ange­
stellt ;  in den vergangenen Jahren finanzierte das B un­
desministerium für Gesundheit,  Sport und Konsu­
mentenschutz diese Personalkosten. Ab 1994 wird für 
diese beiden Stellen nicht meh r  bezahlt.  Die AIDS­
Hilfe Tirol ist nun in großer Sorge, ob auch das Land 
Tiro l ,  da dieser Bereich in die Landeskompetenz fällt ,  
diese Personalkosten übernehmen wird. 

Es ist unverständlich und verantwortungslos, diese 
Posten streichen zu wol len, wissen wir doch,  daß be­
reits jetzt mehr als 30 HIV-Positive beziehungsweise 
an AIDS Erkrankte von der AIDS-Hilfe Tirol  sozialar­
beiterisch betreut werden. Ein wichtiger Punkt ist, 
daß die Anonymität der Klienten gewahrt und die 
Möglichkeit zu freiwilligen Tests auch weiterhin nicht 
in  Frage gestel l t  ist . 

Sorgen bereitet der AIDS-Hi lfe Tirol und auch mir, 
daß durch die Krimi nalisierung der HIV-Positiven die 
Motivation zu freiwil l igen Tests ungünstig beeinflußt 
wird. Erfahrungen aus dem Ausland bestätigen, daß 
eine restriktive AIDS-Politik  dazu führt,  daß Betroffe­
ne Beratung und Hilfsangebote nicht mehr in An­
spruch nehmen. Die subsidiäre Zuständigkeit des 
Strafrechtes in bezug auf HIV-Positive wird immer öf­
ter angewendet. Ich spreche h ier von den §§  1 7 8  und 

1 79 des Strafgesetzbuches betreffend vorsetzliehe Ge­
fährdung von Menschen durch übertragbare Krank­
heiten .  

Laut Arbe itsauftrag des Ministeriums wird zurzeit 
in 25 Wochenarbeitsstu nden Jugend- und Schulinfor­
mation durchgeführt. Nun sol l  - laut Auftrag des Mi­
nisteriums - in diesen Bereichen verstärkt die AIDS­
Hilfe Tirol tätig  werden .  Nicht nur in Schulen,  son­
dern auch im sozialen Insitutionen , in verschiedenen 
�inrichtungen der Erwachsenenbi ldung bis hin zur 
Arzteschaft besteht großes Interesse nac h Informa­
tio ns- beziehungsweise Fortbildungsveranstaltungen. 
Bis vor kurzem konnte d ieser bestehenden Nachfrage 
-:7' wen n  auch mit Schwierigkeiten wie: Ableisten von 
Uberstunden et cetera - gerade noch nachgekommen 
werden.  

Die Grenzen der Kapazität sind aber nun i n  diesem 
Bereich erreic ht: Es feh len mindestens 10 Wochen­
stunden. Finanzierungsmöglichkeiten werden über­
legt; Gespräche mit den zuständigen Politikern in 
Stadt und Land müssen noch geführt werden. 

Meine Damen und Herren!  AIDS-Kranke bedürfen 
unserer Hilfe - es darf nicht zu Ausgrenzung oder 
Isolation kommen. AIDS-Kranke sind oft obdachlos. 
und obdachlose AIDS-Kranke haben auf dem freien 
Wohnungsmarkt so gut wie keine Chance , e inen 
preislich halbwegs erschwingl ichen Wohnraum zu 
finden.  

AIDS ist  keine Strafe Gottes, aber eine noch immer 
tödliche Krankheit, die epidemische Ausmaße errei­
chen kann. Da�u trägt auch die Prostitution bei: In  Ti­
rol gibt es die Uberwac hung der Prostituierten - den 
Straßenstrich jedoch ausgenommen, denn was im 
" hei ligen Land" Tirol nicht sein darf, gibt es auch 
nicht. (Heiterkeit.) So ist es auch zu erklären, daß an­
geblich  die Hälfte der auf der Straße tätigen Prostitu­
ierten HIV-positiv ist . 

Weiters muß gesagt werden, daß HIV-Positive bezie­
hungsweise an AIDS erkrankte j unge Erwachsene oft 
auch Drogenabhängige beziehungsweise ehemalige 
Drogenabhängige sind, d ie aufgrund ihrer Persönlich­
keitsstruktur nur schwer anpassungsfähig und zum 
Tei l  auch gefährdet in bezug auf drohende Verwahrlo­
sung sind. Daher ist es u mso notwendiger, daß diese 
Menschen kontinuierl ich betreut werden und auch 
Wohnraum erhalten können. Medizinische Vorsorge, 
Betreuung, Information, Wohnraum, Sterbebeglei­
tung - alles Bereiche, die nicht nur unsere Aufmerk­
samkeit und Zuwendung benötigen,  sondern wozu es 
auch finanzie ller Mittel bedarf. 

Ich hoffe, daß das Gesundheitsminic;terium die 
AIDS-Hilfe Tirol wei terhin finanziel l  unterstützen 
wird. -: Ich 4.anke für I hre Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei SPO und O VP.) 15.57 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist  dies nicht 
der Fal l .  

Die Debatte i s t  gesch lossen. 
Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schlußwort 

gewünscht? - Das ist auch nicht der Fal l .  
Wir  kommen daher zur  A b  s t i m  m u n g. 
Ich bitte jene B undesrätinnen und Bundesräte, die 

dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegenden Be­
schluß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben ,  um ein Handzeichen. - Es ist dies S t i m  m e n -
m e  h r h e i t .  
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Präsident 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben ,  ist so­
mit a n  g e n 0 m m e  n. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 6. Mai 1993 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Tuberkulose­
gesetz sowie die Tuberkulosegesetz-Novelle, BGB!. 
Nr. 17/1992, geändert werden und das Bundesgesetz 
über Schutzimpfungen gegen Tuberkulose aufgehoben 
wird (977 und 1027/NR sowie 4544/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 1 0. Punkt der Ta­
gesordnung: Besch luß des Nationalrates vom 6. Mai 
1 993 betreffend ein B undesgesetz, mit dem das Tuber­
kulosegesetz sowie die Tuberkulosegesetz-Novel le, 
BGBI. Nr.  1 7/ 1 992 geändert werden und das Bundes­
gesetz über Schutzimpfungen gegen Tuberkulose auf­
gehoben wird. 

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat Gottfried 
Jaud übernommen. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Hohes Haus! Die 
Tuberkulose zäh lt nach wie vor zu den gefürchtesten 
Infektionskrankheiten. In der Vergangenheit wurde 
durch BCG-Impfungen im Säuglingsalter dieser 
Krankheit vorgebeugt. Da die BeG-Impfu ng jedoch 
nicht ungefährlich ist und mit einer Reihe von schwe­
ren, in seltenen Fällen sogar tödlich verlaufenden 
Kompl ikationen behaftet ist, sind die Nutzen und Ri­
siken bei ihrer Vornahme besonders sorgfältig abzu­
wägen. Dies gil t  vor al lem für Länder mit einet. sehr 
geringen Tuberkulosedurchseuchung, wie eben Oster­
reich .  

Bei  einem nur geringen Infektionsrisiko für Kinder 
sind sehr  hohe Impfquoten erforderlich,  um einige 
wenige, in der Regel durch den medizin ischen Fort­
schritt sehr  aussichtsreich behandelbare Tuberkulose­
fäl le zu verhüten. 

Aus dieser S icht wurden Massenimpfungen gegen 
Tuberkulose in Schweden bereits 1 975 eingestellt. In  
der  Schweiz wurden generelle BCG-Impf,:,;ngen seit 
dem Jahre 1 987 nicht mehr empfohlen. In Osterreich 
sprach sich der Oberste Sanitätsrat erstmals im Jah­
re 1989 dafür aus, generel le BCG-Impfungen im 
Säuglingsalter einzustellen und nur  mehr gezielt bei 
einem erhöhten Infektionsrisiko zu impfen.  Diese 
Empfehlung wurde vom Obersten Sanitätsrat im Jah­
re 1991  bekräftigt und die besonderen Einzelfälle ei­
ner erhöhten Tuberkuloseansteckungsgefahr präzi­
siert. Im Hinblick auf d ie gegebenen medizinischen 
Möglichkeiten zur Behandlung von Tuberkulosekran­
ken und der dadurch geänderten fachlichen Auffas­
sung dazu, sol l  das Bundesgesetz über Schutzimpfu n­
gen gegen Tuberkulose aufgehoben werden. 

Der vorliegende Gesetzesbesch luß sieht jedoch -
i m  Zusammenhang mit der erhöhten Bedeutung der 
Früherkennung tuberkulärer Erkrankungen - vor ,  
d ie  Bestimmungen des Tuberkulosegesetzes über die 
Verpfl ichtung der Bezirksverwaltungsbehörde zur 
D urchführung von Erhebungen und Untersuch ungen 
über das Auftreten der Tuberkulose zu erweitern. 

Der Gesundheitsausschuß stellt nach Beratung der 
Vorlage am 1 1 . Mai 1 993 mit Stimmenmehrheit den 
A n  t r a g, keinen Einspruch zu erheben.  

Präsident: Wir gehen in  die Debatte ein .  
Zum Wort gemeldet hat  sich Herr B undesrat Dr.  

Alois Pumberger .  Ich erteile ihm dieses. 
16.00 

B u ndesrat Dr .  Alois Pumberger (FPÖ, Oberöster­
reich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter 
Herr B undesminister! Wie vom Herrn Berichterstat-

ter bere its gesagt wurde , ist die Tuberkulose nach wie 
vor eine der gefürchtetsten Infektionskrankheiten. In  
der  Vergangenheit wurde dieser Infektionskrankheit 
sehr wirksam mit Hilfe einer Impfung vorgebeugt. 
Die sogenannte BCG-Impfung - das ist e ine Abkür­
zung für Bazill us Calmette G uerain - hat einen nahe­
zu hundertprozentigen Impfschutz gewährleistet. Sie 
wurde bereits im Säuglingsal ter , in den ersten Lebens­
wochen, durchgeführt, und die Bevölkerung ist in ei­
nem hohen Ausmaß durchgeimpft und wirksam ge­
gen Tuberkulose geschützt. 

Das hat dazu geführt, daß in einigen Ländern, weil 
ehen die Tuberkulose schon sehr  se lten aufgetreten 
ist , etwa in Schweden bereits 1 975 ,  diese Massen imp­
fungen eingestellt  wurden. Die Schweiz ist diesbezüg­
l ich Schweden im Jahre 1987 gefolgt. Ab 1 987 wurde 
die BCG-ImpfuXlg auch in der Schweiz n icht mehr  
empfohlen. In Osterreich hat sich der Oberste Sani­
tätsrat erstmals 1 989 dafür ausgesprochen, diese Mas­
senimpfungen einzustel len. Und er hat - was mich 
sehr wundert - diese Forderung im Jahre 1991 sogar 
bekräftigt. Das wundert mich deshalb, weil sich zwi­
schen den Jahren 1989 u nd 199 1  einiges getan hat. 

Durch die Ostöffnung haben wir in Österreich eine 
enorme Zuwanderung von Menschen, d ie aus Län­
dern mit einer sehr  hohen TBC-Inzidenz kommen, 
und g�rade die Menschen,  d ie aus diesen Ländern 
nach Osterreich kommen. haben meist selbst keinen 
TBC-Schutz, wei l  in diesen Ländern diese Impfungen 
großteils n icht massenweise durchgeführt wurden ;  oft 
sind sie Keimträger und in einem hohen Maße tuber­
kulinprobenpositiv. Das heißt, sie haben unter Um­
ständen eine offene Tuberkulose, die bei der Einreise 
nicht erfaßt werden kann .  Offene Tuberkulose heißt, 
daß sie Keime über das Sputum abhusten und daher 
zu einer Infektion der M itmenschen beitragen.  

Diese Ostöffnung hat  unter andexem auch zu einem 
Anstieg der Tuberkuloserate in Osterreich geführt. 
Auch Presse meldungen haben das gezeigt. In der 
"Wiener Zeitung" vom 6. Mai heißt es ��wa: "TBC im 
Vormarsch." Wir wissen also, daß in Osterreich die 
Zahl der Tuberkuloseerkrankungen im Steigen be­
griffen ist - entgegen den Behauptungen des Herrn 
Gesundheitsministers, der gesagt hat, daß die Zahl der 
an Tuberkulose Erkrankten im Sinken sei .  So sind in 
Kärnten, wie ich einem Bericht  entnehme, bereits 
zwischen 1990 und 1 99 1  gehäuft Fälle aufgetreten ,  
und  in  anderen B undesländern,  wie etwa in Ober­
österreich, ist dasselbe zu beobachten.  Außerdem ha­
ben wir ,  soweit mir  bekannt ist, zirka 60 000 bis 
70 000 Flüchtl inge aus dem e hemaligen Jugoslawien 
bei uns, und auch unter diesen Menschen ist eine 
hohe Rate an Tuberkuloseerkrankten bekannt.  

Gerade in  einer Zeit, da wir eine Zunahme der Ein­
schleppmöglichkeiten nach Österreich beobachten. 
da wir wissen, daß in Afrika eine sehr  hohe Durchseu­
chung m it Tuberkulose gegeben ist, preschen wir mit 
einer Gesetzesnovelle vor, die als Hauptpunkt die 
Aufhebung der Massenschutzimpfungen im Säug­
l ingsalter vorsieht!  Ich hätte schon eher dazu geraten, 
daß wir uns noch einige Jahre Zeit  lassen ,  bevor wir 
dieses Gesetz beschließen, bis wir wissen ,  ob sich ei­
nerseits die Ostöffnung negativ für die Einschleppung 
von Tuberkulosekeimen und a ndererseits die Krise in 
unserem südlichen Nachbarland �.ugoslawien maß­
gebl ich auf die Erkrankungszah l  in Osterreich auswir­
ken .  

Jetzt ist es  ja noch so, daß der  größte Tei l  der Bevöl­
kerung aktiv gesch ützt ist. Aber es sind schon drei bis 
vier Jahre vergangen,  in  denen die Säuglinge nicht 

570. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)56 von 58

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 570.  Sitzung - 1 3 .  Mai 1993 277 1 9  

Dr. Alois Pumberger 

mehr geimpft worden sind. Gerade die Kleinsten und 
die Schwächsten unserer Gesellschaft sind jetzt nicht 
mehr geschützt und einem erhöhten Infektionsrisiko 
ausgesetzt. Man hat zwar die Risikopersonen genau 
aufgelistet und gesagt , daß man solchen Leuten nach 
wie vor die Impfu ng empfiehlt .  Die Durchführung ist 
aber auch ein Problem für sich. Es muß zuerst ein of­
fener Tuberkulosefall etwa in einer Wohngemein­
schaft oder in einem engeren Lebensraum m it einem 
Tuberkulosekranken bekannt werden,  erst dann kann 
man untersuchen , wer noch erkrankt ist. Die Tuber­
kulosefürsorgeste I len sind aufgerufen. genauere Un­
tersuchungen durchzuführen und der Vorsorge höhe­
re Aufmerksam keit zu schenken. N ur haben wir we­
nig gavon, wen n  wir eine vermehrte Erkrankungszahl 
in Osterreich haben. Es wäre viel klüger gewesen, 
wenn wir noch zugewartet hätten,  wie sich die Ostöff­
nung und die Probleme im früheren Jugoslawien be i 
uns auswirken. 

Ein weiteres Manko in diesem Gesetz ist folgendes: 
B isher hat ein A nstellungsverbot für Leute geherrscht, 
d ie einem erhöhten Ansteckungsrisiko ausgesetzt wa­
ren .  Für Mitarbeiter in AIDS-Stationen.  TBC-Statio­
nen, pathologischen Instituten, bakteriologischen La­
bors oder beispielsweise auch in TBC-Fürsorgestatio­
nen bestand, wenn sie tuberku l intestnegativ waren,  
das heißt, wenn sie keinen wirksamen Schutz hatten. 
keine Antikörper gegen den Tuberkelbazi l lus in sich 
trugen, bisher ein Anstel lungsverbot . 

Ich bin einverstanden damit. daß man dieses Anstel­
lungsverbot aufhebt.  Im selben Gesetz sollte aber fest­
geschrieben werden ,  daß man diesem Personal , das na­
türlich in erhöhtem Maße zur Erkrankung an Tuber­
kulose neigt, vorschreibt. daß es sich vorsorgend imp­
fen läßt, damit niemand von diesen Leuten diese 
Krankheit durchmachen muß. Es wäre also notwen­
dig gewesen, in diesem Gesetz für tuberkulintestnega­
tives Personal diese Impfungen vorzuschreiben, an­
statt von einem Anstellungsverbot zur völ ligen Igno­
ranz der Tuberkuloseinfektion überzugehen. Das hät­
te sicher mehr Sinn gehabt, wurde in diesem Gesetz 
aber nicht durchgeführt. Das muß ich hier ganz deut­
l ich kritisieren. 

Ähnlich wie bei der AIDS-Erkrankung haben wir 
auch die große Gefahr der Einschleppung von Tuber­
kelkeimen - wie ich anfangs schq.n erwähnt habe -
gerade bei Menschen, die nach Osterreich einwan­
dern wollen und aus Ländern m it einer sehr hohen 
Tuberkuloseinzidenz kommen . Bei diesen sol l te man 
bei der Einreise verpflichtend eine Tuberkulinprobe 
durchführen , und wenn diese positiv ist , so müßte 
man ja keine Zurückweisung vornehmen, sondern 
man könnte eine Behandlungspflicht aussprec hen . 
Denn d ie Tuberkulose ist im Unterschied zu AIDS 
eine Krankheit, gegen die sehr wirksame Medikamen­
te zur Verfügung stehen und für d ie - mit Ausnahme 
weniger Fälle - eine hundertprozentige Heilung 
möglich ist. Eine verpflichtende Tuberkul i nprobe für 
E inwanderer aus Ländern mit einer hohen Tuberku­
loseinzidenz wäre sinnvoll  zum Schutz vor e iner Aus­
breitung dieser Krankheit i n  unserem Lande. 

Auch das vermisse ich in diesem Gesetz. Ich glaube, 
daß im Hinblick auf das erhöhte Risiko durch die Ost­
öffnung und die Jugoslawien-Krise zum derzeitigen 
Zeitpunkt die Aufhebung der Impfpflicht bei Säuglin­
gen keinesfalls sinnvo ll ist. Daher können wir Frei­
heitlichen diesem Geset�. unsere Zustim mung nicht 
geben. (Beifall bei der FPO.) 16.10 

Präsident: Als nächster erteile ich Frau Bundesrätin 
I lse Giesinger das Wort. 

/6 .lO 
Bundesrätin I lse Giesinger (ÖVP . Vorarlberg): Herr 

Präsident!  Herr Minister! Sehr geehrte Damen und 
Herren des B undesrates! Bei der Tuberkulosegesetz­
Novelle geht es vor allem darum, die heutigen Kennt­
nisse über Tuberkulose in der Weise umzusetzen,  daß 
die allgemeine BCG-Impfung im Säuglingsalter nicht 
mehr erfolgen wird.  Das heißt , das Bundesgesetz über 
die Schutzimpfung gegen Tuberkulose wird aufgeho­
ben .  

Zwar zäh lt d ie Tuberku lose nach wie vor zu den ge­
fürchtetsten Infektionskrankheiten,  jedoch sind d ie 
heuigen medizinischen Möglichkeiten für die Be­
handlung von Tuberku lose bedeutend größer, als das 
früher der Fal l war, sie sind auch relativ erfolgreich.  
Außerdem sind BCG-Impfungen nicht ungefährlich; 
sie können in seltenen Fällen sogar bis zum Tode füh­
ren. 

Daher ist es meiner Meinung nach auch s innvo lL 
so lche Impfungen nicht mehr automatisch  durchzu­
führen, vor allem wo man weiß, daß Fachleute die In­
fektionsrate bei zweijährigen Kindern mit 0.0 1 Pro­
zent angeben .  Das heißt, es müßten 10 000 Kinder. die 
zwei Jahre alt sind ,  getestet werden ,  damit man eine 
Infektion findet! Und bei diesen 0.01 Prozent von 
Zweijährigen bricht dann noch einmal nur bei 10  bis 
20 Prozent tatsächlich eine Erkrankung aus. Das 
heißt, wenn zweijährige Kinder infiziert sind, muß es 
nicht immer zum Krankheitsausbruch kommen. be­
ziehungsweise von zehn infizierten zweijährigen Kin­
dern erkranken dann tatsächlich ein bis zwei Kinder. 

Da Kinder im Säuglingsalter nun nicht mehr auto­
matisch gegen Tuberkulose geimpft werden, kommt 
natürlich der Früherkennung erhöhte Bedeutung zu. 
Diese Tuberku losegesetz-Novelle erweitert daher auch 
die Verpfl ichtung der Bezirksverwaltungsbehörden 
zur Durchführung von Erhebungen und Untersu­
chungen über das Auftreten der Tuberkulose. 

Etwas, Herr Minister, möchte ich Ihnen als Bitte 
mitgeben: Es sind Überlegungen im Gange, daß laut  
den Erläuterungen  beziehungsweise Durchführungs­
best immungen dieses Gesetzes Tuberkulintestungen 
im zwei ten ,  siebenten, zeh nten und vierzehnten Le­
bensjahr vorzunehmen sind. Hierüber ist d ie Sanitäts­
abtei lung des Landes Vorarlberg gar nicht glücklich, 
und zwar aus folgenden Gründen:  

Erstens können zu häufige Testungen unter Um­
ständen zu falschen positiven Ergebnissen führen. 
Beim Test beko m mt man einen Stempel auf d ie Ellen­
beuge, wobei die vier Zacken dieses Stempels mit Tu­
berkulin beschickt sind. Diese Testung ist, was die 
Aussagekraft anlangt, nicht ganz unumstritten,  da sie 
u nter U mständen auch falsch positiv bei anderen I n­
fektionen reagieren kann.  In solchen Fällen müssen 
noch weitere Tuberkulosetests durchgeführt werden.  

Zweitens würde das zum Beispiel für Vorarlberg 
bedeuten,  daß zirka 1 5  000 K inder im Jahr getestet 
werden müssen .  Das ist ein großer Aufwand an Zeit, 
und d ie Kosten würden in die Hunderttausende von 
Schi l l ingen gehen.  Und das muß man in der Relation 
zum vorhin genannten Beispie l  betreffend infizierte 
Kinder sehen. 

Ich glaube, daß d iesbezüglich seitens des Ministeri­
ums eine andere Lösung gefunden werden sol lte, und 
zwar in der Weise , daß n icht generelle Testungen er­
folgen, sondern ind ividuelle Testungen bei gefährde­
ten Kindern und Erwachsenen, aber diese, wenn not­
wendig, um so häufiger durchgeführt werden. Dies 
würde den heutigen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
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wo hl  mehr entsprechen. und es erfordert daher auch 
ein U mdenken in der Gesundhe itspo litik. Ich habe 
darüber auch mit einem Kinderarzt gesprochen, und 
er hat mir gesagt, daß er dies sehr begrüßen und als 
positiv empfinden würde. 

Dieses Umdenken in der Gesundheitspolitik sollte 
in der Weise erfolgen. daß nicht mehr genere l l  I mpf­
aktionen durchgeführt werden, sondern nur dort, wo 
es notwendig und sinnvo l l  ist. Dies könnte ich mir 
aber nicht nur bei Tuberkulose, sondern auch in an­
deren Bereichen vorstellen. Individuel l  so l lten Imp­
fungen zum Beispiel bei Mitgliedern von gefährdeten 
Gruppen durchgefü hrt werden. und da sollten auch 
Testungen umso häufiger vorgenommen werden. 

Ich möchte Sie, Herr Minister, daher bitten, dies 
nochmals zu überdenken; vielleicht können Sie mir 
heute schon eine positive Antwort dazu geben. -::- Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit . (Beifall bei der O VP.) 
16.16 

Präsident: Weiters zum Wort gemeldet ist Frau 
Bundesrätin Christine Hies. Ich erteile ihr dieses. 
16.16 

Bundesrätin Christine Hies (SPÖ, Wien): Herr Prä­
sident ! Herr B undesminister ! Sehr  geschätzte Kol le­
ginnen und Kol legen! Da ich das meiste nun wah r­
scheinlich schon zu m dritten Mal wiederholen würde. 
möchte ich zum Einstieg lieber ein bisserl darüber 
nachdenken, wie es früher war und wie gut es uns jetzt 
eigentlich in bezug auf d ie Tuberkulose geht. 

Wie ich nachgelesen habe, gab es zur Jahrhundert­
wende und bis in die zwanziger Jahre h inein sehr viele 
Fäl le von Tuberkulose sowie auch von Rach itis. D ie 
Tuberkulose hatte dazumals den traurigen Namen 
"Wiener Krankheit" , und mir  persönlich fäl lt dazu 
die Zusammenballung vieler ärmerer Menschen auf 
engstem Raum auch noch in meiner Kindheit in den 
Zinskasernen der Vorstädte ein. 

Ich kann mich noch sehr  gut daran erinnern, daß 
mein Vater einmal nach Hause kam - wir waren fünf 
Kinder, es ging u ns aber Gott sei Dank relativ gut -
und sagte: Wir bekommen ein Kostkind, das im Ne­
benhaus meiner Werkstätte wohnt, in der Lungenheil­
stätte war und aufgepäppelt werden muß. Und ich 
kann mich seh r  gut daran erinnern, daß dieser B u b  
damals gesagt hat: Was, b e i  euch gibt  e s  Rindsuppe, a 
Hauptspeis' und a Nachspeis'? Und ich kann m ich  
auch erinnern, daß ich ihm einmal Obst nach Hause 
gebracht habe.  U nd es ist mir wirklich unvergeßlich,  
in  welchem "Loch" er damals mit seiner Mutter, die 
Alleinerzieherin war, gelebt hat. 

Da war es wirklich nicht �ehr  verwunderl ich ,  daß 
solche Krankheiten ausgebrochen sind. Und dassel be 
fäl l t  mir eben jetzt bei unseren ausländischen Mitbür­
gern ein, die besonders in Wien seh r  sch lecht unterge­
bracht sind. Die u nseriösesten Hausbesitzer vermieten 
ihnen wirklich d ie miesesten Kammerln, die feucht 
sind, und verlangen pro Bett einen Schippel Geld.  
Und da sehe ich sehr wohl die Gefahr, daß die Tuber­
kulose wieder im Kommen ist. 

Zur Durchimpfung der Kinder: Ich habe mich zu­
erst auch gefragt, warum man das wirklich nicht mehr 

macht.  Ich habe m ich mit diesen Dingen nicht so gut 
ausgekannt. Aber wenn dieses Impfrisiko wirklich so 
hoch ist und es andere Möglichkeiten der Vorsorge 
gibt, dann sehe ich wirkl ich nicht ein, warum ich ris­
kieren sol l .  daß mein Enkelki nd vielleicht einmal 
krank wird und stirbt, nur weil wir uns einbilden,  daß 
diese Impfung generell durchgeführt werden muß. 
(Die Rednerin blättert in ihren Unterlagen.) Entschuldi­
gen Sie diese Pause. Ich wi l l  nur nicht al les wiederho­
len, was schon gebracht wurde. 

Ich finde, es gi l t  jetzt, grundsätzlich ganz andere 
Maßnahmen zu setzen. als jeden Bürger bei der Ge­
burt zu impfen. Und das verlangt eine andere Verwal­
tungsorganisation, sowoh l  was die Verteilung der Auf­
gaben als auch was deren Durchführung betrifft. Der 
Herr Gesundheitsminister ist, soweit dies in seine 
Kompetenzen fällt ,  aufgerufen, diese Änderungen 
rasch und konsequent in die Wege zu leiten und auch 
zu überwachen. Ebenso sind aber auch die Landes­
und Ko mmunal- und Bezirkspolitiker aufgerufen,  die 
beschlossenen Maßnahmen im Hinblick auf ihre posi­
tive Auswirkung zu beobachten. Ich glaube, wenn 
man das in diesem Sinne tut. wird auch der Tuberku­
lose keine Chance gegeben.  Die sozialistische Fraktion 
sti mmtßaher dieser Novel le zu. - Danke. (Beifall bei 
der SPO.) 16.19 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies n icht 
der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  
Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schlußwort 

gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 
Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, die 

dem Antrag zust immen, gegen den vorliegenden Be­
sch luß des Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben ,  um ein Handzeichen .  - Es ist dies S t i m  m e  n -
m e h r h e i t . 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben , ist so­
mit  a n g e n o m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten bezie­

hungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt drei 
Anfragen,  938/1 bis 940/J, eingracht wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
B undesrates wird auf schriftlichem Wege erfolgen .  Als 
Sitzungstermin ist Dienstag, der 8. Juni 1 993 , 9 Uhr 
in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen ins­
besondere jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat b is dahin verabschiedet haben wird, soweit sie 
dem Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des B undesrates unterliegen. 

D ie Ausschußvorberatungen sind für Montag, den 
7 .  Juni 1993, ab 1 4 .00 U h r  vorgesehen. 

Die Sitzung ist g e  s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 1 6  Uhr 2 1  Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 93 0 122 

570. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 58

www.parlament.gv.at




